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Kleinhaus- oder GroßhausMirtschaft
von Friedrich Paulsen, Berlin.

Die nachfolgenden Ausführungen wurden in einem

Vortrag am 9. Mai 1921 gemacht, im folgenden
Jahre erschienen sie im Druck und fanden einige
Verbreitung.

Inzwischen sind sehr erhebliche Geldmittel — in

den Jahren 1924—1930 etwa 17 Milliarden Mark
— in Wohnhäusern angelegt worden, und der An-

teil, den man in Massenmiethäuser und in die

Großstädte geleitet hat, ist von Jahr zu Jahr
gestiegen, bis durch die wirtschaftlichen Ereignisse
des Jahres 1931 eine Umkehr erzwungen wurde.

Für die Wohnungspolitik und das Wohnbauwesen
ergab sich daraus eine gegenüber den vergangenen
Jahren veränderte Zielsetzung Sie geht in einer

Richtung, die ich schon in dem Vortrage des Jahres
1921 anstrebte.

Die Verstärkung der bäuerlichen und Landarbeiter-

siedlung sowie die Stadtrandsiedlung sind die

Zeichen dieser Umkehr. Aber die Verteidiger
eines weiteren Zuwachses der Großstädte, womög-
lich in Häusern, die ihre Bestform erst bei 10 oder
15 Stockwerken erlangen, widmen sich nur aus

Mangel an anderer ertragreicher Tätigkeit dem

FlachbaU, ihr Ziel bleibt der mit allen Künsten
der Ingenieurwissenschaftausgestattete Wohnturm,
die Wohnmaschinefür die Maschine Mensch.

Den Ausführungenvon 1921 sind an einer Reihe
VOU Stellen Zusätze eingefügt, die durch die Um-
bildung der Verhältnissebedingt find. Andere Ab-

schnitte- die heute ohne Bedeutung sind, wurden

ausgewetzt

Man soll nicht die Häuser
vergleichen, sondern das Hausen.

Seit die Leiden unserer Zeit —- übrigens schon
vor dem Kriege — in ursächlicheBeziehung zu
unserer Wohnweise gebracht werden, sehen viele das

Heil, das das Mietkasernenelend ablösen soll, in
dem Kleinhause Von ihm erwartet man das Ende
der körperlichen, geistigen, seelischen Übel und be-
denkt doch zu oft nicht, daß man das Wirtschaften,
Denken, Fühlen, Wollen, wie es unsere Zeit gelernt
hat, nicht einfach aus einer Hausform in die andere

hinübernehmendarf, wenn sich nicht alle Hoffnungen
als eitel erweisen sollen. Doch kommt es in der

Regel garnicht soweit: man Vergleicht die Baukosten
und jede Partei sagt, der Vorschlag der anderen

bedinge zu hohe Kosten. Zahlen sollen das beweisen,
aber Zahlen beweisen bekanntlich alles. So glaubt
denn keiner den Zahlen des andern und der Streit
erneut sich, denn Zahlen überzeugen in der Regel
nicht.

Die Frage ist, ob dies Vergleichen der Baukosten
irgend etwas Wesentliches beweist. Kann man

denn ein in sich lebendes Wesen wie ein Haus mit
Garten mit. einigen Zellen in einer Mietkaserne ver-

gleichen? In einem Steinblock, der nicht in lebens-
fähige Teile aufgeteilt werden kann? Man könnte
wohl vergleichen, ob die Baukosten von drei Miet-
kasernen mit zusammen 500 Wohnungen, oder die
einer geschlossenen Siedlung von 500 Häuschenhöher
find. Aber für die Vergleichung der Wohnungen
ist das ziemlich müßig. Wenn wirklich jede Wohnung

- Küche und drei Stuben, mit Flur 60 qm hat, sind
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sie damit gleichwertig? Die Bausummen weichen
nicht wesentlich von einander ab. Das wird von

beiden Parteien zugestanden. Aber die Bewertung
weicht sehr ab. Die Vergleichung der Bausummen
wird dadurch entwertet. Trotzdem mußte ihnen zu-

nächstviel Arbeit gewidmet werden, und das Schrift-
tum zeigt eine Anzahl dieser Frage gewidmeter
Arbeiten. —

Der Wert dieser Arbeiten kann sehr erheblich sein.
Ob er es ist, hängt von der Fragestellung ab. Jst
jemand vor die Aufgabe gestellt, eine Reihe von

Familien mit je — sagen wir 60 qm Wohnfläche
zu·versehen, ist es aber nicht seine Sache, sich um

sonst etwas zu kümmern, so wird er die Frage nach
den Baukostenstellen. Er wird sich dann vielfach
für die Mietkasernen entscheiden. Aber heute lautet

die Frage anders, sie sucht nach dem Einfluß des

Haushaltens auf unser ganzes Volk.

Zur Mietkaserne führte
ein qeschichtlicher Irrtum.

Vor der Aufgabe, lediglich Wohnraum zu schaffen
für eine lange Reihe neuer städtischerHaushaltungen,
glaubten unser Volk und seine Vertreter zu stehen,
als die IndustrialisierungDeutschlands begann. Nach
damals maßgebender und wohl alle Kreise beein-

flussender Anschauung hatte der Staat im wesent-
lichen die Aufgabe, das freie Spiel der Kräfte zu

fördern, damit jeder sein Geschäft betreiben könne,
er hatte das Leben und Eigentum zu schützen.Darauf
wurden Gesetzgebung und Verwaltung allmählich ein-

gestellt, und ältere Einrichtungen verloren an Wirkung,
auch gesellschaftlicheBeziehungen, die in diesen neuen

Staat nicht mehr paßten.
Da nun die so gefaßteAufgabe inder Mietkaserne

ihre Lösung fand, so richtete der Staat als eine

Anstalt zum Schutz der »Jnteressen«seiner Bürger
seine Gesetze, seine Baupolizei, feine Beleihungs-
wesen, seinen Städtebau und städtischen Tiefbau
auf die Mietkasernen ein. Das Einfamilienhaus
wurde das Haus des reichen Mannes.

Daß das so kommen konnte, daran war auch die

Anschauung beteiligt, daß es Deutschlands Schicksal
sei, mit seinen Industrieerzeugnissen alle anderen
Völker zu versorgen, die ihm dafür Rohstoffe, ins-

besondere Nahrung, liefern würden, daß also« die

Landwirtschaft schwinden, unser Volk ein reines

Jndustrievolk werden müsse. Als Ansiedlungssform
der Industrie galt aber bei weiten Kreisen — trotz
vielfältiger Gegenbeispiele in Deutschland und anderen

Ländern (Württemberg, manche Schweizer Gaue) —

die Großstadt. Sie war der »entwickelte«Teil des

Landes ; auf das flache Land glaubte man beim

Bezuge weiterer Arbeitskräfte als auf einen wartenden

Vorrat zurückgreifenzu können. Danach wurde regiert
und verwaltet und auf diese »Entwicklung« hin

wurde die Bauweise und damit das Wohnen gegen

früher umgestaltet.
« «

DerÄwirtschaftlicheAufschwung der zweiten Hälfte
des 19. Jahrhunderts brachte "al«soauch die Herrschaft

der Mietkaserne in Groß-, Mittel- und vielfach sogar
in Kleinstädten. Aber nicht »Schuld« einzelner, auch
nicht der bösenBodenspekulanten ist diese Entwicklung,
sondern der Boden ist eine falsche Einstellung fast
unsers ganzen Volks. Der Durst nach Habe, nach
Macht, nach »sichDurchsetzen«nach politischer Treiberei
im Sinne der »vorgeschrittenenWestvölker« beseelte
das Volk. Wohl oder übel muß der Bestand an

Mietkasernen, den diese Zeit brachte, muß auch die
damals eingeleitete sprunghafte Steigerung der

Bodenpreife von uns übernommen werden.

Das Jahr 1931 hat uns die höchst schmerzliche
Erkenntnis gebracht, daß die Fahrt auf dem Wege
der Industrialisierung, soweit er das Wohnwesen
anging, falsch war. Wir mußten das erfahren, was

wir doch — freilich nicht durch Erfahrung, sondern
durch Erkennen — hätten wissen können, ehe die

17 Milliarden ausgegeben wurden. Aber zu der

gekennzeichneten Weltanschauung gehört es auch, daß
das Erfahren als die bessere Grundlage des Wissens
galt.

Hohe Bodenpreise sind kein Grund

gegen das Kleinhaus.

Der kleinste wirtschaftlich ernst zu nehmende
Kleinhausgarten mag 180 Quadratmeter haben,
dazu das Haus mit Hof 60 qm = 240 qm. Das

vierstöckigeMiethaus verlangt 60 bis 90 qm auf
die Familie. Da das in Betracht kommende Bau-
land in den Großstädten 40 bis 100 Mark der

Quadratmeter zu kosten pflegt, ist der Unterschied
6 000 bis 18 000 Mark.

«

·

Das ist jedoch ein Trugschluß Die Preise, die

gefordert werden, mögen hoch oder nieder sein.
Der Wert hängt nur von der Leistung einer Sache
ab und zwar nicht von der angebotenen, sondern
von der abgenommenen. Mit der Herabzonung
wurden die alten Preise geworfen, sodaß heute
fast nur noch die Aufschließung des Bodens den

Aufwand des Benutzers bestimmt und der Rohland-
preis bei dichter Bebauung unwesentlich geworden
ist. Aber der Anteil an den Kosten des aufge-
schlossenen Bodens beträgt in den Großftädtendoch
kaum je unter 1000 NM für die kleine Wohnung
und steigt bis über 2000 NM, selbst wenn 4 Wohn-
geschossegebaut werden und ohne daß die Bewohner
einen Garten bekommen·

"

Demnach scheint es, als ob der fiir vierstöckige
Bebauung aufgeschlossene Boden für das Kleinhaus
unmöglich wäre. « U .

Das ist dennoch ein Irrtum.

Unsere großen und mittleren und manche kleinere
vStadt haben aufgeschlossenesBauland auf viele

Jahre bereitgestellt. Das war ein Ergebnis der

freien .Wirtfchaft, die auch die planloseste Vorrats-

wirtschaft zuließ. Zur völligen Ausnützungdieses
Baugeländes würde- durchweg ein namhafter Teil

der vorhandenen Bevölkerung in neue Häuser ziehen
müssen.

Die Städte sind nun auch noch gesetzlichgenötigt
worden, Bodenvorratswirtschaft zu treiben. Sie
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d-aben das in der Regel so getan, daß sie lan

girtschaftlichbenutzten, jedoch als Bauland

werteten Boden gekauft haben. Der
Mehdrwot—-solchen Bodens gegenüber dem:aus der

llantngäschaftlichen(oder gärtnerischeidiJLeästäigiägnabgueeihediäere"
«

von ab, wann er
. ·ggxlskikngdaausdem Bewohntwerdenerreicht undrrixilehoch der Zinsfuß ist. Der Zeitpunkt de;spa Lederhöheren Leistung kann nur geahnt wer en,

»geschätzt«.
» Jb la an künftigem Wert hangt

alsFehonAdfeFIVertraueninvdie Entwicklung dxksStadt ab. Dies Vertrauen in

Volkszuwachlswanlbis in die letzte Zeit sehr groß. Der
AbschdFäseriWert hängt aber auch vom Zinsfuß ab, untt wie ,Fallen wurde

zieiglichEise-:Isiiegßedgäulialxxhjder
"

t wur e. n
v ,setzdxtlieslchlxnsfsckörratsbodenin den Büchernder itneisxkjnStädte mit Werten eingetragen»die als nichträefäsierbar bezeichnet werden, in klarem Deutsch. i

Werte sind viel zu hoch.
i

nun u Verlustpreisen nicht verkauftwecrOdTnaxaerrßweil zeinsolcher Verkauf als Verlust
angesehen wird, — während es doch nur die An-
erkenntnis des vorher eingetretenen Verlustesist, i

— so hat man auch noch die zu teuren Boden in
fremdem oder eigenem Besitz übersprungenund die
neuen Siedlungen auf billigeren, weil entfernteren
Grundstückenerrichtet. Aber diesegeringere Schatzung
ist nur der Ausdruck für die Uberrvindungder Ent-
fernung durch Straßenbahnen, Leitungenaller Art,
Zeitverlust der Bewohner usw. Diese Aufwendungen,
gehen also von der Leistung des Grundstuckes ab.

,nun mu ein großer Teil der Versorgungs-älnlskaltenerweißtertwerden. Der Vorratsbodenaber
bleibt Vorrat und wartet auf die hohereLeistung
als Wohnland, bis er durch eine sturmische Zu-
nahme des Stadtvolks zu Wohnland geworden ist.
Inzwischen find Zinsen und Verwaltungskosten zu

zahlen. Bei den Aussichten auf·starken Bedarf an

neuem Bauboden, den die meisten Stadte heute-
haben, kann das lange dauern. i

(« « "

twirt-Es dur te daher in der Regel auch priva

schaftlichkarzuziehensein, daß der Vorrat an Ware, ,"em Boden ganz ausverkauft wird, wo-

gkkfiodkemålxålcxifrageals im wesentlichenschatzbardbe-trachtet wird. Der Preis mußsich dann

packGesamtbedarf richten und durfte so denfhochsmidoglichen Gesamterlös bringen, wenn namlich nun

ergesamte Boden der denkbar besten Ausnutzungllzwgeführt wird. Die erfolgt aber durchdie in vo serKultur stehenden Gärten von KleinhausernVolraus-setzungist natürlich, daß die gemeinsamenBe
angeder Bodeneigentümer erkannt werden und zu ge-

meinsamem Handeln führen.
So kann auch der Hochbauboden unserer Groß-

..
. . .

nstadte durchaus billig werd en, wenn erst die Hoffnunge
der Vorkriegszeit aufgegeben werden. Man braucht

dazu keine weiteren zwangsweisen Herabzonungenund wir verlieren hoffentlich mit der unerfreulichen
Sache das abscheulich-eWort. (

«

Damit wäre die Möglichkeitdes Kleinhausesauchauf dem bisherigen Hochbauboden vom Standpunktdes Bodenpreifes nachgewiesen. Es ist jedochnoch
zu erwägen, welche Folgen die Änderung der
Zweckbestimmungdes Bodens hat.« «

Denn, auch wo man sichden Vorteilen des Klein-
hausbaus nicht verschließt,kann man doch vermeint-
lich volkswirtschaftlicheBedenken wegen der »Ent-wertung des Bodens« äußern hören.

Diese Entwertung ist nun aber eine reine Ein-
bildung. Die einzelwirtschaftlicheSeite der Frageist behandelt worden. Der zwar nicht durch die
vorgeschlagene Bebauung entstandene Zwang zurAbschreibung ist ein durch die Nichterfüllungder
— dem Umfange nach wohl immer überschätzten—- Hofsnungen entstandener Verlust einzelner. Daßsolcher Verlust sehr bitter sein kann, ist fraglos.Aber von einem »volkswirtschaftlichenVerlust vonMilliarden« kann keine Rede sein. Das ist ein
Schlagwort, um Unkundigeeinzufangen. Volkswirt-
schaftlich entsteht überhaupt kein Verlust. Wohlwerden die Straßen, deren reiche Ausstattung nichtausgeiiutzt wird, in der VermögensausstellungihrerEigentümer abgeschrieben werden müssen. Das istaber ein rein buchmäßiger,kein Sachverlust. Es

war eben ein Jrrtum,- diese kostbaren Straßen überden Bedarf hinaus zu bauen. Wollte man jetztdie zu reich ausgestatteten Straßen si selbst über-lassen, d. h. verfallen lassen und an anderer Stelle
neue, wenn auch viel bescheidnere Straßen erbauen,so wäre das ein volkswirtschaftlicherVerlust, denn
durch diesen Aufwand wird keine Leistung erreicht,zu der nicht die vorhandenen Straßen geeignet sind.

Die Lebensweise sei dem Hause
angepaßt, das man wählt.

Geben die Gegner des Kleinhauses zu, mankönne es für denselben jährlichenAufwand hergeben,wie die Wohnung im Großhause,so wird geltendgemacht, es koste in Heizung, Jnstandhaltung,durchTreppenlaufen, Verantwortung u. a. zu viel. Be-sonders an dem Kohlenverbrauchwird dann der
volkswirtschaftlicheGesichtspunkt stark unterstrichen.

Zur Gesamtheit dieser Einwendungenist zu sagen,daß das Leben im Kleinhause nicht eine unverän-derte Nachahmung des Großhauslebens sein darf.Vielmehr bieten beide ihr Besonderes, fordern aber
auch Besonderes vom Bewohner. Sagt jemand,er könne oder wolle seine Lebensgewohnheitennun einmal nicht dem Kleinhause anpassen, so ister eben ungeeignet. Im übrigen beweistdas nichtsgegen das Kleinhaus, kann auch die Bewegung zu-gunsten des Kleinhauses nicht berühren, da janiemand die vorhandenen Großhäuserdurch Klein-
häuser ersetzen will.

.
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Frauen, die ihr Haus, ihren Garten nicht pflegen
können, Männer, die den Pflichten des Haushalters
nicht gewachsen sind, beide vielleicht im Beruf durch-
aus geeignet, kann man übrigens als Ergebnisse
einer übertriebenen »Domestikation«,wie man bei

Tieren zu sagen pflegt, ansehen. Solche Formen
pflegen sich nicht durch starken Nachwuchs auszu-

zeichnen. Je nach ihrer Einschätzung wird man

also mit ihrem Aussterben rechnen oder es erhoffen
dürfen. Grundsätzlich ist diese Frage so zu beur-

teilen: soll das Haus lediglich den Rahmen einer

Wirtschaft abgeben, oder soll es selber mit dem

Garten ein Hauptkapitel in der Wirtschaft sein?
In letzterem Falle nähern wir uns den Anfängen
der Selbstversorgung, in ersterem ist die Entwicklung
bei der Mietkaserne, die neben dem Wohnraum
noch Heizung, Bewachung, einige Bedienung usw.
bietet, keineswegs abgeschlossen. Der nächste Schritt
führt zum Einküchenhause, einer Einrichtung, die

für erwerbsfähige Ehefrauen, Einzelwirtschafter,
gesundheitlich Geschädigte eine wertvolle Hilfe im

Großstadtleben ist, aber die Menschen vom »Haus-
halten« abbringt. Schließlich kommt man zum

völligen Gasthofleben, wie es in Amerika von reichen
Leuten wohl dem eigenen Haushalten vorgezogen
wird.

Der Sturm auf Gartengrundstücke, die Hundert-
tausende von Wohnlauben, die ,,«wildenSiedlungen«,
die in Selbsthilfe errichteten Häuschen, neuerdings
die Nachfrage nach Stadtrandhäuschen zeigen, daß
in unserem Volk, auch in den Großstädten, der

Wille zum eigenen Hause noch sehr lebendig ist.
In der von der Bauwelt veranstalteten Ausstellung
von »Häusern zu festen Preisen« wurden täglich
800 bis 1000 Besucher gezählt und hunderte haben
Verhandlungen wegen Erbauung solcher Häuschen
aufgenommen.
Sinngemäß erfordert das eigene Haus allerdings

von dem Bewohner eine Pflege, die der Mieter

bezahlten Kräften zu überlassen pflegt. Volkswirt-

schaftlich ist es erwünscht, daß solche Dienste nicht
in höherem Maße geleistet werden, als der Bediente

dadurch seine gesellschaftlich wertvollere Leistung
erhöht· In Zeiten merklicher Arbeitslosigkeit gilt
dieser Satz allerdings nicht ohne Einschränkung.

Ernsthafter ist der Einwand, das Kleinhaus ver-

lange mehr Kohlen, um ausreichend geheizt zu
werden. Dabei pflegt das ringsum freistehende
Kleinhaus mit der Mietkaserne verglichen zu werden.

Das ist durchaus abzulehnen. Zunächstmüßte man

das vielfach vorzuziehende Neihenhaus vergleichen,
das nur soviel Außenwändehat, wie für die Fenster
nötig sind. Die Abkühlung nach oben und unten

bleibt allerdings. Sie stark herabzumindern, ist
eine technische Aufgabe, die man in der Zeit der

steigenden Kosten für Brennholz und vor der all-

gemeinen Verwendung der Steinkohle schon weit

vollkommener zu lösen pflegte. Wir brauchen hier
nur alte, auch damals durch die Zeit bedingte Bau-

weisen aufzunehmen-oder durch noch bessere zu er-

setzen. Dann kommt aber etwas anderes hinzu.
Wer so viel im Freien arbeitet, wie das der eifrig
gepflegte Hausgarten verlangt, der braucht wesent-
lich weniger Stubenwärme als der, der seine ganze
nicht für gewerbliche Arbeit verwendete Zeit im

Zimmer zubringt. Auch hier liegt die Forderung
zugrunde, daß Lebensgewohnheiten, Haus und

manches andere durchaus zusammenpassen müssen.

Die Ausdehnung auch einer Mil-

lionenstadt mit lauter Kleinhausern
wird nicht zu groß.

Man kann sagen hören, die Großstadt, die Jn-

dustriestadt verlange die Mietkaserne, die Städte
würden sonst zu groß, die Verkehrsmittel reichten
nicht aus. Zunächst lehrt ein Blick auf die
Londoner und die Verhältnisse der anderen engli-
schen Großstädte, daß der Einwand unbegründet ist.
Auch Belgien, das stark industrialisiert ist, lehrt
dasselbe. In einem Hause Berlins lebten 1914

rd. 76, 1931 rd. 67, in einem Londoner kaum
8 Menschen, in den andern englischen Städten 5—6.

Nechnen wir aber nach, wie es mit der Größe
der Städte würde. In manchem Teile Groß-Berlins
leben wesentlich mehr als 1000 Menschen auf
1 ha. Daß das zuviel ist, wird nicht bestritten.
In der Stadt Berlin, die doch auch Einfamilien-
häuser, freie Plätze, viele öffentliche Bauten hat,
kommen 600, in Neukölln 900 Menschen auf 1 ha.

Das ist das Ergebnis ,,voller Bodenausnützung«
im Hochbau.

Nehmen wir eine Bauweise, die »einwand-

freie« Miethäuser von vier Stockwerken voraus-

setzt, etwa nach Haberlands Grundrissen, so haben
wir in einer reinen Wohngegend vielleicht 700

Menschen auf 1 ha, d. h. auf einen Menschen
kommen etwa 14 qm Boden. In den neueren

Großstadtsiedlungen in Zeilenbau kommen selten
über 400 Köpfe auf 1 ha, oft nur etwa 300.

Beim Flachbau und sehr bescheidenen Gärten ohne
völlige Verwendung der Abgänge kann man 200

Menschen auf 1 ha rechnen. Dabei ist auf
etwa drei Stockwerke an den Hauptverkehrslinien,
sonst auf 1V2stöckigeHäuser gerechnet. Wird nun

die Stadt 31X2mal so groß, also die Wege leemal

so lang, wenn man statt 700 nur 200 Menschen
auf 1 ha ansiedelt?
Zunächst ist der Aufwand für Straßenflächen,
für Grünplätze in der Gartenstadt sehr viel geringer
als in der Hochbaustadt. Er mag Ue bis 1X5der

Gesamtfläche statt Its oder 2-5 betragen. Doch sehen
wir davon ab und vergleichen wir eine Hochbau-
und eine Flachbaustadt von einer Million Bewohner
und nehmen wir planmäßigeErbauung an. In
beiden Fällen sei ein Gefchäftskern von 1000 ha

angenommen, dessen Bewohner nicht zählen. Der

ganze Kern der Stadt sei von Verwaltungs-, Ge-

schäfts-, Vergnügungsstätten, Museen, Schlössern
usw. in Anspruch genommen, er hat einen Durch-
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me er von at 3,5 km. Legt man um«diesenKexfneinen fsixingvon Hochbauhausernmit30782
Menschen auf 1 ha, so wird die ganzeStadt 2316km
groß, d. h. sie bedeckt eine Kreisflache von H ktar
Durchmesser. Bei 200 Menschenauf einl eein
ergeben fich 6000 ha Gesamtflache und astoderKreis von 8,74 km Durchmesser. Das heiß7,km
Weg vom Rande zum Mittelpunkt»wird 4,3 ,

statt 2,8 km oder Um 1570 m langer.
2-

.

Der Geschäftskern bedeckt imfverstenFall 3, im

im zweiten nur US der Wohnflache.
-

Legt man um eine solche kreisrundeFlachbauä
ftadt von einer Million Bewohnereinen Ringv1oa
weiteren drei Millionen, wieder Ie 200

auf-»
so ergäbe das einen Gürtel von. etwa 3 i

t dt
Breite. Der Durchmesser der Viermillii:iknenfcli’«g
käme also auf 17 km, d. h. von-Pankwberi
Mariendorf oder von Schmargendorf bis Lichen g.

Vergleicht man gar eine Gartenstadtmit Ie 200

mit einer Zeilenbaustadtmit Ie 300 Kopfen tauf
ein Hektar, so hat bei f1900i1a unbewohn em

Kern, die Stadt von 1 Million im Flachbau5000
J, 1000 ha also 8,74 km Durchmesser, die Zeilen-

baustadt aber 3330 f 1000 = 4330 ha oder 7,55 km

me er.
« . »Duålrickchfrfveitgünstiger liegen die Verhältnisse fur

eine Mittelstadt, etwa Von 30000 oder 100 000

Einwohnern. Nehmen wir für diefe einen Kern

für Rathaus, Kirche, Schulen usw. und«einige Ge-

schäfte an, etwa 30 ha, d. h. schonein sehr im-
sehnlicher Bauernhof, so bedeckt dieser Kern eine

Kreisfläche von 620 m Durchmesser. Die Wohn-
fläche für 30 000 Menschen, wenn nur 120 auf
1 ha kommen, ist 250 ha, zusammen 280 ha. Das

entspricht einem Kreise von 18.80m Durchmesser,
d. h. man geht vom Rande bis zum Mittelpunkt
in etwa 10 Minuten. Auch die Stadt von 100 000

ist noch sehr bescheiden. Gebenwir ihr einen Kern

von 100 ha, d. h. einen nicht bewohnteninneren

Kreis von 1124 m Durchmesser. Die 100 000 Be-
wohner brauchen bei 120 auf 1 ha an Wohnflache
830 ha, zusammen 930 ha. Das entspricht einer
Kreisfläche von 3440 m Durchmesser. Auchm

dieser Hunderttaufend-Einwohnerstadt,als«reiner

Wohn- und Geschäftsstadt-— ohne Fabriken «-
geht man bequem in 20 Minuten vom Rande

bist
zum Mittelpunkt. Jn solcher Stadt wurde man mi

einer gut angelegten Straßenbahndurchaus aus-

kommen. Die VerkehrsschwierigkeitenderFlachbau-
städte werden eben wesentlich uberschatzt

Wenn nun die in unseren Millionenftädtenüblichen
Verkehrsmittel durchaus auch planmäßiggebaute
Flachbaustädteausreichen wurden, so ist uns doch
die Aufgabe nicht gestellt, solche Stadte zu bauen.
Vielmehr ist zu fragen, wie in den Hochbauftadten
weiter gebaut werden kann und soll. Dabei ist
die Zeit für die Reise zwischen Arbeits- und Wohn-
stätte seht Wichtig. Ohne den Ausbau der Verkehrs-
mittel ist nur ein Teil der unbebauten Flächen an-

baufähig. Die Entfernung vom Hause bis zur
nächstenHalteftelle einer Bahn wird man nun wohl
heraufsetzen müssen. Daß auch dann noch der Aus-
bau der Großftädte ein Behelf ist, sei nicht be-

stritten. Zunächst kommen im wesentlichen die
Flächen in Betracht, die den Arbeitsstätten nahe
genug liegen. Auch solche sind vorhanden.

Von nicht zu verkennender Wichtigkeit ist hier
die Stetigkeit der Arbeit. Der Arbeiter muß aus-

reichende Wahrscheinlichkeit haben, in erreichbarer
Nähe seiner Wohnung Arbeit zu finden. Ein Be-
trieb, der diese stetige Beschäftigungnicht bietet,
ist auf den Arbeitsmarkt der eng bebauten Groß-
ftadt angewiesen, ein stetiger Betrieb dagegen kann
sich und seinen Arbeitern die Vorteile weiterer Sied-
lung nutzbar machen. Der Arbeiter, der auf den
Kopf der Familie einen Garten von 80 bis 100
oder noch etwas mehr Quadratmeter, dazu ein
eigenes Haus hat, kann viel eher einmal einige
Wochen feiern, weil er die freie Zeit wirtschaftlich
ausnutzen kann und sein Haushalt auf Vorrats-
wirtschaft eingerichtet ist. Diese Krisenfestigkeit
ihrer Arbeiter kommt heute den Klein- und Mittel-
städten zugute. Sie haben auf das Tausend Be-
wohner nur einen Bruchteil der Arbeitslosen.

Gute Erfolge in der Verlegung der Werke in
die Nähe der Großstädte statt an ihren Rand, in
manchen Fällen auch auf das Land, liegen vor.

Wie wenig der Gedanke, ein großes Unternehmen
aus den zur Sprache stehenden Gründen an eine
Landftadt anzugliedern, verbreitet ist, davon mag
die Anstalt für Angestelltenversicherungein Bild
geben.

Es handelt fich um eine Verficherungsanftalt,
die durchaus nicht in Berlin oder einer anderen
Großftadt sein muß. Hier wurde auf etwa 3000
Angestellte gerechnet, mit Angehörigen, den nötigen
Handwerkern, Kleinhändlern, Ärzten, Lehrern usw.
sicher 15000 bis 20 000 Köpfe. Man pferchte sie
in Berlin ein. Statt desfen hätte man eine muster-
gültige Gartenftadt errichten können und damit die
vorher angeführten Werte geschaffen und erhalten«

Es liegt auf der Hand, daß im Einzelfall ernst-
haft unterfucht werden muß, ob ein Betrieb sich in
das Flachbaugebiet verlegen läßt, und ob ein in
Aussicht genommenes Gelände dafür geeignet ist.
Die Umstände, die bislang zu solchem Entschluß
geführt haben, werden aber wohl nach Zahl und
Gewicht zunehmen. Die Vorteile der Kleinhaus-
wirtschaft kommen eben nicht nur dem Bewohner
und der Volkswirtschaftzugute, sondern können fehr
wohl auch dem Unternehmer zugute kommen, dessen
Selbstkosten sinken können. Das braucht nicht
immer durch sinkende Löhne zu erfolgen, sondern
kann fich auch in fteigender Leistung der stetig durch
Jahre beschäftigten,gut behauften und den mancherlei
übelftänden der Mietkaserne entzogenen Arbeiter
erweisen. (Fortsetzung folgt).
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Mirtfchaftsyolitifkhe Kritik der vorftädtifkhenKletnfiedlung
von Generaldirektor N a d o l ny, Königsberg

In Nr. 11 der Zeitschrift »Der Ostsiedler«,Jahr-
gang 1931, hat der Neichskommissar für die vor-

städtischeKleinsiedlung, Dr. Saassen, ausgeführt,
daß diese mit dem Begriff »Stadtrandsiedlung«
gekennzeichnete Siedlung in starkem Umfange zur

Gesundung unseres Volkes beiträgt. Gegen diese
Ansicht bestehen erhebliche wirtschaftspolitische Be-

denken. Es muß heute anerkannt werden, daß es

für die Dauer unmöglich ist, die Millionen von Er-

werbslosen, die unser Wirtschaftsleben augenblicklich
belasten, in den Städten zu unterhalten und zum

Nichtstun zu verurteilen. Aus dieser Erwägung
heraus fordert Dr. Saassen mit Recht, es müsse
ein Teil unserer Stadtbevölkerung aufs Land zurück-
geführt werden; er meint aber, die Landsiedlung
müsse, da die Gewährung einer vollen Ackernahrung
etwa 20 000.— NM je Siedlung erfordere und

daher zu kostspielig sei, durch die vorstädtischeSiedlung
ersetzt werden. Auch sie sei wertvoll, denn sie be-

deute eine Verminderung der Wohnungskosten durch
das Eigenheim und eine Verbesserung der Lebens-

haltung dadurch, daß sich der Siedler aus einem

StückchenGarten selbst mit Lebensmitteln versorgen
könne. Außerdem gibt Dr. Saassen der vor-

städtischen Kleinsiedlung deswegen den Vorzug,
weil sie Von der Preiskonjunktur des land-

wirtschaftlichen Marktes weitgehend unabhängig
sei, daneben aber überhaupt erst die Voraussetzung
für die allseitig anerkannte industrielle Kurzarbeit
schaffe.
Zunächst handelt es sich um einen Irrtum, wenn

20 000.— RM als Preis für eine ländliche Siedlung
in Ansatz gebracht werden. Dieser Betrag mochte
bisher für eine Vollbauernstelle befcheideneren Um-

fanges richtig sein, er ist es aber nicht für die Art
von Stellen, die bei der Ansetzung von Erwerbs-

losen in Frage kommen. Es ist vielmehr im Durch-
schnitt eine Stelle von etwa 20 Morgen mittleren

Bodens für diesen Zweck ausreichend. Der auf diese
Weise angesetzte Siedler ist, wenn er den ihm zur

Verfügung gestellten Boden richtig zu bewirtschaften
versteht, auf alle Fälle krisenfest und wird Ent-

wickelungen, wie wir sie heute durchleben, auch ohne
Inanspruchnahme der Erw erb slosenunterstützungüb er-

wind en können. Eine solcheSiedlung kostetgegenwärtig
etwa 7500.— NM, nicht 20 000.——. Aber auf
die Summe, die überhaupt gebraucht wird,
kommt es nicht an, sondern darauf, was

davon von den Beteiligten in bar zu leisten
ist. Bei einem jeden, für Siedlungszwecke bestimmten
Gute bleibt ein großer Teil der Gebäude wieder

verwendbar und wird in Siedlungshäuser umge-
wandelt. Auch das Land ist gewöhnlichfast in voller

Höhe belastet. Bei der Siedlung wird diese Be-

lastung unterverteilt. Es ist also nur ein verhältnis-
mäßig geringer Teil der Gesamtkosten heute in bar

zu zahlen. Im allgemeinen werden für eine Stelle,

wie sie oben bezeichnet ist, 3 000.— NM benötigt
werden, also dasselbe, was bei der Stadtrandsiedlung
für die einzelne Stelle gebraucht wird. Diese Summe

verringert sich hier wie dort durch die Ersparnis,
die der Siedler durch Mithilfe bei der Errichtung
der Siedlung selbst erarbeitet hat. Vergleicht man

dagegen das Ergebnis beider Siedlungsvorgänge,
so wird man zugeben müssen,daß der auf 20 Morgen
angesetzte Siedler auf weite Sicht gesehen uns weniger
Sorge zu machen braucht, da er der öffentlichen
Unterstützung auf jeden Fall dauernd entzogen ist.
Diese Feststellung berechtigt zu der

Forderung, daß die Mittel der Stadt-

randsiedlung nicht mehr für eine halbe
Lösung bereitgestellt werden dürfen.
Man soll vielmehr aufs Ganze gehen
und sie zu einer weitgeh enden Umsied-
lung der städtischen Bevölkerung aufs
L an d v erw end en, soweit diese Bevölkerung sich
für eine solche Umsiedlung eignet. Soviel Land,
wie zur Durchführung dieses Planes im gekenn-
zeichneten Rahmen benötigt wird, ist bei den augen-

blicklichen Verhältnissen auf dem landwirtschaftlichen
Gütermarkt vorhanden.

Es muß aber ferner volle Klarheit darüber ge-

schaffen werden, welche Wirkung die Stadtrand-

siedlung auf die Entwickelung unserer Städte haben
wird.

Dr. Saassen fordert selbst, daß die Menschen
auf das Land gebracht werden müssen. Aber was

im Wege der Stadtrandsiedlung geschieht, hat nicht
die mit dieser Forderung angedeutete Wirkung. Sie

führt nicht zur Befreiung des Menschen aus der bestehen-
den Arbeitsnot, sondern verewigt in ihrem Endergebnis
die Großstadt und damit die Notwendigkeit der

Arbeitslosenunterstützung Wer sich auf dem Ge-

lände der Großstadt anbaut, bleibt Großstädter.
Er vergrößert sie, verewigt die Großstadt. Die

Großstadt wird ihm nur in den seltensten Fällen
die zusätzlicheArbeit bringen können, die als Vor-

aussetzung seiner Ansetzung am Stadtrande ange-

sehen wurde, geschweige denn die notwendige volle

Arbeit, die der Siedler auf einer Gartenstelle doch
nicht entbehren können wird. Die Erwerbslosen-
unterstützungwird durch ihn nicht abgebaUt, sondern
verewigt, denn die Ausbeute des Gartens bedeutet

für den Stadtrandsiedler in den ersten Jahren
Kosten, in den späteren Jahren bringt sie, von

wenigen Ausnahmen abgesehen, sp geringe Erträg-
nisse, daß sie als nennenswerte Zubuße zu den

allgemeinen Einnahmen nicht angesehen werden

können. Jn Krisenzeiten wird der Stadtrandsiedler
aus dem Garten unmöglich leben können. Durch
die Art seiner Ansetzung wird aber auch verhindert,
daß er anderweitig Arbeitsmöglichkeiten suchen kann.

Es ist vielmehr zu befürchten, daß die Zusammen-
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n von Siedlermassen, wie die Stadtrand-

«·Pi:?l)lllunggsie in den geltenden Bestimmungenbestrebdt,notgedrungenzu einem antisozialenUnruhehlerewird denn diese Leute, die an der Grenzinie

wohnenund damit weder in der Stadt no?auf

dem Lande Arbeit finden, mussensicheines atges
iiber die Verantwortlichen entrusten,die sieaanletzbeik
ohne ihnen die Gewähr für dienotwendiger ei,

Und sei es auch nur eine zusatzliche, zu geben.

"re es unter diesen Umständen nichtrichtiger,
dieWLaeutewirklich aufs Land zu bringen ·utndsi:
Tauch zu kleinen aber selbstandigenAckerwiren»hzrtmachen? Es braucht dieses, wie bereits

ausgeIufürHist,keine Bauernwirtschast zu sein. Es gteiklugvon
sdiese Zwecke die bereits geschilderteSitst1e,fchau«wo aus der Siedler nach Moglichkeiten Eisfwhalten kann, sein erlerntes Handwerk, GewerZuteri
sachgemäßauszunutzen. Solche Gelegenheitenie

n
sich auf dem Lande mehr als man im allgemeine
annimmt. Allein dadurch, daßman die

stadtåxche
Umsiedlung mit der Bauernfiedlungin engerekXer-
bindung bringt, entstehen neue Daseinsmoglicheieig
auf gesunder Grundlage. Selbstverstandlichwir

man für eine angemesseneMischungvgroßer und

kleiner Stellen nach den in Iedem Einzelfallege-

gebenen Voraussetzungen Rechnung tragen mussen.f

Geht man so vor, dann ist den Großstädtendie

Sorge, was aus der Stadtrandsiedlungin Zukunft
wird, genommen. Soweit die Absichtender Stadt-

randsiedlung aber dahin gehen, die Stadtbewohner
mit Gartenland zu versehen, kanndiesesin Form
des Pachtgartens geschehen, wofurgenugend Land
im Bereich der Städte zur VerfugungfstehtHier

mag der Arbeiter, wenn er nicht genugendander-
weit beschäftigt ist, sich eine Zubuße fur seinen

Lebensunterhalt erwerben.

fuht vrd dannnn dann die Kurzarbeit einge u r wi -, .könLiJistTbei planmäßigemVorgehenschließlichein;
Lösung der großstädtischenArbeitslosenfrageun

damit zugleich eine Milderung derbekannten finanz-

politischen Schwierigkeiten erreichtwerden, ohne

daß Reichsmittel hierfur verwendet zu

werden brauchen
G ßst"dt n diese Lösungr bei den ro a e

. .

geåghlktnrgkred,·dann kann die· Kleinsiedlung
-

im

Sinne einer Ansetzung auf lebensfahigen Stellen
stärker auf die Kleinstädte ubertragenwerden.

LDietseStädte sind enger verbunden mit dem platten an e

und von dem ländlichen Teil der Kreise nicht zu
- -

Er «"en. Die wirt chaftlicheVerbundenheitzwischenSkxxtund Land istsbereits vorhanden.Die Bindung
an die politischeStadtgemeinde ist auch»hier im
höchstenGrade unzweckmäßig.Die Bevolkerungs-
bewegung kümmert sich nicht um GemeindegrenzeikDie flutet vom Land zur Stadt und umgekehr,
ja darüberhinaus von Provinz zu Provinz. Des-

halb ist es richtig, diese Bevölkerungsbewegunginner-
halb des Wohnungsbaues übersgroße Wirtschafts-
bezirke zu beeinflussen

«

«

Welche unerfreulichen Wirkungen die Vernach-
lässigung solcher grundlegenden Gesichtspunkte hat,
haben wir in den 10 Jahren unseres bisherigen
Wohnungsbaues zur Genüge erlebt. Wir stehen
heute vor der Tatsache, daß in einigen Städten
zu viel, in anderen zu wenig Wohnungen vorhanden
sind, weil die Frage der Arbeitsmöglichkeitfür die
Bewohner bisher überhaupt nicht berücksichtigt
worden ist.

So nur ist es möglich, daß nach den in diesem
Monat angestellten Erhebungen in vielen ostpreu-
ßischen Städten bis zu 10 000 Einwohner keine
Wohnungen zu erhalten sind, während in anderen
Orten Wohnungen in reichlichem Ausmaße ange-
boten werden. Andererseits wurde mir neulich von
dem Vertreter einer Stadt erklärt, es sei schade
um den Versuch der Stadtrandsiedlung, aber das
Geld sei da und man müsse es nehmen, denn es

fließe ja doch in den städtischumgrenzten Wirt-
schaftsraum. Auf das »Wie« komme es zunächst
nicht so sehr an. Diesen Standpunkt wird der
Neichskommissarzwar nicht billigen, aber die Ver-
hältnisse liegen nun einmal so.

Deutlicher als bisher erkennt man heute, daß
für die Aufgaben des Wohnungsbaues der Rahmen
mindestens soweit erweitert werden muß, wie der
Bereich einer Provinz reicht.

Nach allem muß man zu dem Ergebnis kommen,
daß die Stadtrandsiedlung sich als ein Fehlschlag
auswirken muß. Die Frage der Bereitstellung eines
Gartens für arbeitsfrohe Menschen läßt sich von
der Wohnung trennen und ist dann leichter und
unbedenklicher durchzuführenals wenn man sie mit
ihr in Verbindung bringt.

Mein Vorschlag geht daher dahin:
«1. Die Großstädte müssen gezwungen werden,
Gärten in großen Mengen anzulegen und sie
an Arbeiter abzugeben, die wenig oder gar
keine Arbeit in der Stadt haben. Dafür
brauchen aber keine Reichs- oder Staatsmittel
bereitgestellt zu werden. denn die Städte
können die Gärten aus eigenen Liegenschaften
abgeben.

2. Der Bau· von Wohnungen ist zu fördern,
aber nur in den Kleinstädten und auf dem
Lande. Hier aber ist so vorzugehen, daß jede
Wohnung als Siedlung aufgezogen wird, und
zwar als Nebenerwerbssiedlung.

-3. Der Rahmen, in dem diese Besiedlung zu er-
(

folgen hat, darf nicht die einzelne Stadt,
sondern muß die Provinz sein.

«
-

Eine vorstädtischeSiedlung, die sich auf dieser
Grundlage bewegt, wird Gutes schaffen. Die Gelder,
die hierfür verwandt werden, werden in wirksamster
Weis-everwandt, und so wird auch die vorstäsdtische
Siedlung-eine Gesundung für das Volk bedeuten.
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Gursen, 10. Arbeitstag Gursen, 17. Arbeitstag

Gurer, eine Erwerbslosenfiedlnng
von G e o r g B e cker, Direktor der Heimstätte Grenzmark G. m. b. H., SchneidemühL

Eine Reihe von Versuchen ländlicher Siedlungen
— namentlich in Mecklenburg — hat gezeigt, welche
Einsparungsmöglichkeiten bei der heutigen Art der

Siedlungsdurchfiihrung vorliegen. Diese sind ge-

geben:
1. bei den Bauten,
2. bei der Zwischenwirtschaft,
3. bei den öffentlich-rechtlichenVerhältnissen.

Auf die Notwendigkeit günstiger Land- und In-
ventarankaufspreise soll hier nur kurz hingewiesen
werden. Sie sind Vorbedingung für eine rentable

Wirtschaft. .

·

Die Heimftätte Grenzmark G.m.b.H., Schneide-
miihl, hat es sich angelegen sein lassen, unter Be-

achtung der vorgenannten Einsparungsmöglichkeiten
Erwerbslosen ohne jedes Eigenkapital die Über-

nahme einer etwa 32 Morgen großen Siedlerftelle
zu ermöglichen.

Sie hat die ca. 2600 Morgen große Domäne
Gursen im Kreise Flatow erworben und für Land

einschl. Jnventarbesetzung einen Preis von etwa

NM 90.—" pro Morgen angelegt. Die Domäne

liegt ander Chaussee Flatow XJaftrow und gehört
zum Dorfe Gursen. Der Boden ist durchschnittlich
5.——7. Klasse. Es handelt sich also um leichten
Boden, der jedoch in guter Kultur ist. Die nächste
Bahnstation ist 3 km, Molkerei 4 km entfernt.
Straßen- und Wegeverhältnifse sind als gut zu

bezeichnen. Auf dem Gute arbeiten 13 Deputat-
und 17 Freiarbeiterfamilien, von denen 24 Familien
mit angesiedelt werden, während die restlichen zum
1. April 1932 anderweit Stellung angenommen

haben.
Das Projekt mußte also von vornherein die An-

setzung von 24 bereits ortsansäßigen Familien er-

fassen. Weitere 40 Erwerbslosenfamilien sollten
auf Grund eines Aufteilungsplanes eine lebens-

fähige Ackernahrung erhalten. Zu Grunde gelegt
wurde als Durchschnittsgrößedie Ninderspannstelle
mit rd. 32 Morgen. Zur Bearbeitung der Außen-
schläge sind außer den genannten Stellen 4 Bauern-

stellen mit je rd. 66 Morgen und eine Fischerstelle
ausgelegt worden, sodaß also insgesamt 69 Stellen

vorgesehen sind und zwar:
4 Bauernstellen zu 16,5 ha .

= rd. 66 ha

38 Erwerbslosenfiedlungen zu 8 ha =
»

304
»

2 Handwerkersiedlungenzu 5,4 »
-

» 10,8 »

2 Handwerkerftellen f. Gutsarbeiter

zu 5,4 ha . . · . . .=
» 10,8 »

15 Ninderspannstellen f. Gutsarbeiter

zu 6,5 ha . . . ." . .

=

» 97,5 »

Landzukauf durch 7 Gutsarbeiter .
=

» 33,5 »

1 Fischerstelle. . . . . . . .
»

17
»

Anliegerland für benachbarte Siedler
und Kleinbauern . . . » 38

»

Neservatland . . . . . . . .
» 26

»

Torfstich zur gemeinschaftlichen Aus-

nutzung . . . . . .

» 7,5 »

Dotationen . . . . . . . . .
» 15

»

Wege und Unland » 24
»

rd. 650,1 ha

Von den vorhandenen Gebäuden konnten 30 zu

Siedlerstellen umgebaut werden und zwar
26 zu Rinderspannstellen,

2 zu Handwerkerstellen,
2 zu Bauernftellen.

Neu errichtet wurden 22 Stellen und zwar:
2 Bauernstellen,

18 Ninderspannftellen,
2 Handwerkerstellen.
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Gursen, 25. Arbeitstag

17 auf dem Gut vorhandene Landarbeiter hatten
zum Teil Eigenheime, die ausgebaut werden, ein

Teil errichtet Eigenheime aus Mitteln der wert-

schaffenden Arbeitslosenfürforge.. . .

Soweit die Gutsarbeiter Eigenheime besitzen,

kaufen sie das ihnen zuzuteilende Land aus Mitteln

der wertschaffenden Arbeitslosenfürsorge, sodaß die

hierbei zur Auslegung kommenden Gutsflächen aus

dem Rentengutsverfahren ausscheiden
Der Heimstätte blieben noch drei wesentliche Auf-

gaben zu lösen:
· . .

1. Schaffung des Eigenkapitals durch Selbsthilfe
der Siedler.

2. Einsparung von Baukoften durch Typenver-

einfachung, , »

3. Verbilligung der Zwischenwirtschaftskosten.

Zu 1. Da zur Durchführung der Zwischenwirtschaft
bis zum 1. April 1932 die bisherige Belegschaft

von 30 Gutsarbeitern vorhanden ist, bedeutet die

Herübernahmevon 40 Erwerbslosenfamilieneine

Mehrbelastung des Zwischenwirtschaftsbetriebes.

Diese Mehrbelastungkonntedadurch ausgeschaltet

werden, daß die Stadt Berlin, von der die Erwerbs-

losen aus den Reihen des SelkkfthilfeSiedlerbundes
der Erwerbslosen e. V»Berlin,zur Versagungge-

stellt waren, sich bereit erklart hat, fur die Dauer

eines Jahres vom Tage der Aussiedlungaus

Berlin an NM 100.—F1e Familieund Monat
—

bei Zugrundelegungeiner vierkopfigenFamilie —

für die Wohlfahrtsunterstutztenzu zahlen. »Von
den 40 Familien sind 2l Wohlfahrtsunterstutzte
Die weiteren 19 werdenim»Wege desfreiwilligen
Arbeitsdienstesbefchaftlgt- erhaltenhierfuralso fur

die Dauer von Zü·Wochen die gesetzlichvorge-
schriebenenTagesfatze. Der Magistrat Berlin hat

sichentgegenkommenderweisebereiterklärt, für die

der Arbeitslosen- und Krisenftirsorge angehörenden

Erwerbslosen von dem Tage an, an dem sie bei

weiterem Verbleib in Berlin wohlfahrtsunter-

stützungsberechtigtgeworden wären, den bereits er-

wähnten Betrag von NM 100.— pro Monat
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und Familie für die Dauer eines Jahres vom

Tage der Aussiedlung ab zu Verfügung zu stellen.
Da die 19 Erwerbslosen innerhalb der 20wöchigen
Freiwilligen-Arbeitsdienstzeit durchweg in die

Wohlfahrtsfürsorge hätten übernommen werden

müssen, erhalten sie nach Ablauf der 20 Wochen
gleichfalls bis zu einem Jahre nach ihrer Aussieb-
lung vom Magistrat Berlin eine Unterstützungvon

NM 100.— pro Familie und Monat.

Aus diese Weise bedeuten die an und für sich auf
dem Gut überzähligen Arbeitskräfte keine Mehr-
belastung für die Zwischenwirtschaft unter der Vor-

aussetzung, daß es gelingt, innerhalb eines Jahres
die Erwerbslosen für die Übernahme der Siedler-

stellen vorzubereiten.
Durch die vorstehend dargelegte Unterstützung

durch den Magistrat Berlin ist es möglich, die von

den Siedlern geschaffenen Werte — Selbsthilfe bei
den Bauten usw. —- in voller Höhe als Eigen-
leistung in Anrechnung zu bringen. Die Siedler
können Eigenkapitalersparungen erreichen durch
Hilfe bei Erstellung der Bauten, Meliorationen,
Wege- und sonstigen Kulturarbeiten, die als-wert-

verbessernd bei der Abrechnung des Siedlungs-
verfahrens seitens der Landeskulturbehördeaner-

kannt werden. Die Erwerbslosen sowie ihre Frauen
stammen durchweg aus der Landwirtschaft. ilb er 50B
von ihnen sind in Ostprovinzen landwirtschaftlich
tätig gewesen. Da sie jedoch zum Teil seit mehreren
Jahren nicht mehr in der Landwirtschaft gearbeitet
haben, muß ihre Eignung im Laufe des Wirtschafts-
jahresfestgestellt werden. Unterstütztwerden sie von

der HeimstätteGrenzmark durch theoretischen Unter-

richt, für den sich liebenswürdigerweiseauch die

Landwirtschaftskammer der Provinz Grenzmark
Pofen-Westpreußenmit ihrem für Siedlungen be-

sonders geschulten Apparat zur Verfügung gestellt
hat. Die sichbei den bereitgestellten Unterstützung-en
sowie den Mitteln aus dem freiwilligen Arbeits-



ji«-.- ,

Abbildung 1 Vollbauernstelle im Holzfachwerksbau

dienft für die einzelnen Siedlungsanwärter er-

gebenden Differenzen werden dadurch ausgeglichen,
daß diese sich bereit erklärt haben, sich sämtliche
Unterstützungenund Arbeitsdiensteinnahmen gleich-
mäßig in Anrechnung bringen zu lassen.

Die Heimstätte Grenzmark hat zu ihrer eigenen
Sicherung die Erwerbslosen zunächst mit vier-

wöchiger Kündigung mit der Verpflichtung ange-

stellt, daß siejede von der Heimstättevorgeschriebene
Arbeit durchzuführenhaben. Als Gegenwert für
ihre Leistungen ist ihnen ein Anrecht auf eine Siedler- E

stelle in den vorerwähnten Größen bei Eignung
zugesagt worden. Die Eignung soll im Laufe eines

Jahres festgestellt werden.

Zu 2. Eine wesentliche Belastung aller Siedlerstellen
bedeuteten bisher die Bauten. Hier mußten grund
legende Einschränkungen vorgenommen werden.

Hinzu kam in dem Fall Gursen, daß die vorge-
schrittene Jahreszeit — die Verhandlungen über

den Ankan des Gutes konnten erst Ende Oktober

zu einem Abschlußgebracht werden — Massivbauten
nicht mehr ermöglichte. Die Heimstätte wollte auf
alle Fälle die Familien der auszusiedelnden Leute

noch vor Weihnachten nach Gursen bringen. Sie

hat sich daher zur Holzbauweise entschlossen.
Die beigefügtenAbbildungen der Bauten zeigen

ihre verschiedenen Fertigstellungsstadien. Die Bau-

weise selbst stellt keinen Versuch dar. Wie aus der

nachstehenden Flächenskizzeersichtlich ist, bestehen
bequeme Erweiterungsmöglichkeiten.Die Räumlich-
keiten genügen für die ersten Jahre, sodaß die

Siedler, falls ihnen nicht Mittel von anderer Seite
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zur Verfügung gestellt werden, eine Erweiterung
erst nach wirtschaftlicher Festigung vorzunehmen
brauchen. Die Erweiterung der Aufbaugehöfte nach
einigen Jahren ist durch die neuen Siedlungsricht-
linien erheblich erleichtert worden.

An Belastungen durch die Bauten entfallen auf
die Stellen etwa RM 110.— pro Morgen, sodaß
für Gebäude, Land und Jnventaraufwendungen
rd. RM 200.— Kosten je Morgen entstehen.

Die Holzhauweise dürfte sich insofern besonders
für Erwerbslosensiedlungen eignen, als sie sehr
rasches Erstellen der Bauten ermöglicht und schnell
trockene Näume schafft, sodaß bei Selbsthilfe der

Siedler deren Familien in verhältnismäßig kurzer
Zeit nachziehen können.

Zu 3. Die Domäne ist mit voller Ernte im Herbst
1931 übernommen worden. Die Zwischenwirtschaft
soll bis zur nächsten Ernte durch die Heimstätte
durchgeführtwerden. Die üb erplanmäßigenArb eits-

kräste werden, wie dies schon unter 1. dargelegt ist,
durch die vom Magistrat Berlin bereitgestellten
Unterstützungenbezahlt, sodaß nur die normalen

Zwischenwirtschaftskoften entstehen. In dem Wirt-

schaftsjahr 1931-32 erfolgt Gesamtbewirtschaftung
des Gutes. Mit der Ernte 1932 sollen die einzelnen
Stellen an die Siedler übergeben werden. Die
Ernte wird entsprechend der von den Siedlern zu

übernehmendenFlächengrößeverteilt. Soweit das

lebende und tote Inventar nicht zur ordnungs-
mäßigen Bewirtschaftung der einzelnen Stellen

ausreicht, wird dies bis zur Übernahmedurch die

Siedler entsprechend ergänzt. Die Bauernstellen



Abbildung 2 Vollbauernstelle in Erangen, Kreis Schlawe (Hofseite)
« «

i er telle werden an neuHinzuziehendeLoetxelklund Nente verkauft.Dietoffueftlit
Iich-rechtlichenVerhältrLissferäcigeSAclztälaekrrevleiwexkrd"

- emeinde- un on
» «JIltrscslvkejchyetcinden wirtschaftlichenVerhaltlnissergiixr

Siedlermöglichstniedrig gehalten·Es ge angAugda Schul- und Kirchenverhaltnissegunstiglsin.etwader Gesamtbesiedlung ergibt sich fur tenetwa32 Morgen großenStellen eine Belastung vo
bei istNM 8 75 Nente pro Jahr und Morgen·Hier

d nbereits-;die Jnventarmitgabe berucksichtigtwogrZUfammenfassendmuß gesagt werden, daß eeinenbei der Erwerbslosensiedlung Eursen ·um
rst tmVersuchhandelt, dessen Zweckmaßigkeitsicthebis-Laufe des Jahres 1932 erweisenwird.

«nd gutherigen Erfahrungen mit den SiedlerLisirselbeDer Gemeinschaftsgeisthat die Leute
isålketerkunstschwierigsteBedingungen in Bezug auf n

usw· reibungslos überwinden lassen. Die Auswahl
der Siedler erfolgte unabhängig von politischen
und konfessionellen Bindungen, lediglich unter dem
Gesichtspunkt möglichsterEignung.

Engste Zusammenarbeit aller mit der Durch-
führung verbundener Stellen sowie intensivste Be-
treuung durch den Verfahrensträger sind Vorbe-
dingung für die Ansiedlung von städtischenErwerbs-
losen. Hierbei ist neben der landwirtschaftlichen
und technischen Arbeit die Hilfeleistung bei der
inneren Umstellung der Siedler auf ihre neue Lebens-
aufgabe von erheblicher Bedeutung.

Die bisherige Entwicklung des VersuchesEursen
läßt schonheute die Hoffnung berechtigterscheinen,daß
es unter Berücksichtigungder gemachten Erfahrungen
möglich sein dürfte, über die hier angesetzten 40 Fa-
milien hinaus weiteren Erwerbslosen eine auskömm-
liche Existenz in der Landwirtschaftzu bieten.

Versuche mit der Holzbauweise in Pommem
von Regierungs- und Kulturrat Gertz, Közle

.
--

«

der ol -

Die Pommerscheseimstätte hat durch DIE starkesæcsåssfånisäsee-Zins-bauweifedem zeitgemäßen Verlangen nach Vereknf
ewählten BautypenAUUg des Siedlungsbaues Rechnung getragen- YæLanuaxheftgezeigtenknd eine interessante Gegenüberstellung zU den Vode Arbeitsfeld derVersuchenaus Dem VstpreußjschenArbeitsgebiet Mk en des vorstehen-HeimstätteGren mark vergl. die entsprechenden VUU UP

istlemmgden Aufsatzes
z

Die Schr
« ·

" «
«

d unterOm Bezirk des Kulturamts Koslin sin· »

der Bauberatung der Pommerschen Helmstatte

20 Gehöfte in der vom PreußischenLuni-wirtschafts-
ministerium empfohlenen Holzbauweise errichtet
worden· Es handelt sich um verschiedene Bautypen
für Handwerker, Kleinbauern und Bollbauern· Ein
Teil der Siedlerstellen ist bereits bezogen. Der
restliche Teil wird nach der Fertigstellungden Sied-

207



lern noch in diesem Winter übergeben werden. Bei

diesen Holzbauten ist es ohne unwirtschaftliche Ein-

sparungen möglich gewesen, die Preise für Hand-
werkerstellen auf 4000.— NM, für Vollbauernstellen
auf5000.—bis 6000.—NM zu senken.JnAbbildung 1

ist die gewählte Konstruktion des Holzfachwerks ge-

zeigt. Die hierbei aus Sparsamkeitsgründen ange-
wandte leichte Dimensionierung aller Teile sowie
die Gestaltung und die Abmessungen des Grund-

risses führten zwangsläufig zur Anwendung des

flachen Pappdaches. Bei dem Erdgeschoßdes Wohn-
und Stallteiles wurde auf besonderen Wunsch der

Siedler das Holzfachwerk mit einer als Vormauerung
mit Verputz ausgeführten 1JZsteinstarkenmassioen
Wand versehen. Alle übrigen Umfassungswände
des Gebäudes wurden außen mit karbolinierter Ver-

bretterung umkleidet. Neuerdings soll ein weiterer

Versuchsbau ausgeführt werden, bei dem die ge-

samten Außenwände, also auch des Wohn- und

Stallteiles vollständig mit Stülpschalung versehen
werden.

Größte Einfachheit neben Zweckmäßigkeitherrscht
auch bei der Jnnenausstattung. Die Stalleinrich-
tung ist grundsätzlich aus Holz hergestellt ; aus

Holz sind die Pferdekrippen, die Kuhkrippen und

vor allen Dingen die Schweinebuchten und Schweine-
tröge. Um Platz zur Unterbringung der Winter-

vorräte zu haben, ist auf die Unterkellerung der

Küche oder bei hohem Grundwasserstand auf den

Einbau eines Hochkellers in den Scheunenraum
nicht verzichtet worden, während die Einrichtung
des Hühnerstalles im Scheunenraum dem Siedler

überlassen bleibt.

Im übrigen weist das Gehöft genügend Wohn-
und Wirtschaftsraum für die ersten Jahre auf.
(Abb. 2 und Z) Bei dem Gehöftstyp für eine Voll-

bauernstelle enthält der Wohnteil neben der Küche

zwei Zimmer im Erdgeschoß und eine Stube im

Obergeschoß; es sind also 57 qm Wohnraum vor-

handen. Der Stall mit einer Grundfläche von rund

90 qm H 7,70 qm für Futterküche) hat Platz für
2 Pferde, 6—7 Stück Rindvieh und weist 4 Schweine-
buchten auf. Scheunen- und Stallbodenraum ent-

halten 1100 cbm Inhalt und dürften auch dann

noch als ausreichend anzusprechen sein, wenn der

Siedler bei einem Anwachsen des Biehbestandes
zu dessen Unterbringung den Bansen neben dem

Stall ausbauen muß. Zweckmäßigerweisewerden

die Kühe hier untergebracht, um den Forderungen
des Milchgesetzes zu genügen. Die Gehöfte für
die kleineren Wirtschaften, 30 Morgen- und Hand-
werkerstellen, sind in ähnlicherWeise gebaut, natür-

lich in kleineren Abmessungen und mit entsprechend
geringerem Stall- und Scheunenraum.

"

Die Baukosten für die einzelnen Typen betrügen
für Bollbauernstellen 5 500.— bis 6 000.— NM,
für Einspänner- (Kuhbauern-) stellen 5 000.— und

für Handwerkerstellen 4 000.— bis 4 500.— NM.

Allerdings muß hierbei berücksichtigtwerden, daß
die Siedlungen, in denen die Versuchsbauten auf-

geführt wurden, sehr günstig zu Holzverarbeitungs-
stätten lagen und daß die Materialanfuhrkosten
nicht zu hohe wurden.

Bewährt sich die beschriebene Holzbauweise, so
wird es möglich sein, auch minderbemittelten Siedlern,

insbesondere arbeitslosen Landarbeitern in größerer
Zahl als bisher ohne große Aufwendungen auf
selbständigen Ackernahrungen zu einer gesicherten
Existenz zu verhelfen. Dabei tritt durch die zu er-

wartenden geringen Anzahlungen nicht nur nicht eine

Lö, so

Abbildung 3 Grundriß und Schnitt der in Abb. 1 und 2

gezeigten Pollbauernstelle. Entwurf und Bauleitung:
Pommersche Heimstätte, Zweigstecke Köslin.

Erhöhung der jährlichen Nentenzahlungen ein, diese
senken sich durch die billigen Bauten Vielmehr derart,
daß die Wirtschaften selbst in der heutigen Zeit als

krisenfest zu bezeichnen sind. Unter Zugrundelegung
eines 4-Prozent-Durch schnittssiedlungskreditesbeträgt
bei einer 60-Morgenstelle die Gebäudebelastungje
Morgen 12.— NM bei einem Gebäudekapital von

12 000.—- NM und nur 4.—— NM bei einem Ge-

bäudekapital von 6000.— NM. Durch die neuen

Holzgehöfte ist also die jährlicheZinsenlast je Morgen
gegenüber den Wirtschaften mit 18000.— NM Ge-

bäudekosten um 8.— NM Und bei denen mit
12 000.— RM Gebäudekostenum 4.— RM gesenkt
worden. Das sind Zahlen, die bei den heutigen
geringen Preisen für die landwirtschaftlichen Pro-
dukte bereits ein gewichtiges Wort bei der Aus-

weisung und der Rentabilität neuer Wirtschaften
mitsprechen. Nicht einberechnet sind dabei die Vor-

teile, die eine hart bedrängte Wald- Und Holz-
wirtschaft bei einem verstärktenAbsatz ihrer Er-

zeugnisse hat.
Gewiß lassen sich gegen die versuchsweise auf-
geführten Bauten Bedenken äußern. Inwieweit

solche Einwendungen aber eine Berechtigung haben,
kann erst die Praxis in den nächstenJahren ergeben.
Die bisher bezogenen Gebäude haben irgendwelche
Mängel noch nicht ergeben, im Gegenteil, es ist

208



—

vielmehr stets die schnelle Veziehbarkeit und das ändern muß,wiegendiesedann leichtzu tragenden
schnelle Trockenwerden rühmlich hervorgehoben Kosten bei weitem.nicht die Vorteileauf, die in

worden. Und selbft wenn der Siedler nach einigen der »heutigenZeit eine schnelle Und billigere Siedler-

Jahren einzelne Gebäudeteile ergänzen Und ab- gehoftserstellung bietet.

Die Verwertung nicht fanierungsfiihigerBetriebe— ein neues Problem
fiir die ländlicheSiedlung

von NegierungsassessorEmil P ahlke, Berlin.

·

,,Siediun und Ofthilfe« ist in Heft 2 dieser Zeitschriftzum ersten Mal von

Afsessor såchlereagednikirifilginHeft 3 gvonDr. Diettrich und Dr:Männel bereits behandelt worden.

Inzwischen brachtedas Sicherungsverfahren und. die «dieErganzungdazu bildendeEntschuldungs-
Verordnung Vom 6, 2. 32 (NGBI. I 59) einen Einschnitt in»dieArbeit der Qsthilfe Eine Zusammen-

rbeit wischen Siedlung und Osthilfe ist aber auch trotz der veranderten Lage dringend erforderlich. Dies ista

Nzichskabinettbereits in der Sitzung anerkannt worden, in der die Entschuldungsverordnung verab-

Pkglikdeteundgleichzeitig die Fragen der landwirtschaftlichen Siedlung beraten wurden.

Der folgende Aufsatz bringt zunächstabschließendeAusführungenzu den umstrittenenFragen der

Bodenpreispolitik und stellt dann das Problemder Auffangorganisation in Zusammenhangmit der Siedlung

zur Erörterung. Im anschließendenAufsatznimmt Professor Dr. Schneider zu dieserFrage Stellung und

untersucht das Siedlungs- und Osthilfeproblem unter dem entscheidenden Gesichtswinkel des Absatzmarktes.
Die Schriftleitung.

In meinem im Oktoberheft dieser Zeitschrift ab- falles wieder lösen wird. Das gilt in erster Linie

gedruckten Vortrage habe ich einige grundsätzliche für die hier erhobene Forderung nach Einsatz der

Gedankengänge aus dem Fragenkomplex Siedlung öffentlichenMittel unter einheitlichen Gesichtspunkten
und Osthilfe erörtert, weil es mir notwendig er- mit einheitlichem Ziel, wobei die Erhaltung der

schien, die von der Treuhandstelle für Umschuldungs- Gesamtwirtschaft, nicht aber die Erhaltung einer
kredite in der Provinz Oftpreußen G.m.b.H. in bestimmten Summe von Einzelwirtschaften das Leit-
der Praxis erstrebte Zusammenarbeit zwischen den motiv sein muß. Wenn dieser Gedanke bis zum
an der Siedlung und den an der Ofthilfe inter- Ende durchdacht wird, endet die Gedankenreihe
esfierten Stellen durch grundsätzliche Erörterung zwangsläufig bei dem Problem der Verwertung
fester zu verankern. Diese ersten Ausführungen des vom Gütermarkt nicht aufgenommenen Landes
konnten allerdings zunächst nur die theoretischen und damit bei dem einheitlichen Fragenkomplex:
Grundfragen berühren und mußten andrerseits mit Osthilfe und Siedlung-
Rücksicht auf die in Vorbereitung befindlichen Jn meinem Vortrage habe ich in erster Linie

Organisationsänderungen in der Ofthilfe und die die Bodenpreispolitik, die von Osthilfe- und Sied-

Neugestaltung der Siedlung sich darauf beschränken, lungsstellen in weitgehender Übereinstimmungver-

beide Gebiete nach dem Stande zu beurteilen, den treten worden ist, einer Kritik unterzogen. Meine
sie zu jener Zeit hatten. Nachdem inzwischen die Ausführungen haben zwei Entgegnungen gefunden,
grundlegenden Veränderungen in der Osthilfe durch die gerade zu diesem Punkte sich äußern. Ich
das Ausscheiden von Preußen — bei der Treuhand- glaube, daß es für die zukünftige Behandlung der

stelle auch der Provinz — und bei der Siedlung hier zur Diskussion stehenden Probleme nicht mehr
durch Erlaß der neuen Nichtlinien vom 10. No- von großer Bedeutung ist, die dabei aufgetretenen
vember 1931 durchgeführt sind, ist es an der Zeit, Meinungsverschiedenheiten über die Vergangenheit
auch öffentlich über das wichtigste Gebiet zu sprechen, auszufechten. Beide Entgegnungen lassen die eine
auf dem sich Ofthilfe und Siedlung begegnen, über Feststellung zu, daß über eine ganze Reihe von

das Gebiet der Verwertung der nicht sanierungs- Fragen, die sich auf die zukünftigeGestaltung der
fähigen Betriebe. Verhältnisse bezieht, Einigkeit besteht. Darum kann

Diese Notwendigkeit ergibt sich umsomehr-, als ich mich, ohne aber insbesondere die erste Entgegnung
es den Anschein hat, daß der Neuorganifation der in ihren wesentlichen Punkten anzuerkennen, auf die
Osthilfe auch eine Neuorientierung folgen wird, Feststellung beschränken, daß heute weite Kreise
von der man nur hoffen kann, daß sie bald zu der

H

auf Seiten der Siedlung und auf Seiten der Of-
Erkenntnis kommt, daß die leider verbreitete Gegen- E hilfe erkannt haben, daß ein Zusammenwirken dieser
überstellung von Siedlung und Osthilfe als struktur- beiden großen agrarpolitischen Maßnahmen sowohl
verändernder gegenüber besitzkonservierender Maß- im speziellen Interesse dieser beiden Aufgaben als
nahme allzu oberflächlich ist und daß sie infolge auch weitgehend im allgemeinen staatspolitischen
dieser Erkenntnis die mühsam geknüpften Fäden Interesse liegt. Diese Entwicklung der herrschenden
zwischen Osthilfe und Siedlung nicht aus grund- Auffassung, die nicht ohne zahlreiche Schwierigkeiten
fätzlichenErwägungen oder aus solchen des Einzel- und Differenzen gestaltet werden konnte, ermöglicht
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es nunmehr, die Frage der Verwertung des an-

fallenden Landes offen zu erörtern, dieses Problem,
das seit mehreren Jahren als das akuteste hätte
erkannt werden müssen, das aber selbst heute noch
theoretisch und praktisch immer wieder vernach-
läsfigt wird, teils weil die Osthilfe der Gefahr nicht
Voll entgangen ist, aus der Gesamtaktion im Wege
der individuellen Hilfe zu einer summierten Indi-
vidualaktion zu werden, teils weil man noch heute
in weiten Kreisen geneigt ist, das im großen Zu-
sammenhange gedachte Verwertungsproblem für
ein einfaches Zerschlagungsprogramm zu halten.

Es muß hier eingeschoben werden, daßdas Problem
der Auffangorganisation zwar schon seit 1928 er-

örtert wird, daß man es aber immer wieder ver-

standen hat, die Notwendigkeit einer ernsten Be-

schäftigung mit dieser Frage zu vermeiden. 1928

und 1929 hat man sich entschlossen, einerseits die

Nealisierung von Forderungen der Personalkredit-
gläubiger im Wege der Verwertung des haftenden
Objektes durch Ablösung dieser Forderungen seitens
der öffentlichen Hand überflüssig zu machen und

andrerseits, soweit eine solche Übernahme nicht
möglich mar, die Forderungen abschreiben zu lassen,
gleichzeitig aber einen Teil der dadurch benach-
teiligten Gläubiger — ebenfalls mit Mitteln der

öffentlichen Hand —

zu sanieren. Im Jahre 1931

faßte man den Entschluß, nunmehr auch diese For-
derungen der öffentlichenHand mehr und mehr ab-

zuschreiben und wich damit wiederum dem Verwer-

tungsproblem aus. Es hat den Anschein, als ob dies

mit zunehmender Konsequenz und Bewußtheit gerade
in neuerer Zeit geschieht. Damit kommt man

dann aber bei dem Problem der 1.Hypotheken
und der Pfandbriefe an, dem — soweit bisher
vorstellbar — endgültig nicht mehr ausgewichen
werden kann. Allerdings wird die Durchführung
des in dem Verwertungsproblem aufgegangenen
Ausleseprozesses mit jeder der genannten Etappen
weit schwieriger.

Man kann darüber verschiedener Auffassung sein,
ob unter diesen Umständen das Auffangproblem
zunächst bis in seine Einzelheiten erörtert und

durchdacht werden soll, oder ob es zweckmäßigist,
möglichst frühzeitig in der Praxis Versuche anzu-
stellen und zu lernen. Die Erfahrungen, die man

mit dem Versuch gemacht hat, die Zusammen-
gehörigkeit von Siedlung und Ofthilfe der allge-
meinen Überzeugungnahezubringen (der die gleichen
psychologischen Hindernisse zu überwinden hatte, die,
wie oben ausgeführt, der Grund für das Aus-

weichen Vor dem Auffangproblem sind), sprechen
dafür, mindestens beide Wege gleichzeitig zu gehen,
wenn man nicht sogar den Sprung in die Praxis für
wirkungsooller hält als die eingehendsten Er-

örterungen. Aus diesem Grunde erscheint es mir

zweckmäßig,zunächsteinmal über den in der Provinz
Ostpreußen angestellten ersten Versuch dieser Art

zu berichten, um dann später aus den Lehren dieses

T Versuches diejenige Erkenntnis zu schöpfen, die zu
einer Fortsetzung der Aufgabe in großem Rahmen
erforderlich sein wird.

Die Treuhandstelle, eine kapitalmäßigganz kleine,
von Reich, Staat und Provinz als Nisikoträger der

zweitftelligen Umschuldungshypotheken gegründete
Gesellschaft, hatte ursprünglich vorwiegend die Auf-
gabe einer Verrechnungsstelle zwischen den genannten
Nisikoträgern einerseits und der eingetragenen Gläu-
bigerin (Landesbank) andererseits. Ihre weitere

Aufgabe jedoch, durch Beschaffung von Käufern und

gegebenenfalls eigenes Mitbieten beiVersteigerungen,
die Verluste an Umschuldungsmitteln nach Möglich-
keit zu vermindern, stellte sie verhältnismäßigbald
vor die Notwendigkeit, praktische Wege zur Ver-

wertung großer anfallender Landflächen zu suchen.
Die Umschuldungsaktion des Jahres 1928 hat —

unabhängig von der verschärftenKonjunkturkrise des

letzten Jahres oder der letzten zwei Jahre — den

erstrebten Sanierungserfolg in einer großen Anzahl
von Fällen nicht gehabt. Von diesen interessieren
im Zusammenhang des vorliegenden Aufsatzes nur

die Betriebe von mehr als 400 Morgen Größe. Es

muß zunächst einmal festgestellt werden, daß der

Wirtschaftszustand und die Betriebsführung bei dem

Durchschnitt der von der Treuhandstelle zu behan-
delnden Objekte unter dem Durchschnitt der Gesamt-
betriebe gleicher Größenordnung in der Provinz Os -

preußen gelegen hat. Diese Betriebe waren sämt-
lich Ende 1927 oder im Laufe des Jahres 1928

dringend sanierungsbedürftig geworden. Sie waren

also finanziell im großen und ganzen bereits vor rund
vier Jahren festgefahren. Gewiß hat das bei einer

Reihe von Betrieben an irgendwelchen besonderen
Umständen gelegen, die nicht verallgemeinert werden
können. Die Umschuldungsaktion 1928-so hat aber
— und zwar vorwiegend in den Jahren 1928 und
1929 — Ve- der ostpreußischenEigenbetriebe von

über 400 Morgen erfaßt, sodaß angenommen werden

darf, daß die Zahl derjenigen Betriebe, deren

schwierige Lage sich aus besonderen Ereignissen er-

klärt, für den Gesamtdurchschnitt keine entscheidende
Bedeutung hat. Wenn man diese Voraussetzung
zugibt, kommt man zwangsläufig zu der überzeu-
gung, daß die in dieser Aktion umgeschuldeten Be-
triebe der genannten Größenklasseden schlechteren
Teil aus der Gesamtzahl der Betriebe ausmachen, fei
es, daß diese unterdurchfchnittliche Wertung auf die
Bodenv erh ältnisse,Absatz-oder Flurlage zurückzuführen
ist, sei es, daß sie ihren Grund in einer schlechteren
Betriebsführung hat. Dazu kommt, daß speziell in
der ersten Umschuldungsaktion eine erheblicheAnzahl
von Betrieben umgeschuldet wurde, die bereits so
weit am Ende ihrer Kräfte waren, daß die Sa-

nierung als ein nahezu hOssUUUgSIOserVersuch an-

gesehen werden mußte.
Diese Erkenntnis war für die Arbeit der Treu-

handstelle von wesentlicher Bedeutung. Wenn der

Durchschnitt der umgeschuldeten Betriebe der ge-
nannten Größenklassequalitativ unter dem Mittel der

210



———

entsprechenden Gesamtbetriebe Ostpreußens lag, und

wenn dabei ungewöhnlich risikoreiche Umschuldungen
vorgenommen waren, dann mußte bei der seitdem
eingetretenen Konjunkturentwicklung die Gefahr sehr
zahlreicher Zusammenbriiche außerordentlich groß

sein. Es mußte also damit gerechnet werden, daß
die Treuhandstelle in weitestem Umfange vor die

Frage gestellt werden würde, ob sie bei den vor-
auszusehenden Zwangsversteigerungen die Betriebe

erwerben oder ob sie auf die von ihr zu betreuende

II. Hypothek verzichten solle.

Daß mit einem solchen Verzichtund damit regel-

mäßig der Ersteigerung der Betriebe durch den erst-

stelligen Gläubiger im Sinne der Gesundungder

agrarischen Verhältnisse der Provinznichts gewonnen
wurde, stand außer Zweifel, durfte ·aberbei der

Aufgabensetzung der Treuhandstelledie zu treffende

Entscheidung nicht wesentlich beeinflussen.

Bei richtiger Erkenntnis der Probleme vmußtealso
die Treuhandstelle im Laufe ihrer Entwicklung»ent-

weder ihre Arbeit auf ein Mindestmaßbeschranken
und damit auf positiv nützlicheTätigkeit verzichten,
oder aber zu einer irgendwie gearteten Auffangstelle
für zusammenbrechende, umgeschuldete Betriebe

werden. Die Entscheidung ist im grundsätzlichen

nach der Richtung gegangen, der Aufgabe des

Auffangens nicht auszuweichen, soweit diese Aufgabe
mit den verfügbaren Mitteln irgend gelöst werden

konnte. Damit ergab sich zwangsläufig die Not-

wendigkeit, den ersten praktischen Versuch einer Auf-
fangorganisation zu wagen.

Daß diese Entscheidung — und zwar nicht etwa

nur vom finanziellen Standpunkt der öffentlichen
Hand, sondern vor allem im allgemein landwirt-

schaftlichen Interesse richtig war, erweist der Um-

fang der Landflächen, für deren Verwertung die

Treuhandstelle sich interessieren mußte. Er über-
steigt bis Ende 1931 die Gesamtsiedlungsflächeder

Provinz aus den beiden letzten Jahren.
Es wird für die weitere Entwicklung, wenn der

Zeitpunkt kommt, in dem man auch über den Rahmen
der umgeschuldeten Betriebe hinaus dem Verwer-

tungsproblem nicht mehr ausweichen kann und will,
wichtig sein, sich der Tatsache zu erinnern, daß in
dem durch die Aufgabensetzung der Treuhandstelle
bedingten Rahmen ein solcher Versuch des Auf-
fangens bereits einmal angestellt worden ist.’"-)
Welches waren die Wege, die zur Lösung dieser
Frage versucht wurden?

Zwei Verwertungsmöglichkeiten sind zunächst
grundsätzlichzu unterscheiden: der Gesamtverkauf
und die Siedlung.

E) Im folgenden wird ausschließlichvon der Verwertungs-
tätigkeit der Treuhandstelle gesprochen. Die Darstellung
gibt also nicht, wie es vielleicht scheinen könnte, einen
Überblick über das Arbeitsgebiet der Treuhandstelle über-
haupt. Ein großer Teil der Erwägungen, die nachfolgend
im Rahmen der Verwertungsfrage erörtertwerden, haben
die Treuhandstelle in gleicher Weise auch im Sanierungs-
interesse (Sanierungssiedlung) bewegt.

Der Gesamtverkauf ist — darüber erübrigen sich
nähere Ausführungen — gerade für weniger reiz-
volle größere Objekte kein geeignetes Verwertungs-
verfahren. Allerdings muß man auch beim Gesamt-
verkauf nach den Erfahrungen der Treuhandstelle
zwei Möglichkeiten grundsätzlichunterscheiden, den

Verkauf an Familienmitglieder des alten Eigen-
tümers und den Verkauf an Dritte (Fremdverkauf).

Der Familienverkauf, der bei nicht siedlungs-
fähigen Objekten gelegentlich die einzige Verwer-

tungsmöglichkeit sein mag, weil andere Käufer sich
nicht finden, führt regelmäßig unter kaufmännischen
Gesichtspunkten (die für die Treuhandstelle ihrer
Zielsetzung nach aber nicht allein maßgeblichwaren)
zu einer denkbar ungünstigen Verwertung Einer-

seits sind die geleisteten Anzahlungen durchweg niedrig
— im Gesamtdurchschnitt bei der Treuhandstelle
noch nicht 50 Z der in den anderen Verkaufsfällen
erzielten Anzahlungen — andrerseits fehlt dem

Familienerwerber meist das zur wirtschaftlich zweck-
mäßigen Fortführung erforderliche Betriebskapital.
Die Folge davon ist, daß der Verkäufer regelmäßig
hohe Beträge neu investieren muß, um die Betriebs-

überleitung überhaupt zu ermöglichen. Eine Siche-
rung dieser Beträge außerhalb des Grundstücks ist
dabei im allgemeinen nicht möglich, da etwaige
sonstige Vermögenswerte zumeist bereits vor dem

Zusammenbruch in der Hoffnung auf eine Erhaltung
des Betriebes herangezogen sind.

Der Fremdverkauf liegt zwar erfahrungsgemäß
in allen diesen Beziehungen wesentlich besser. Er

wird aber umso schwieriger, je größer der Umfang
der zu verwertenden Landfläche wird, und je
größer im Einzelfalle das abzustoßendeObjekt ist.
Es dürfte sichdaran auch bei fortschreitenderKorrektur
des Bodenpreisniveaus nichts ändern, insbesondere
nicht, nachdem in der zweiten Hälfte des vergangenen

Jahres allen Interessenten vor Augen geführt ist, in

welcher jede Rentabilitätsberechnung ausschließenden
Weise gerade die Preise für Vieh und Viehprodukte ab-

sinken können. Wenn der Landwirt nicht mehr die

Hoffnung hat, die Normallöhne in seinem Betriebe
aus den Milcheinnahmen decken zu können, dann

kauft er nicht, weil gerade diese Relation die

Grundlage seiner Rentabilitätsberechnung ist. Immer-
hin erlauben andrerseits die Erfahrungen der Treu-
handstelle auch die Feststellung, daß für wirklich ers -

klassige Objekte fich trotz aller Schwierigkeiten immer
noch Interessenten finden.

Bei der Gesamtverkaufsfragedarf nicht vergessen
werden, daß die bei der Treuhandstelle zu verwer-

tenden Objekte — wie es in jedem größeren Ver-

wertungsrahmen sein wird — regelmäßig einerseits
infolge Auflaufens bevorrechtigter Forderungen und

erststelliger Zinsrückftände(zusammen bis RM 50,——
je Morgen!) und andererseits infolge Devastierung
in der letzten Zeit vor dem Zusammenbruch über-
durchschnittlich hohe Beträge zur Übernahmeund

Wiederingangsetzung kosten. Beim Gesamtverkauf
pflegt aber die Höhe der Anzahlung im umgekehrten
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Verhältnis zum erzielbaren Erlös zu stehen, wobei
eine Anzahlung von mehr als 30.— bis 50.— NM

je Morgen auch bei besten Objekten regelmäßig über-
haupt ausscheidet. Ein Gesamtverkauf führt daher
zwangsläufig zu hohen Neuinvestierungen. Ob es

nicht, um eine planvolle Verwertungspolitik Unter

großen Gesichtspunkten betreiben zu können, immer

nötig sein wird, sich auch finanziell auf diese Situ-
ation einzustellen, muß die Zukunft lehren.

Bei der Besiedlung kann demgegenüber vorläufig
damit gerechnet werden, diese Summen aus dem

Ankaufskredit zu decken. Auf lange Sicht wird man

aber auch hier nicht ohne Mitwirkung der inter-

essierten Gläubiger auskommen. Eine Forderungs-
realisierung durch subventionistisch verbilligte Mittel
der öffentlichen Hand sollte grundsätzlich an die

Voraussetzung eigener Leistungen geknüpft sein.
Die angeführten Erwägungen mußten die Treu-

handstelle von vornherein veranlassen, das ganze

Verwertungsproblem unter der doppelten Zielrich-
tung zu sehen: Gesamtverkauf und Siedlung.

Ende 1929 gab es trotz der Ausführungen von

Herrn Dr. Diettrich über angebliche frühere Teil-
siedlungen ein verbindendes Glied zwischen diesen
beiden Verwertungsformen nicht. Darin lag—für
die Verwertungsaussichten ein entscheidender Mangel.
Da mit zunehmender Größe eines Betriebes die

Verkaufsmöglichkeiten geringer werden, und die

Preise je Flächeneinheit in Ostpreußen sich weit

über das im Neichsdurchschnitt feststellbare Maß
hinaus senken, mußte die Treuhandstelle bemüht
sein, bei Verwertung größerer Betriebe alle Mög-
lichkeiten zur Verkleinerung vor einem etwaigen
Gesamtverkauf, der dann ein Nestgutverkauf wurde,

auszuschöpfen.
Der nächstliegendeWeg hierzu war eine möglichst

umfangreiche Anliegersiedlung.
ließ sich gewiß vieles erreichen. Immerhin lagen
zwei Schwierigkeiten vor, die je länger je mehr
hervortraten. Einerseits war durch die seit dem

Jahre 1929 forciert und nicht immer glücklichbe-

triebene Anliegersiedlung die Kauflust in manchen
Bezirken erheblich gesunken. Die Erfahrung lehrt,
daß sowohl die intensive Durchführung von An-

liegersiedlungen auf begrenztem Gebiet als auch
etwa einzelne fehlgegangene Verfahren die Kauflust
mindestens periodisch stark beeinträchtigen. Damit

ist in gewissen Fällen für die Verkleinerung er-

worbener Großbetriebe eine Grenze gesetzt.
Wesentlicher noch war die zweite Schwierigkeit.

Die Anliegersiedlung ist im Sommer 1929 durch
das Gesetz über die wirtschaftliche Hilfe für Ost-
preußen in ihrer heutigen Art neu ausgelebt. Sie

ist, wie alle diejenigen bestätigen werden, die in

großem Umfange damit zu tun gehabt haben, ein

theoretisch hervorragender Weg für Sanierung und

Verwertung, in der praktischen Durchführung aber

ein ganz außerordentlichkompliziertes, schwieriges
und langwieriges Verfahren. Sehr vieles von Ver-

fahrensgang und Organisationsform, die die An-

liegersiedlung im Jahre 1929 bekommen hat, be-

friedigt nicht. Weniges ist bisher gebessert Die

Voraussetzung für grundlegende Änderungen lag
auch erst vor, wenn zunächst im Rahmen der be-

stehenden Bestimmungen das Bestmögliche geleistet
war. Das im Zusammenwirken mit den sonst be-

teiligten Stellen zu erreichen, mußte daher als erste
Aufgabe erscheinen.

Besonders nachteilig hatte sich im Laufe der

Zeit die Tatsache ausgewirkt, daß drei Stellen,
das Kulturamt, der beauftragte Siedlungsunter-
nehmer und die in Frage kommende Osthilfestelle,
nebeneinander an der Verfahrensdurchführung be-

teiligt waren, ohne daß die Fühlung zwischen ihnen
so eng war, daß die zu treffenden Maßnahmen
mit der wünschenswertenSchnelligkeit und wirtschaft-
lichen Neibungslosigkeit ineinandergriffen.

Diesen letzten Mangel hat die Treuhandstelle zu-

nächst abzustellen versucht und zwar dadurch, daß
sie eine eigene Anliegersiedlungsabteilung einrich-
tete und die bisher dem Siedlungsunternehmer ob-

liegenden Aufgaben selbst übernahm. Sie bezweckte
damit — abgesehen von den von ihr zu vertretenden

Sanierungsinteressen — vor allem einerseits die

landwirtschaftliche Verwaltung der Eigenbetriebe
und die Abverkäufe in wirtschaftlich zweckmäßiger
Weise auf einander abzustimmen und andererseits
die Anliegersiedlung in Umfang und Planeinteilung
dem gesamten Verwertungsinteresse unterzuordnen.

f Ohne eigene Einschaltung einer Verwertungsstelle in

s

Auf diesem Wege :

die Anliegersiedlung ist es, wie die Erfahrungen ge-

lehrt haben, unvermeidlich, daß entbehrliche Aufwen-
dungen im Betriebe für abzuverkaufende Flächen ge-

macht werden, daß Zusagen beim Verkauf später
von der Verwaltung nicht eingelöst werden u. ä.

Jnsbesondere aber besteht bei Übertragung der

Aufgabe an einen privatwirtschaftlich interessierten
Unternehmer die Gefahr, daß Art und Umfang des

Abverkaufs Von dem Interesse an der Provision
anstatt vom Interesse an der Gesamtverwertung
und wirtschaftlichen Zweckmäßigkeitbestimmt wird.

Sogar die Tätigkeit einer eigenen Abteilung muß
daraufhin überwacht werden, daß nicht der Wunsch
nach umfangreichem Erfolgsnachweis die sachlichen
Gesamtinteressen stört.

Durch organisatorische Maßnahmenmußte weiter
die bedauerliche Langsamkeit, durch die die Anlieger-
siedlung sich bisher auszeichnete, zu überwinden

sein. Zahlreiche Verfahren haben zU ihrer Durch-
führung allein bis zum Abschluß der Vermessungs-
arbeiten und Entpfändungen zwei Jahre und länger
gedauert. Die Treuhandstelle setzte sich das Ziel,
grundsätzlichin äußerstens einem Jahr diese Arbeiten

durchzuführen. Wesentlich für die Beschleunigung
der Arbeit war ein von ihr im Herbst 1930 ab-

geschlossenes Generalabkommen mit einem Ver-

messungsbüro, das sie einerseits in die Lage ver-

setzte, den Bermessungsauftrag sehr frühzeitig zu

geben, und das zum andern für diese Arbeit selbst
bestimmte Fristen einführte. Zu einem vollen Er-
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folge würde darüber hinaus noch eine Vereinbarung
mit den wichtigsten Vorhypothekaren über eine Ver-

einfachung bei der Durchführung der Entpfändung

gehört haben. Hier harrt eine schwierige Aufgabe
noch der Lösung.

·

Jn dieser Weise wurde — nach der weiter er-

folgten übernahme der finanziellen Abwicklungder

Verfahren — auf dem Gebiet der Anliegersiedlung
eine klare Abgrenzung der Kompetenzen zwischen
den nunmehr beteiligten zwei Stellen ermoglicht.
Hervorzuheben ist, daß in der Frage der Preisbe-
stimmung die ausschließlicheEntscheidung durch die

Kulturämter nicht angetastet werden konnteund

durfte. Daß die Treuhandstelle bei dieser Ent-

wicklung ebenso wie jeder andereSiedlungsunter-

nehmer vieles erst allmählichlernen»mußte, ver-

steht sich von selbst. Diese Periode ist auch heute
noch keineswegs abgeschlossen.Der Grund liegt

zum Teil in der Schwierigkeit der Materie, zum
«Teildarin, daß die Vorbedingungen in einer Reihe
von Punkten ungünstig waren, insbesondere inso-

fern, als die Einrichtung der Abteilung in die Zeit -

der Umgestaltung der Osthilfe fiel, als nicht lange
nach ihrer Errichtung neue Grundsätze,neue Geld-

H

mittel und eine neue Dienststelle zu deren Be-

willigung auf den Plan traten. Einzelheiten inter-

essieren in dem Zusammenhange dieses Aufsatzes
nicht. Abschließend ist aber zu sagen, daß die

selbständige Durchführung von Anliegersiedlungen
grundsätzlichrichtig ist für jeden, der in großem
Umfange selbst Landbesitz erwerben und verwerten

muß. Organisation und Arbeitsweise einer solchen
Stelle sind in der verschiedensten Art denkbar.
Das Entscheidende in dieser Frage ist, daß
nur auf dem Wege einer Zusammenfassung der

Verwaltungs- und Verwertungsinteressen in einer

Hand die notwendige Verfahrensbeschleunigung und

Zielklarheit erreichbar ist, die als unbedingte Vor-

aussetzung für eine einwandfreie Verwertungsarbeit
angesehen werden muß.

Die andere obengenannte Schwierigkeit auf dem

Gebiet der Anliegersiedlung, nämlich die Gefahr
einer Erschöpfung der Kauflust in gewissen Bezirken,

war schwieriger zu beseitigen. Sie-konnte nur da-v

durch behoben werden, daß außer der bisher
nahezu ausschließlich betriebenen reinen Anlieger-
siedlung anderweitige Berwertungsmaßnahmen er-

möglicht wurden, daß also die Brücke zwischen Ge-

samtverkauf Und Gesamtsiedlung geschlagen wurde.
Es würde zunächst nahegelegen haben, hier in

erster Linie an die Mischsiedlung zu denken. Die

Voraussetzungen für eine Ausweitung der Misch-
siedlung waren aber derart ungünstig, daß wesent-
liche Erfolge auf diesem Gebiet nicht zu erwarten
waren. Die Wege, die die Treuhandstelle hier
gegangen ist, interessieren daher verhältnismäßig
wenig. Es handelt sich um Fragen der Vorfinan-
zierung von Mischsiedlungskrediten, um bewußte
Weiterentwicklung der sogenannten kaschierten An-

liegersiedlung (eine reine Finanzierungsfrage!), um

die Hereinahme kleinerer Bauaufgaben in die An-

liegersiedlungsabteilung (die bewußt vermieden

wurde) und ähnliches. Alle diese Dinge wurden

absichtlich der späteren Entwicklung vorbehalten,
also mindestens zeitlich hinter die grundsätzlich be-

deutsamere Aufgabe der Einschaltung der Treu-

handstelle in die Siedlungsfragen überhaupt zurück-
gestellt.

Die mit der Verbindung zwischen Siedlung
und Osthilfe zusammenhängendenFragen sind in

dieser Zeitschrift bereits von mir in Heft 2, Seite 57
und in der Entgegnung Dr. Männels auf Seite 98 f
kurz behandelt worden. Hier kam es vor allem

auf den Nachweis an, auch für die Verwertung nicht
sanierungsfähiger Großbetriebe und die Neufiedlung
die Notwendigkeit des Zusammenwirkens bei den Maß-
nahmen der Osthilfe- und der Siedlungsorgane
nachzuweisen. Die Wege der Zusammenarbeit,
mögen sie nun in der mehrfach angegriffenen Pro-
visionssiedlung oder in einer Übertragung der Land-

flächen unter gleichzeitiger Übertragung des Risikos
an die Siedlungsträger zur Besiedlung bestehen,
werden sich in der Praxis schon finden lassen. Eine

eingehende theoretische Erörterung wäre zwar er-

wünscht, sie würde aber den Rahmen dieses Auf-
satzes überschreiten.

Agrarpolitifihe Voraussetzungen der Siedlung in Oftiireußen
von Ministerialdirektor a. D. Universitätsprofessor Schneider in Königsberg Pr.

I.

Osthilfe und Siedlung, die als Mittel die in ihrer
Existenz bedrohte ostdeutsche Landwirtschaft lebens-

fähig erhalten und sich gegenseitig ergänzen sollen,
sind durch die wirtschaftliche Entwicklung, welche mit
dem 13. Juli vorigen Jahres einsetzte, noch enger
als bisher miteinander verbunden worden.

bestreiten. Das rasche Absinken der Preise für fast
alle landwirtschaftlichen Erzeugnisse, insbesondere
Vieh- und Viehveredlungserzeugnisse,das bei der

allgemeinen Lage auf dem Weltagrarmarkt nicht
aufzuhalten ist, und der dadurch bedingte starke Rück-

Das ;

dürfte jedenfalls für Ostpreußen niemand ernsthaft

gang der Geldroherträge und zugleich der Rein-
erträge werden in Ostpreußenauch diejenigen land-
wirtschaftlichen Betriebe, welche über gute Böden
verfügen, eine günstige Absatzlage haben und in

Bezug auf das Maß des verwendeten Kapitals vor-

sichtig geführt worden sind, sehr bald an die Grenze
bringen, wo auch ihnen die Bildung einer Grund-
rente nicht mehr möglich ist. Vielfach ist es ja
heute in Ostpreußen schon so, daß der Reinertrag
auch dieser guten landwirtschaftlichen Betriebe gerade
ausreicht, das Gebäude- und Kapitalinventar zu ver-

zinfen. Die Entwicklung seit dem 13. Juli hat aber

gleichzeitig eine beträchtlicheSteigerung der Zins-
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sätze gebracht, welche sich in der Landwirtschaft erst
in der Zukunft voll auswirken wird. Sinken des

Reinertrags bis zu der Grenze, wo die Bildung der

Grundrente unmöglich wird und gleichzeitiges Steigen
der Zinssätze müssen aber, wenn sich die Entwicklung,
die mit dem 13. Juli eingesetzt hat, fortsetzt, zu
einer Bedrohung des Bestandes auch derjenigen land-

wirtschaftlichen Betriebe führen, welche bisher die

Osthilfe nichtin Anspruch zu nehmen brauchten. Kann

denn das Reich bei seiner gefährdeten eigenen Finanz-
lage nicht in ausreichendem Maße in Ostpreußen
helfen, dann werden auch die landwirtschaftlichen
Betriebe mit guten Böden und günstiger Absatzlage
zu stark sinkenden Güterpreisen an den Markt oder

unter den Hammer kommen.

Diese Entwicklung, die man, wenn sich die Ver-

hältnisse nicht ändern, rechtzeitig ins Auge fassen
muß, kann auf das ostpreußische Siedlungswesen
nicht ohne tiefgehende Wirkungen bleiben. Wollte

man, wie es von Regierungsassesfor Pahlke im

Vorangehenden Auffatz vorgeschlagen wird, eine

Auffangorganisation für zusammenbrechende umge-

schuldete Betriebe schaffen, um die vom Reich ge-

gebene zweite Hypothek zu retten, so würde man

vorwiegend landwirtschaftliche Betriebe mit meist
weniger günstigen Böden zu Preisen in die Hand
bekommen, die von vornherein eine rentable Sied-

lung in der Zukunft ausschließen, dafür aber die

Betriebe mit guten Böden und günstigerAbsatzlage
privaten Käufern, sofern solche als erfahrene Land-

wirte in ausreichendem Umfange überhaupt vor-

handen find, überlassen. Einer solchen Entwicklung
können die Organe der Osthilfe und die Träger
der ostpreußischenSiedlung keinesfalls mit gefalteten
Händen zusehen, sondern müssen vor allem, wenn

sich diese Entwicklung verstärkt, die günstigeren Be-

triebe, sofern eine Stützung nicht durchführbar ist,
auffangen. Inwieweit sie darüber hinaus zusammen-
brechende umgeschuldete Betriebe noch auffangen
können, wird vor allem eine Frage der Mittel

fein, welche das Reich dafür in Zukunft noch bereit-

stellen kann.

Für die ostpreußischeSiedlung tritt damit aber

eine völlig veränderte Situation ein. Nicht nur

ihre Aufgaben wachsen dem Umfange nach ins

Unabsehbare. Nachdem fie bisher vorwiegend land-

wirtschaftliche Betriebe befiedelt hat, die für eine

rentable Betriebsführung ungünstigeVoraussetzungen
boten, wird sie nunmehr in großem Umfange Ob-

jekte für die Aufteilung zu Preisen an Hand er-

halten, welche eine rentable Bewirtschaftung im

Wege der bäuerlichen Siedlung nicht nur möglich,

sondern unerläßlichmachen. Es ift aber ein großer
Irrtum, wenn man in Kreisen der ostpreußischen
Siedlung — wie ich vielfach den Eindruck ge-
wonnen habe — glaubt, es handle sich dabei vor

allem um betriebswirtschaftliche Fragen, wenn man

dieses unerläßliche Ziel erreichen wolle. Mit Schlag-
worten wie Primitivsiedlung, mit Suchen nach neuen

Bautypen, mit Vorschlägen, man müsse gemein-

schaftliche Einrichtungen schaffenufw., die in anderen

Ländern und Gegenden richtig sein mögen, .an die

Eigenart der oftpreußischen Betriebe aber nicht
passen — täuscht man sich nur über den Ernst
der Gesamtsituation, in welche die ostpreußische
Siedlung mit der Entwicklung seit dem 13.Juli1931
geraten ist. Die betriebswirtschaftlichen Fragen find
selbstverständlich für die zukünftige Gestaltung der

ostpreußischenSiedlung von größter Wichtigkeit.
Aber das sind Fragen der praktischen Durchführung,
deren Voraussetzungen — Bodenbeschaffenheit, Pro-
duktionszusammensetzung, Absatzlage usw. — fast
bei jedem Betriebe anders liegen. Mit allgemein
gültigen Rezepten kommt man da nicht weiter.

Was aber einer einheitlichen Betrachtung unter

allen Umstnden und mehr denn je bedarf, das sind
die agrarpolitischen Voraussetzungen der ostpreußischen
Siedlung.

Auch diese Betrachtungen müssen sichausschließlich
mit der ostpreußischenSiedlung befassen. Ihre
Sonderlage gegenüber der Siedlung im Reiche auch
in agrarpolitischer Hinsicht ist schon durch die Be-

sonderheit ihrer allgemeinen Aufgaben, den national-

politischen und bevölkerungspolitischen,gegeben, alfo
um es konkret auszusprechen: einen Wall deutscher
Bauern zum Schutze des gen Osten auf stark be-

drohtem Vorposten stehenden Deutschtums zu schaffen,
und der feit Jahrzehnten anschwellenden Wan-

derungsbewegung vom Osten nach dem Westen Ein-

halt zu gebieten. Zur ersten Aufgabe ist kaum

etwas Neues zu sagen. Ein ftarkes und gesundes
Bauerntum ist die sicherste Gewähr für die Erhaltung
des Deutschtums im Osten, das lehren uns auch
die trüben Erfahrungen der preußischenKolonisation
im Osten vor dem Kriege. Die Treue zur Scholle,
die Liebe zur Heimat und zur Familie, das Streben
nach Unabhängigkeit und Selbständigkeit, die im

deutschen Bauern tief verwurzelt sind, bilden kultur-

erzeugende, kulturfördernde Kräfte und stellen auf
lange Sicht die ununterbrochene Blutauffrischung,
die Menschenauffüllung schlechthin im deutschen
Osten sichert. Aber eins ist unerläßlich Voraus-

setzung: diese Aufgabe wird nur dann gelöst, wenn

die Bauernwirtschaften, welche neu geschaffenwerden,
auf die Dauer lebensfähig und existenzsicher sind.
Damit zeigt sich von selbst der enge Zusammenhang
der nationalpolitischen Aufgabe mit der bevölkerungs-
politischen, die die ostpreußischeBauernsiedlung zu

lösen hat. Auch hier darf man sich nicht länger
über den Kern dieser Zusammenhänge hinwegtäuschen
Es handelt fich nicht bloß darum, neue Existenz-
möglichkeiten zu schaffen, den Nahrungs- und Wirt-

schaftsspielraum im deutschen Osten zu erweitern.

Wenn in den Jahrzehnten vor dem Kriege die

Wanderungsbewegung vom Osten nach dem Westen
zunahm und nach dem Kriege angehalten hat, so
ift das ganz wesentlich daraus zu erklären, daß der

Stand der Lebenshaltung im deutschen Osten wesent-
lich niedriger als im Westen, außerdem aber auch
fehr viel stärkerenErschütterungenausgesetzt ist. Ein
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Bauer, der in Ostpreußen angefiedelt wird und nach
kurzer Zeit erkennen muß, daß die an sichkärgliche
Lebenshaltung, die er hier führen muß, keine auf
die Dauer gesicherte ist, der jeden Morgen, wenn

er vor Sonnenaufgang auf seinen Acker geht, sich
die Frage vorlegen muß, .ober das laufendeErnte-
jahr wirtschaftlich noch überstehenwird, der ist
keinesfalls geeignet, einen sicherenSchutzwallfur
das Deutschtum im Osten zuvbilden. Die»Frage,
die bei der ostpreußischenSiedlungzu losen ist.

heißt nicht: Luxus- oder.Primitivsiedlung’
— der

ostpreußischeBauer, der hier angesiedelt wird, muß

in jedem Falle in den einfachstenFormen.ange-
siedekt werden —- sondern hier handeltes sichum

die Frage, wie kann die Bauernfiedlungals Einzel-
wirtschaft auf lange Sicht lebensfahig und existenzk
sicher, also rentabel gestaltet werden und·zwarbei

einem Stand der Lebenshaltung, der nicht allzu
stark hinter dem des westdeutschen Industriearbeiters
zurückbleibt Gerade dieser starkeUnterschied in der

Lebenshaltung zwischen agrarischemOstenundindu-
striellem Westen Deutschlands ist die hauptsachliche

Ursache des hohen Wanderungsverlustes Ostpreußen
in der Vergangenheit Nur ein deutscher Bauer wird

in Ostpreußen ein Schutz für das Deutschtum im

Osten sein, der die viel größerenMühen der land-

wirtschaftlichen Arbeit im Osten in dem sicheren Ge-

fühle erträgt, daß auch seine Nachkommen auf dieser
Scholle eine solche Iebensfähige und existenzsichere
Wirtschaftvorfindenwerden. HundertJahre sind dabei

der kürzesteZeitraum, in dem man sichostpreußische
Siedlung gestellt denken muß. Warum gewährt man

nur niedrige Verzinsung? Warum verteilt man nicht
die Dauer der Amortisation des vom Staate ge-

gebenen Kapitals auf hundert Jahre?
Viel Neues läßt sich auch nicht über die Beson-

derheit der natürlichenVoraussetzungen der ostpreußi-
schen Siedlung, die betriebswirtschaftliche Eigenart
und den oftpreußischenMenschen, der ihr Träger ist,
zu dem hinzufügen, was auf Grund eingehender
Spezialuntersuchungen darüber bereits gesagt ist.
Nur das Eine muß unterstrichen werden, daß die

ostpreußischeSiedlung sich vielfach nicht danach ge-

richtet hat und deshalb aus dem unsicheren Tasten
bei der praktischen Gestaltung der Siedlung nicht
herausgekommen ist. Die Aufgabe der Praxis ist
es, fich bei der Gestaltung der Siedlung der Eigen-
art der ostpreußischenVerhältnisse eng anzupassen
und solche Lösungen zu finden, die, wenn ich mich
einmal fo ausdrücken darf, zwischen den verschiedenen
Komponentem die zu berücksichtigensind, die Dia-

gonale ziehen. Wenn also z. B. ein billigeres
Wirtschaftsgebäudefür den Siedler gefunden werden

muß, so halte ich es noch für keine richtige Lösung,
wenn man im Interesse der Ersparnis an Baukoften,
Wohngebäude, Stallungen und Scheune unter ein

flaches Dach legt. Die Scheune muß geräumig sein
und gegen Näsfe Schutz gewähren, durch sie kann

vom November bis März der eisige ostpreußische
Wintersturm hindurchpfeifen, aber nicht durch das

Wohnhaus des Siedlers, der ein kleines aber ftabil
gebautes Wohnhaus mit weit heruntergezogenem
schiefemDach braucht, Wohn- und Schlafstube neben der

geheizten Küche. Oder wenn man gar die Stallungen
zwischen Wohnbau und Scheune hineinklemmt, so
nimmt man von vornherein der Siedlerwirtschaft die

Möglichkeit, die zweite Etage ihres Betriebes, auf der
immer die Rentabilität der Bauernwirtschaft beruht,
die Viehhaltung ohne große Neubaukoften auszu-
bauen. Oder man bevorzugt Streusiedlungen, um

den an sichnachdenklichen ostpreußischenBauern noch
mehr zum Nachdenken in der Einsamkeit anzuregen
und vergißt dabei, wie wichtig es ist, unter den
Siedlern den genossenschaftlichenGeist zu erziehen,
ohne den das ganze Siedlungswerk in Ostpreußen
niemals gelingen kann ; ich komme darauf noch ein-

gehend zurück. Oder wenn immer wieder gesagt
worden ist, das Gespannkonto ist für den Siedler in
den ersten Jahren untragbar, und dann im Neubau

gleich der Pferdestall mit eingebaut wird, sodaß von

vornherein die Versuchung groß ist, sich doch sofort
Pferde zu kaufen. Oder es wird der Naum für die

Unterbringung des toten Inventars und der Geräte

vergessen, deren sorgfältigste Behandlung eine der

wichtigsten betriebswirtschaftlichen Voraussetzungen
der Rentabilität der Betriebe ist. Oder — aber das

sind Kleinigkeiteni — Von den Luxusbauten in der

Siedlung, bei deren Besichtigung man Lust bekommt

einzuziehen, will ich nicht sprechen, sie werden heute
nur noch von Großgrundbesitzerngebaut, die auf
schweren Böden siedeln.

Eins möchte ich nur noch in Bezug auf den os-
preußischenSiedlungsbetrieb unterstreichen, und das

führt mich von selbst zur Besonderheit der agrar-

politischen Voraussetzungen der ostpreußischenSied-

lung. Der oftpreußischeSiedlerbetrieb muß, wenn

es sich nicht etwa um Nebenerwerbssiedlung handelt
(Handwerker-,Landarbeiter- usw. Siedlung), wie jeder
Bauernbetrieb »gemischterBetrieb« sein, der moderne

Produktionsmethoden anwendet. Das hat seine
Grenzen an dem schwachen Kapitalbesatz, den der

ostpreußischeBauer bei geringerem Nohertrag und

höherem Zins als in allen anderen Gebieten Deutsch-
lands nur haben kann. Er kann — abgesehen viel-

leicht von der Erzeugung für den Eigenbedarf —

nur diejenigen Produktionszweige betreiben, in denen
die Anwendung von Maschinen auch dem Großbetrieb
keine Überlegenheit gewährt. Das schließtaber auch
aus, daß der Siedlerbetrieb seine Produktion speziali-
siert. Spezialisierung der Produktion ist, wenn über-

haupt immer nur in Verbindung mit Mechanisierung
derselben rentabel, und das kann auch in der Land-

wirtschaft nur im Großbetrieb und unter ganz anderer

Erzeugungs- und Absatzlage, als sie in Ostpreußen
gegeben ist, geschehen. Versuche, die Produktion der

ostpreußischenSiedlerbetriebe zu spezialisieren, sind
völlig verfehlt und müssen unter großem Kapital-
verlust scheitern. Auch im Auslande handelt es sich,
wenn die Produktion spezialisiert wird, um Großbe-
triebe, z. B. Geflügelfarmen in Holland mit
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10 000 Tieren. Wenn also auch der ostpreußische
Siedlungsbetrieb wie jeder Bauernbetrieb ein »ge-

mischter« sein muß, so darf er sich doch nur — in

Ostpreußen ganz besonders aus denjenigen Pro-
duktionszweigen zusammensetzen,welche arb eitsintensiv
sind, d. h. umso größereVorteile zugunsten der Renta-
bilität des Betriebes bringen, je mehr Arbeit des

Siedlers und seiner Familie darauf verwendet wird.
Aber auch der ostpreußischeBauer darf sich nicht

nur von den natürlichen Grundlagen der Produktion
in, der Gestaltung seines Betriebes tragen und treiben

lassen. Wenn er auch nicht selbständigerUnternehmer
wie der Großgrundbesitzersein kann, so muß er doch
im Zusammenhang stehen mit der modernen Organi-
sation des Geld-Kredit- und Kapitalverkehrs, um beim

Einkan von Sämereien, Düngemitteln, Geräten,
lebendem Inventar usw. ihre Vorteile zu erlangen.
Vor allem aber darf es nicht in dem Maße, wie es

beim ostpreußischenSiedler bisher der Fall ist, in

völliger Isolierung zum Markte bleiben. Damit
komme ich auf das agrarpolitische Kernproblem der

ostpreußischenSiedlung.
Die entscheidende Voraussetzung, die eine

gesonderte Behandlung der ostpreußischen
Siedlung notwendig macht, ist die gegenüber
allen anderen Gebieten des Reiches völlig
unterschiedliche Absatz- und Wettbewerbs-

lage der landwirtschaftlichen Erzeugnisse
Ostpreußens auf dem Markt. Damit tritt so-
fort die grundlegende Voraussetzung für die Ge-

staltung der ostpreußischenSiedlung in den Mittel-

punkt unserer Betrachtungen. Soll der ostpreußische
Siedler lediglich für seine Selbstversorgung oder für
den Markt produzieren? Für welchen Markt? Für
den lokalen oder den mittel- und westdeutschen Groß-
markt. Der Auslandsmarkt spielt entgegen den

Verhältnissen vor dem Kriege keine Rolle mehr.
Vielfach wird die Ansicht vertreten, daß der ost-
preußischeSiedler sich im wesentlichen auf Selbstver-
sorgung einstellen und nur einen kleinen Produktions-
überschuß auf den nächsten lokalen Markt absetzen
solle. Das würde voraussetzen, daß die natürlichen
und wirtschaftlichen Voraussetzungen in Ostpreußen
so beschaffen wären, daß der ostpreußischeSiedler

seine Produktion ganz seinem Bedarf anpassen kann.

Abgesehen davon, daß der ostpreußischeSiedler sich
dann an einen wenig differenzierten Bedarf gewöhnen
müßte, würde es ihm an dem erforderlichen Bargeld
mangeln, das er zur Zahlung der Zins- und Amorti-

sationsquote, zum Einkan von Sämereien, Dünge-
mitteln usw. braucht. Gntscheidend ist aber die Frage,
ob bei einer Siedlung, die vorwiegend auf Selbst-
versorgung eingestellt ist, die Produktivität steigt
oder sinkt, d. h., ob der Natural- und Rohertrag
der ostpreußischenLandwirtschaft sichvermehrt oder
vermindert. Denn vom dem Steigen oder Sinken
des Rohertrages hängt es naturgemäß ab, ob eine

größere Zahl von Menschen — eine solche anzu-

fiedeln, ist Ziel der Siedlung! —- von der Land-

wirtschaft leben kann, ohne daß das Unterhaltungs-

niveau derselben erheblich sinkt. Es würde im Rahmen
dieses kurzen Aufsatzes zu weit führen, den Nachweis
dafür zu führen, daß die ostpreußischenSiedlungsbe-
triebe im Landbau an sichkapitalextensiver wirtschaften
als der Großbetrieb, wenn sie vorwiegend auf Selbst-
versorgung eingestellt wären, auf die Dauer nur auf
Kosten eines Rückgangs des Rohertrages und da-
mit ihres Lebenshaltungsniveaus von der Land-

wirtschaft existieren könnten. OstpreußischeSied-

lungen als selbständige Bauernbetriebe, nicht als

Rebenerwerbsiedlungen, deren Produktion im wesent-
lichen auf die Selbstversorgung der Siedlerfamilie
eingestellt ist, sind von vornherein weder lebens-

fähige noch existenzsichere Einzelwirtschaften und

der steigenden Verschuldung und Versteigerung aus-

gesetzt, wenn nicht immer wieder die steigenden
Schulden gestundet oder aus staatlichen Mitteln

abgedeckt werden. Siedler, welche so in Ost-
preußen angesetzt werden, haben weder die Pro-
duktivität der ostpreußischenLandwirtschaft noch
sind sie ein Wall im Osten, denn sie werden früher
oder später, von Sorgen zermürbt, die Scholle ver-

lassen.
Ostpreußen ist ein Agrarüberschußgebiet. Man

hat berechnet, daß seine Landwirtschaft imstande sei,
über die Bevölkerung Ostpreußenshinaus mindestens
3Millionen Menschen zu ernähren. Ob diese Zahl
zu hoch oder zu niedrig gegriffen ist, mag dahin-
gestellt bleiben; das Entscheidende ist, daß die ost-
preußische Landwirtschaft ihren bisherigen Stand

der Produktivität nur erhalten oder sogar steigern
kann, wenn sie in zunehmendem Maße ihre Gr-

zeugnisse auf dem Markte absetzt. Dabei kann es

sich nach dem soeben Ausgeführten nicht um den
Lokalmarkt handeln, sondern nur um den mittel-
und westdeutschen Großmarkt, insbesondere den sehr
aufnahmefähigen Berliner Markt mit seinen sechs
Millionen Konsumenten

Gs ist wohl überflüssig, dem Leserkreise dieser
Zeitschrift näher darzulegen, warum auf diesem
Markte die ostpreußischenAgrarprodukte, Getreide,
Futtermittel, Kartoffeln usw. eine sehr ungünstige
Wettbewerbslage haben. Der Erzeugerpreis für
Weizen im La-Plata-Gebiet wird z. Zt. mit 36 RM

pro Tonne, in Canada mit 60 RM pW Tonne,
im amerikanischen Mittelwesten mit höchstens1 10 RM

berechnet. Die Frachtkosten sind allein in den

letzten drei Jahren pro Tonne von der La-P1ata-
Mündung bis nach UKK Von 24 auf 17 sh,
von Canada von 14 auf 7,5 sh gesunken- Gegen-
über den Preisen, zu denen überseeischesGetreide

auf dem west- und mitteldeutschen Markte von über-

see angeboten werden kann, ist die ostpreußische
Produktion nicht wettbewerbsfähig. Natürlich ge-

währt der Schutzzoll — in so schweren Krisenzeiten
das einzige Mittel, der deutschen Landwirtschaft
durchgreifend zu helfen —- in seiner gegenwärtigen
Höhe wenigstens soviel Ausgleich, daß ein großer

k) United Kingdom Kontinent
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Teil der deutschen Getreideproduktion, wenn auch
zu Preisen, die in keiner Weise die Nentabilitat
der landwirtschaftlichen Betriebe gewährleisten, im

Westen abgesetzt werden kann. Aber niemandwird
sich darüber täuschen, daß die Diskrepanz zwischen
dem Kostenpreis des überseeischenund des ostdeut-

schen Angebots sich in der Zukunft «nochganz er-

heblich zuungunsten des deutschen Ostenserweitern

wird. Beliebig kann auch ein Getreidezolbauf

Kosten der inländischenKonsumenten nicht gesteigert
werden, wenn nicht für Deutschland, das beiseiner
gewaltigen Auslandsverschuldung von 25 Milliarden

Mark hochwertigen Jndustrieexporttreiben muß, um

die Zinsen bezahlen zu können, ein dauernder Nach-

teil für seine Gesamtwirtschastslageentstehen soll.

Ähnliches, wenn auch bezüglich der westdeutschen
Viehgebiete in etwas anderer Nuance,·giltffurdie

Futtermittelproduktion. Daraus ergibt sich·von

selbst für die ostdeutsche und insbesonderedieost-
preußischeLandwirtschaft die Notwendigkeitsichin

stärkerem Maße auf ailildereProduktionszweige der

wirt at umzuste en.
» ·LaxlläinisftchjefdeUmstellung der Iandwirtschaftlichen

Kulturen von den gegebenen natürlichen und wirt-

schaftlichen Verhältnissen des betreffenden Gebietes .

abhängig. Die natürlichenVoraussetzungen in Ost-
preußen —- Böden, Klima usw. — lassen eine Um-

stellung der aclerbaulichen Produktion nur in sehr be-

grenztem Umfange zu. Jede landwirtschaftliche
Kultur stellt an den Boden bestimmte Ansprüche;
weder die schweren Böden auf dem baltischen Höhen-
rücken noch der leichte Sandboden in Masuren ge-

währen für die Wahl der Kulturen viel Spielraum.
Das ostpreußischeKlima schließt einen rentablen

Gemüsebau für den fernen Großmarkt aus, auf
dem seine Erzeugnisse immer erst feilgeboten werden

können,wenn die Preise am niedrigsten stehen. Hian
kommt, daß der Naturalertrag pro Hektar in Ost-
preußen bei allen Feldfrüchten erheblich niedriger
ist, als in allen anderen Gebieten des Reiches. Jn

Ostpreußen sind also einer Produktionsumstellung
schon aus natürlichen Und wirtschaftlichen Voraus-

setzungen sehr enge Grenzen gezogen. Neben diesem
Nachteil ergibt sich noch ein weiterer, der die Wett-

bewerbslage der ostpreußischenLandwirtschaft auf
dem mittel- und westdeutschen Markte ungünstig ge-

staltet: die geographische Transportentfernung
Gewiß ist durch die Neichsbahntarifpolitik diese Ent-

fernung tarifarisch erheblich verkürzt worden, sie
bleibt aber immer noch größer als bei allen

anderen deutschen Produktionsgebieten. Der See-

Verkehksweg aber, der häufig als Ausweichung em-

Pthlen wird, ist gegenüber der Eisenbahn nur für
diejenige landwirtschaftlicheProduktion wettbewerbs-

fähig, deren Standort nicht weiter als 100—120 km

vom Königsberger Hafen entfernt ist. Aus diesem
Nachteil in der Wettbewerslage der ostpreußischen
Landwirtschaft ergibt sich für Ostpreußendamit noch
stärker der Zwang, seine landwirtschaftliche Erzeu-
gung im stärkerenMaße auf Agrarproduktion um-

zustellen, für die auf dem Großmarkt eine günstigere
Wettbewerbslage gegeben ist, und deren höhere
Marktpreise bei geringerem Volumen viel leichter
die höheren Transportkosten bis zum Markte tragen
können. Daraus hat sich die Forderung ergeben,
die landwirtschaftliche Erzeugung in stärkeremMaße
auf die Veredlungsprvduktion umzustellen.

Damit ist nun garnichts Neues gesagt. Der ost-
preußischeSiedlerbetrieb hat heute schon, weil es

unbestritten ist, daß der bäuerliche Betrieb gegen-
über dem Großbetrieb eine starke Überlegenheit in
der Milch- und Fleischerzeugung hat, einen relativ

hohen Viehbesatz: er verwendet in steigendem Maße
seine Ackerflächeals Sommerweide, er baut diejenigen
Ackererzeugnisse an, die er im eigenen Stall ver-

füttert, auf diese Weise vom Nohstoff zum Fabrikat
durch eigene Arbeit veredelt in der Hoffnung, sie
zu höheren Preisen absetzen zu können. Er hat
auch schon vieles getan, um die Durchschnittsleistung
seiner Viehzucht zu heben. Es ist also heute ein

müßiges Vergnügen darüber zu streiten, ob die ost-
preußischeLandwirtschaft sich auf Veredlungspro-
duktion umstellen soll; die Umstellung ist in vollem

Gange. Selbstverständlichkann es sich nur um

eine allmählicheUmstellung handeln und sie kann

für den landwirtschaftlichen Betrieb immer nur eine

partielle sein. Wie eine gesunde Kuh, die einen

hohen Milchertrag liefern soll, immer auf vier
Beinen steht und geht, so muß auch die Landwirt-

schaft, die rentabel wirtschaften will, unter An-

passung an den wechselnden Bedarf auf dem Markte
in der Produktion auf mehreren Beinen sich bewegen.
Die allgemeine Voraussetzung für eine

solche Produktionsumstellung, der Bedarf
auf dem Großmarkt Mittel- und West-
deutschlands ist gegeben: im Jahre 1930 sind
dorthin aus Holland, Dänemark, den baltischen
Ländern 135 000 t Butter (Jnlandsproduktion
493 000 t), 60 000 t Käse (Jnlandsproduktion
367 000 t), 160 000t Eier, 100000t Fleisch ein-

geführt worden. Wie erklärt es sich, daß so große
Mengen Vieh-Veredlungserzeugnisse noch immer aus

dem Auslande eingeführt werden müssen, obwohl
die deutsche Viehzucht, was ihre Leistungen anbe-

trifft, keiner ausländischen erheblich nachsteht? Die
Ursache liegt nur teilweise darin, daß mengenmäßig
im Inland weniger produziert wird als der Bedarf
ausmacht. Die Erklärung ergibt sich vielmehr
daraus, daß in einzelnen Gebieten Deutschlands
qualitativ noch immer solche Ware hergestellt wird,
welche den sehr einheitlichen Ansprüchender Milli-
onen Verbraucher auf dem Großmarkt nicht ent-

spricht und deshalb von der Auslandsware verdrängt
wird, dann aber vor allem daraus, daß diesen Ge-
bieten die moderne — im Westen schon sehr alte
— Form der landwirtschaftlichen Absatzorganisation
fehlt, ohne die heute —- die Zeiten sind vorbei, wo

der Bauer seine Ware selbst auf den Markt fuhr
— auch der Bauer seine Ware nicht an die Ver-

braucher bringen kann. Diese qualitative Anpassung
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der Veredlungsproduktion an den Bedarf Und die

Ansprüche der Verbraucher und diese moderne Ab-

satzorganisation fehlen auch der ostpreußischenLand-

wirtschaft noch ganz. Der ostpreußischeGroßgrund-
besitz hat hier vielfach zur vorbildlichen Selbsthilfe
gegriffen, vielfach sind hier modernste Produktions-
betriebe geschaffen worden, aber von einer eigent-
lichen Absatzorganisation kann man auch hier vor-

läufig nicht sprechen. Deshalb haben auch die

»alten erfahrenen Praktiker«, die immer Bedenken

äußern, wenn etwas Neues gemacht wird, diesmal

recht, wenn sie vor der Umstellung bei der ost-
preußischen Siedlung auf Veredlungsproduktion
warnen, freilich nicht deshalb, weil die Umstellung
an sich falsch ist, sondern weil die wesentlichen Vor-

aussetzungen einer solchen Umstellung von Seiten
des Absatzes gesehen, bei der ostpreußischenSiedlung
noch in keiner Weise gegeben sind.

Nun weiß jeder erfahrene Landwirt, wie tief eine

solche Umstellung in den landwirtschaftlichen Betrieb

eingreift, wieviel Kapitalaufwendungen er erforder-
lich macht und wie damit das Risiko in der Zeit
einer akuten Absatzweise steigt. Schon die Verar-

beitung des Produktes erfordert beträchtlicheKapi-
talien: denn die erste Forderung, die erfüllt werden

muß, ist der Bau moderner Molkereien, in denen
die Milchproduktion der Siedler einheitlich verar-

beitet wird. Landbutter ist nicht einmal auf dem

ostpreußischenLokalmarkt, geschweige auf dem fernen
Großmarkte absatzfähig,weil das Angebot minder-

wertiger Sorten übergroß ist, und Ostpreußen als
der entfernteste Erzeuger darin niemals wettbewerbs-

fähig sein kann. Moderne Großmolkereien mit

Käsereien gibt es in Ostpreußen bereits, aber es

handelt sich um vereinzelte Betriebe, die »auf eigene·

Faust« ankaufen und absetzen. Im übrigen aber

handelt es sich um technisch veraltete Molkereien,
die für eine einheitliche Großverarbeitung nicht in

Betracht kommen· Wenig entwickelt ist auch die

Organisation einer einheitlichen Milchablieferung
Selbst dort, wo moderne Großmolkereienvorhanden
sind, liefern die Siedler ihre Milch sehr unregelmäßig
und uneinheitlich ab. Einmal bringt der Siedler die

Milch, dann verkauft er sie wieder anderswo, weil er

dort einen besseren Preis zu erzielen hofft. Ein
moderner Molkereibetrieb steht und fällt aber mit der

regelmäßigen und gleichmäßigen Milchablieferung.
Man siedelt seit einigen Jahren mit Begeisterung auf
Seiten der Siedlungsträger, aber wenn auch die Zahl
der neu angesied elten Bauern von Jahr zu Jahr wächst,
so ist damit noch keine Gewähr dafür gegeben, daß
diese Siedler in drei Jahren noch auf ihren Betrieben

sind. Auchdie ostpreußischenSiedler können nur das pro-

duzieren, was sie auf dem Markt auch absetzen können.
Der Aufbau einer modernen Absatzorganisation ist

abgesehen von gelegentlichen Ansätzen in Ostpreußen
überhaupt noch nicht vorhanden. Was darunter zu

verstehen ist, brauche ich den Lesern dieser Zeitschrift
nicht näher auseinanderzusetzen. Alles was darüber

zu sagen ist, ergibt sich aus der Beschaffenheit des

Großmarkts mit seinen Millionen Verbrauchern von

selbst. Diese kaufen nur solche Ware, die ihnen
durch äußere Merkmale die Gewähr bietet, daß sie
Ware von gleichmäßigerund einwandfreier Qualität
ist, gleichgültig welches von den gleichmäßigund in
kleinen Mengen gepackten Stücken sie erhalten. Der

Bedarf auf diesem Markt ist ständig ein sehr großer
und da Vorräte aus wirtschaftlichen Gründen beim

Großhandel nicht gehalten werden können, muß die

Anlieferung der Ware jederzeit rasch, rechtzeitig,
ohne zeitliche Unterbrechung und Verzögerung und
unter engster Anpassung an den wechselnden Bedarf
des Marktes erfolgen. Dazu ist —- das wird niemand

ernsthaft bestreiten wollen —- eine einheitliche Absatz-
organisation erforderlich, auch in Ostpreußen.Wenn
eine solche Organisation bei den ostpreußi-
schen Siedlern aus bekannten Gründen auf
genossenschaftlicherGrundlagein dernächsten
Zeit noch nicht möglich sein sollte, dann ist
es Aufgabe der Siedlungsträger und der

staatlichen Organe, eine solche Absatzorgani-
sation ins Leben zu rufen und keinen Bauern

mehr in Ostpreußen ansiedeln, der sich nicht
in diese Organisation willig einfügt. Hier
geht es um den Bestand des gesamten Siedlungs-
werks in Ostpreußen.Siedlung, Produktionsgestaltung
und Schaffung einer Absatzorganisation aufdem Markt

müssen gleichzeitig erfolgen, sonst sind die Siedler

zwangsläufig Selbstversorger, deren Lebenshaltung
immer tiefer sinkt und deren Massenflucht von der

Scholle unausbleibliche Folge wäre. Wer nicht
gerade zu denjenigen gehört, welche glauben, daß
die Wirtschaftskrise ewig dauern und jeder in Zu-
kunft froh sein wird, wenn er überhaupt satt zu essen
hat, wird sich diesen ernsten Folgerungen für die

ostpreußischeSiedlung, die sich aus den großen
agrarpolitischen Zusammenhängenergeben, nicht ver-

schließen. Alles das, was in dieser Hinsicht zu tun

übrig bleibt, ist überaus schwierig und erfordert lange
Zeit der Vorbereitung und Durchführung Gerade
weil aber, wie ich am Eingang dieses Artikels ge-
zeigt habe, die ostpreußischeSiedlung infolge der

seit dem 13. Juli v. Js. völlig veränderten Lage
vor neuen, in ihrem Umfange noch unabsehbaren
Aufgaben steht, sollte sichdaraus für das ostpreußische
Siedlungswerk die ernste Mahnung ergeben, in der

Ergreifung der notw endigen Maßnahmen keine Zeit zu
verlieren! Nun ist mit so allgemeinen Ausfüh-
rungen zunächst lediglich die Richtung ange-
geb en, in der sich die Entwicklung der ostpreußischen
Landwirtschaft mehr oder weniger vollziehen muß.
Und da auch die ostpreußischenSiedlungsbetriebe, so-
weit sieselbständigeBauernb etriebe sind,nichts anderes

sein können als ein Teil der ostpreußischenLand-

wirtschaft, so ergeben sich bei der Spezialisierung
der Fragestellung, die aus diesen Voraussetzungen
hervorgeht, eine Reihe Sonderprobleme, die in ihrer
Bedeutung für das ostpreußischeSiedlungswesen
unter den dargelegten Voraussetzungen nunmehr be-

sonders betrachtet werden müssen. (Forts. folgt.)
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Ländlikhe Kleinfiedlung
»

mit Hilfe der wertfihaffenden Erwerbslofen-Furforge
Von DipI,-Jng. Johannes Hoffmann, Stralsund.

Wenn irgendwo ein großes Werk, eine Talsperre.
eine Autostraße, ein industrielles »Unternehmenbe-

gonnen wird, so strömen dorthin Hunderte von

Arbeitskräften, die Beschäftigung suchen oderbesseren

Lohn finden wollen. Neues Leben bluht auf, es

wird gekauft und verdient, solangeder AUkaaU

dauert. Jst dieser beendet, mussen Bauhuttenund

Baracken abgebrochen werden und wer nicht zum

Betriebe selbst erforderlich ist und nur am Aufbau
beteiligt war, muß Arbeitszeug und-GeschirrSU-

sammenpacken; an anderer Stelle wird sich .neue
Arbeit finden oder man kehrt zuruck ins Heimat-

doxxoreinem gleichen Vorgang, ins Niesenhafte

übersetzt, stehen wir heute bei dein Unternehmen,
das wir als den technischen Ausbau »der’Weltwirt-
schaft bezeichnen können. Die Jndustrialisierungder
Welt, ihre Motorisierung und Elektrifizierungist

durchgeführt, die Welt ist mit Produktionsmitteln
gesättigt, ja wie aus den letzten Erscheinungen auf
dem Weltmarkt deutlich geworden ist, ist sie infolge
eines übersteigerten Kreditsystems mit Produktions-
mitteln übersättigt, sie kann heute mehr erzeugen
und erzeugt tatsächlichmehr, als sie verbraucht.

Gerade Deutschland hat an der Herstellung der

Produktionsmittel einen unverhältnismäßig großen
Anteil gehabt. Fiel doch der Beginn der industri-
ellen Weltentwicklung mit dem Beginn unseres
politischen und wirtschaftlichen Aufstieges zusammen,
sodaß auf diesem Gebiete sich unser Erfindungsgeist
und unser Arbeitswille ein aussichtsreiches Betäti-
gungsfeld suchen konnte.

Diese Betätigung schien zunächstvon unbegrenzter
Dauer. Aber sie war es nur solange, wie um-

wälzende technische Erfindungen und ihre industrielle
Auswertung — Dampfmaschine, Diesel- und Benz-
motor, Dynamo — neue Produktionsmöglichkeiten
auftaten. Diese Entwicklung scheint abgeschlossen,
die »Gründerzeit«endgültig vorbei.

Nun wird für die Beteiligten Feierabend geboten.
Was an Arbeitskräften zur Bedarfsbefriedigung
nötig, wird weiter Arbeit haben, aber wer nur am

Bau gearbeitet hat, wer nur das Material und

Rüstzeug für die industrielle Erzeugung schaffen
half- muß sein Arbeitszeug zusammenpacken.

Eine Aufgabe liegt vor uns, deren Erkenntnis
Uns fast erdrückt. Wir folgern und sagen: Deutsch-
land muß aus einem Jndustriestaat wieder in einen

Agrarftaat umgewandelt werden. Nußland geht
jetzt den UMgekehrten Weg, rücksichtsloszusammen-
gefaßt in den engen Zeitraum seines Fünfjahres-
planes. Unser Weg zum Jndustrieland vollzog sich
in mehr als ebensoviel Jahrzehnten und die Um-

kehr wird uns beinah plötzlichaufgezwungen. Zum
Rückweg ist wenig Zeit. Und wo sollen sie hin,

die Millionen, die bei diesem Aufbau bisher ihr
Brot fanden. Niemand hat diesen Augenblick und

seine Aufgabe in vollem Umfange recht vorausge-
sehen, weder Wirtschaftler noch Politiker; für diese
Demobilmachung sind keine Pläne aufgestellt, keine
Anordnungen rechtzeitig getroffen.

Die außer Gefecht gesetzte riesige Armee mit
ihrer ganzen Ausrüstung und Bagage steht da, zu-
nächst auf halbe Nation gesetzt, und weiß nicht, was

sie nach Arbeitsschlußbeginnen soll.
Gibt es eine andere Arbeitsgelegenheit, gibt es

einen Rückweg ins Heimatdorf?
Wir kennen den heute uns Deutschen einzig und

allein gebliebenen Ausweg: Seine Parole heißt
die eigene Scholle und die Marschrichtung unser
deutscher Osten. Dieser Weg ist schon vorbereitet,
aber wir fragen uns, ob er auch breit genug ist,
den starken Heeresstrom aufzunehmen und zurückzu-
leiten. Denn die Pioniere, die ihn bahnten, konnten

nicht voraussehen, wie groß die Armee werden

follte, die auf ihm marschieren muß und wie wichtig
für das Dasein unseres gesamten Volkes diese
Straße wurde.

Ihr Bau begann mit der Ansiedlung von Bauern
in Posen und Westpreußem im wesentlichen aus

politischen Gründen zur Stärkung unserer deutsch-
polnifchen Grenze, erweiterte sich dann besonders
nach der unglücklichenGrenzziehung des Bersailles-
Diktates zur stärkeren Besiedlung des deutschen
Ostens überhaupt, zur volkswirtschaftlich als not-

wendig erkannten Stärkung der ländlichen Erzeu-
gung und schließlichzur Aufnahme des beim Zu-
fammenbruch großer Güter freiwerdenden Landes.
Es kam hinzu die Maßnahme zur Förderung des

Landarbeiter-Wohnungsbaues, um der Landflucht
zu begegnen und ausländische Arbeitskräfte entbehr-
lich zu machen. Die neueste Siedlungsform, die

Stadtrandsiedlung, kann hier nicht in Betracht
kommen, denn sie bleibt vor den Toren der großen
Städte hängen und mußmehr als produktive Wohl-
fahrtsfürsorge, denn als bevölkerungs- und wirt-

schaftspolitische Maßnahme im Rahmen der von uns

behandelten Aufgabe, gewertet werden.

Welche Berufsgruppen werden von diesen Ein-
richtungen erfaßt? Von der Nentengutsiedlung die
zweiten und dritten Bauernsöhne des Ostens und
vor allem auch aus den durch Erbteilung lebens-
unfähig gewordenen Bauernhöfen des Westens-
Ferner aus den ausgeteilten Gütern selbst die mit
ihrer Scholle bereits vertrauten Landarbeiter; von

der wertschaffenden Erwerbslofenfürsorge alle die-
anderen landwirtschaftlichen Arbeitnehmer, die Frei-
arbeiter und Gutshandwerker und die Forftarbeiter.

Damit ist aber der Kreis der Siedlungsfähigen
und Siedlungswilligen nicht erschöpftund die Größe
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der Aufgabe verlangt, daß alle Kräfte, die den

Pflug führen können, erfaßt und gefördert werden.
Und hierbei denken wir an alle diejenigen Arbeiter,

die zwar zur Zeit nicht unmittelbar in der Land-

wirtschaft tätig sind, die aber auf Grund ihrer Her-
kunft mit ländlichen Verhältnissen von Kind auf
vertraut und in den landwirtschaftlichen Arbeiten
bewundert sind. Diese sollten in die Maßnahme
der wertschafsenden Erwerbslosen-Fürsorge ein-

bezogen werden.

Diese Maßnahme beschränkt sich. wie bereits

oben gesagt, bisher auf reine Land- und Forst-
arbeiter und Gutshandwerker. Die Arbeitsämter,
deren zustimmendes Gutachten fiir die Durchführung
nötig war, fühlten sich durch die Ausführungsbe-
stimmungen gebunden und blieben ängstlich darauf
bedacht, deren Rahmen nicht zu überschreiten.

Unendlich viel brauchbare Kräfte mußten mit

ihren Siedlungswünschen vor dem ablehnenden Gut-

achten der Arbeitsämter den Rückzug antreten.

Jetzt scheint es uns an der Zeit, und die Größe der

verantwortungsvollen Aufgabe gebietet es, durch
großziigige Ausweitung der Bestimmungen auch
diese Menschen zu erfassen und damit neue Mög-
lichkeiten für die ländliche Kleinsiedlung zu schaffen.

Keine langwierigen und tastenden Versuche, kein
neues Paragraphenwerk sind notwendig, keine neue

Behörde braucht eingesetzt und mit den Aufgaben
vertraut gemacht zu werden. Auch sind aus den

Rückflüfsen der bisher geförderten Bauten nicht un-

erhebliche Mittel vorhanden, die für die Maßnahme
weiterhin verfügbar sein dürften. Lediglich die

Ausführungsbestimmungender erprobten Maßnahme
bedürfen einer planmäßigen Erweiterung und einer

Anpassung an die veränderten Verhältnisse und

Aufgaben.
Als Zweck der Maßnahme wurde bisher in erster

Linie die Verdrängung ausländischer Arbeitskräfte
durch Seßhaftmachung deutscher Landarbeiter er-

strebt. Die Entwicklung der allerletzten Zeit hat
diese Bestrebungen im wesentlichen überflüssiggemacht.
Eine eigentliche Leutenot besteht-heute auf dem Lande
kaum noch. Die Notwendigkeit, ausländischeArbeits-

kräfte für den Rübenbau heranzuziehen, ist einmal

durch die auf Grund der Zuckerkonvention erfolgte
Einschränkung des Rübenbaues geringer geworden,
zum andern wird der Stand der Arbeitslosigkeit
in Deutschland die Zulassung fremder Arbeitskräfte
in Zukunft schlechthin verbieten. Es werden Wege
gefunden werden müssen, um den deutschen Ar-
beiter für die ungewohnte und schwere Arbeit des

»

Rübenbaues und der Rübenernte zu gewinnen.
Deshalb kann heute das Gewicht mehr auf den

zweiten Teil der mit der Maßnahme gestellten Auf-
gabe gelegt werden, der wie folgt formuliert ist:
»Es soll eine vorteilhafte Verteilung
der Arbeitskräfte herbeigeführt oder neue-

Arbeitsgelegenheit geschaffen, insbe-

sondere auch dem übergang von Arbeits-

kräften aus der Stadt auf das Land und

der Steigerung der landwirtschaftlichen
Erzeugung gedient werden«

Diese Sätze umreißen in knappster Form die Kern-

frage der hier bereits geschilderten Aufgabe, und

sollten die Richtung für den Ausbau der Maßnahme
angeben.

Als wesentlicher Grundsatz wäre zunächstdie Wahr-
nehmung der arbeitsmarktpolitischen Belange in der

Form einzuschalten, daß die Ansprücheder Besitzer der
neuen Stellen auf Erwerbslosen-Unterstützungganz
oder doch zum allergrößten Teil — je nach Größe
der Landzulage — fortsallen, die Beitragspflicht
jedoch während der Beschäftigungszeiten beftehen
bleibt. Diese Belastung ist als Gegenwert dafür
anzusehen, daß ihm durch das unverzinsliche Tilgungs-
darlehn Wohnung und Nahrung in verbilligter Form
sichergestellt find. Als Landzulage ist eine Mindes -

größe von 4 Morgen anzunehmen, die dem Siedler
die Haltung einer Kuh gestattet. Die finanzielle
Möglichkeit für diefe Landbefchaffung ist bereits

durch den Erlaß des Herrn Reichsarbeitsminifters
vom 23. 2. 31 geschaffen, nach welchem nicht nur

wie bisher für die Wohn- und Stallfläche, sondern
auch für die Landzulage besondere Förderungssätze
vorgesehen find.

Ferner ist eine Erweiterung des bisher geförderten
Personenkreises wünschenswertund zwar sollte künftig
als Leitsatz gelten, daß alle Arbeitnehmer,
die in ländlichen Betrieben mit jahreszeit-
lich gebundener Beschäftigungsdauer tätig
sind, in die Förderung eingefchlofsen werden.

Das Problem, zur Entlastung des Arbeitsmarktes

berufliche Tätigkeit mit landwirtschaftlicher Beschäfti-
gung zu vereinen und aufeinander abzustimmen,
läßt sich bei diesen Berufsgruppen am klarsten und

eindeutigsten lösen. Die Vorschläge, die in diefer
Hinsicht bisher gemacht sind, betreffen die Einführung
von Kurzarbeit und die Beschäftigung der davon

Betroffenen mit ländlicher und gärtnerischerArbeit
in ihrer Freizeit. Dem stehen zunächst noch die

Interessen der Werksleitungen hindernd entgegen,
weil, bei allgemein verkürzter Arbeitszeit,- die Aus-

nutzung der investierten Kapitalien im Verhältnis
zur Erzeugung geringer wird, ihre Verzinsung also
die Ware mit größeremUnkostenanteil belastet oder

weil, bei Einlegung von Doppelschichten, auch die

Belegfchast verdoppelt werden muß, was wiederum

erhöhte Verwaltungskoften verursacht und für die

Pflege des Maschinenparks, die Materialkontrolle usw.
nicht vorteilhaft sein kann. Die steigende Not wird

auch hier Wandel und Hilfe schaffen, denn von zwei
Übeln wird noch immer das kleinere vorgezogen.

Bei den Saisonbetrieben liegen solcheSchwierig-
keiten aber schon heute nicht vor und es läßt fich
Beruf und Landwirtschaft für den Saisonarbeiter
zweckmäßig vereinbaren. Wir nennen als solche
Saissonarbeiter in erster Linie Maurerå und Zimmer-
leute, Straßen- und Drainagearbeiter und die
Winterarbeiter in den Zucker-, Stärke- und Kartoffel-
flocken-Fabriken.
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Die Bauhandwerker sind in ihrer Beschäftigung

ständig den jahreszeitlich beeinflußten Kurvender
Bautätigkeit unterworfen, außerdemder allgemeinen

Konjunktur, wie es augenblicklichals Folgeunserer

Finanzkrise recht unangenehmfuhlbar wird. Der

Beruf selbst ist aber auch fur normale Zeiten sehr
stark übersetzt,weil infolge der hohen Bauarbeiter-
löhne viele junge Kräfte diesemBerufzustromten.
Hier muß zum Ausgleich ein Teil der Arbeitskraft
auf reine Landarbeit übergeleitet werden. Fur die

Siedlungstätigkeit haben wir gerade im Kreiseder

ländlichenBauhandwerker viel gutes Material kennen

gelernt, die für die Erstellung und Unterhaltung
ihres Eigenheims alle Vorbedingungenmitbringen.

Wir denken uns die Durchführung z. B. so, daß

vor den Toren der Kleinstädte geschlosseneBau-
handwerker-Siedlungenentstehen. Durchgegenseitige

Selbsthilfe wird eine günstigeFinanzierunggeschaffen
und damit die Gewißheit, daß hier die staatliche

Unterstützung ohne Sorge um etwa eintretende Ber-

luste öffentlicherGelder gegeben werden kann.

Beim Straßenarbeiter läßt sich die Wahrung
der arbeitsmarktpolitischen Belange und die Siche-
rung eines Mindesteinkommens in einfacher Weise
erreichen· Hier sind fast durchweg die Landkreise
die Arbeitgeber, zum mindesten können sie bei der

Vergabe der Arbeiten dem Unternehmer Vorschriften
über die Einstellung bestimmter Leute machen. Es

ließe sich auf dieser Grundlage in den Landkreisen
ein bestimmter Stamm von Chausseearbeitern, Stein-

klopfern u. ä. ansetzen, auf welche die anfallende
jährlicheStraßenarbeit in einer Weise Verteilt wird,
wie sie je nach Größe der Stelle für den Unterhalt
der Familie erforderlich ist. Die hierfür notwendige
Verwaltungsarbeit ist gering und wird Von den

Kreisbauämtern miterledigt werden können. Die

Lage dieser Stellen innerhalb des Kreises spielt
keine besondere Rolle, da die Angehörigen dieser
Berufe gewohnt sind, ihre wechselnden Arbeitsplätze
mit dem Fahrrad zu erreichen.

In der Kartoffel Verarbeitenden und

in der Zuckerindustrie, die ausgesprochene
Saisonbetriebe darstellen, und zum großen Teil in

mittleren und kleinen Landstädten untergebracht sind,
wird im Herbst und Winter eine verhältnismäßig

zahlreiche und gut bezahlte Arbeiterschaft beschäftigt.
Diese wird im Sommer nur zum Teil durch andere

Betriebe aufgenommen. Der weitaus größte Teil

kehrt in die Erwerbslosenfürsorge zurück. Diesen
Arbeitern könnte mit einer größeren etwa 10 bis
15 Morgen Umfassenden Stelle für die beschäftigungs-
lose Zeit eine ausreichende Arbeitsgelegenheit in

ihrem eigenen Besitz gegeben werden ; der notwendige
zusätzlicheArbeitsverdienst wäre ihnen durch die

industrielle Winterbeschäftigunggesichert.

Dieses sind Nur
"

ein paar kurze Beispiele, in

Welcher Form die Maßnahme künftig ausgestaltet
werden kann. Grundsätzlichsollte der Schritt vom

bloßen Eigenheim zur Wirtschafts-Heimstätte

unter dem Rechtsschutzals Reichsheimstättegemacht
werden. Die Grundlage hierfür bietet bereits der

Erlaß des PreußischenMinisters für Volkswohlfahrt
vom 8. 12. 31 (VMBl. 1932 Sp. 24).
Wünschenswertbleibt, daß auch künftigals Grund-

lage für die Darlehnsberechnung eine Wohnfläche
Von 60 qm anerkannt wird. Denn bei diesem Ver-
fahren sollen nicht mit geringstem Aufwand billige
Wohnungen geschaffen werden, sondern Wirt
schafts-Heimstätten für ländlicheFamilien. Deren
Personenstand erstreckt sich fast immer auf drei Gene-
rationen, weil Eltern oder Verheiratete Kinder gern
mit unter demselben Dach leben. Sie wohnen hier
besser als in den meist unzureichenden Miets-
wohnungen des platten Landes, helfen gleichzeitig
die Lasten der Zinsen und Darlehnsraten tragen
und leisten gerngesehene Aushilfe auf Hof und Acker.

Die Vorzüge, die in der Abwicklung des Ver-
fahrens selbst liegen, sind bekannt. Sie kennzeichnen
sich in erster Linie durch eine große Beweglichkeit.
Das Land kann in kleineren oder größeren Flächen
beschafft werden. wie es die Umstände gerade bieten.

Ankaufs- und Zwischenkredit mit ihren Zinsen und
die immer kostspielige Zwischenwirtschaft fallen fort.
Der Siedler ist zugleich Bauherr und seine Arbeits-
kraft bei der Bauausführung leichter und Vorteil-

hafter einzuschalten, als es bisher bei der Aufteilung
ganzer Güter der Fall war.

Für die Landbeschaffung werden Staat, Kreise
und Gemeinden sich in VerstärktemMaße einsetzen
müssen, am besten Land aus eigenem Besitz bereit-

stellen. Das Geländekaufgeld wird zweckmäßigin
Voller Höhe eingetragen und seine Tilgung —

zur
Verteilung der Gesamtlasten auf einen längeren
Zeitraum — erst nach Rückzahlung des staatlichen
Darlehns verlangt. So kann die Wirtschafts-Heim-
stätte eine wertvolle Ergänzung der bäuerlichen
Siedlung werden.

Der Umfang der vorhandenen Mittel muß be-

stimmen, in welcher Weise sie auf die einzelnen
Provinzen verteilt werden. Die Abzonung der
Gebiete für die bäuerlicheSiedlung wird auch hier
als brauchbare Grundlage dienen können; im übrigen
müßte dem tatsächlichauftretenden Bedarf Rechnung
getragen werden.

Der Osten wird selbstverständlichin überwiegendem
Maße berücksichtigtwerden. Je mehr Möglichkeiten,
zu Land und Brot zu kommen, sich hier bieten, je
größer wird der Strom der deutschen Menschen
nach diesen schwach bevölkerten Provinzen sein und
mit ihm wird Handwerk und Gewerbe zu den neuen

Arbeitsquellen ziehen. Der Osten muß für die
Binnenwanderung die bisherige Rolle des Westens
übernehmen. Dem Geschickkönnen wir dankbar sein,
dieses alte Kolonialland zu besitzen, das noch Raum

bietet, um« die stillgelegtenArbeitskräfteszunterzu-
bringen. Und es sollte künftig nicht mehr heißen
»Rettet den deutschen Osten«, sondern »Der Osten
ist unsere Rettung«.
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Landzulagen an erwerbslofe, auf dem Lande wohnende Industrie-
arbeiter in Oberfkhlefien

von Negierungsassessor Berting, Siedlungsdezernent bei der Regierung Oppeln.

Die Frage, wie den voraussichtlich dauernd erwerbs-

losen, auf dem Lande wohnenden Industriearbeitern
mit Zwergbesitz durch Landzulage eine selbständige
Ackernahrung gegeben werden kann, soll in folgendem
in persönlicher, sachlicher und finanzieller Hinsicht
untersucht werden:

I. Diese Industriearbeiter sind alle auf dem Lande

aufgewachsen, ihre Eltern haben von jeher Land-

wirtschaft betrieben und auch in ihren Freistunden
haben sie sich der Landwirtschaft gewidmet. Auch
ihre Frauen werden überwiegend mit der Landwirt-

schaft vertraut sein. Soweit sie infolge Invalidität
aus dem industriellen Produktionsprozeßausgeschieden
sind, werden sie im allgemeinen immer noch in der

Lage sein, landwirtschaftliche Arbeit zu verrichten.
Ihre Kinder und Enkel können ihnen hierbei Hilfe
leisten. Ihre Intelligenz muß als hinreichend er-

achtet werden, auch einen vergrößerten landwirt-

schaftlichen Betrieb ordnungsmäßig bearbeiten zu
können. In persönlicherHinsicht bestehen also keine

Schwierigkeiten.

II. In sachlicher Hinsicht habe ich im allgemeinen
den Zwerg- und Parzellenbetrieb unter 2 ha im

Auge. Von der landwirtschaftlichen Nutzfläche in

Oberschlesien betragen diese Betriebe 6,8 B. Es

sind in Oberschlesien rd. 63 000 derartige Betriebe

vorhanden. Ein Haus mit Stallungen für Klein-

vieh und Schweinehaltung, in manchen Fällen auch
für eine Kuh, wird vorhanden sein. Auch das In-

ventar für die Feldbestellung ist vorhanden. Bei

vergrößerter Landzulage wird eine Vergrößerung
der Ställe häufig notwendig werden, die aber auch
in finanzieller Hinsicht keine unüb erwindlich e Schwierig-
keit bietet. Ansässig sind diese Arbeiter hauptsächlich
in den Kreisen Beuthen, Gleiwitz, Eosel, Gr. Strehlitz
und Oppeln. Ein großer Teil von diesen Arbeitern

fuhr früher, als sie noch im Produktionsprozesse
standen, allwöchentlich in das Industriegebiet und

wohnte in den Schlafhäusern der Werke. Die Land-

wirtschaft wurde von der Frau betreut. Die Arbeiter
in den näher gelegenen Ortschaften, insbesondere
aus den Kreisen Beuthen und Gleiwitz, fuhren all-

täglich nach Hause. Jn allen genannten Kreisen
ist privater und öffentlicherGroßgrundbesitzin starkem
Maße vorhanden. Da ein großer Teil des privaten
Großgrundbesitzes sich im Osthilfeumschuldungsver-
fahren befindet, und zu Landabverkäufen gezwungen
ist, steht an und für sich Land in ausreichendem
Maße zur Verfügung. vSchwierig ist allerdings die

Frage, ob dasLand günstig gelegen ist. Immerhin
wird man"Entfernungen«-bis zu 2,5 km zumuten
können. Anzustreben ist eine Vergrößerung der

Zwergbetriebe auf 4 bis 6 ha je nach der Güte
des Bodens. Da die genannten Kreise überwiegend

schlechten Boden haben, wird im allgemeinen eine

Größe von 6 ha angestrebt werden müssen.

Ill. Für die Finanzierung wird die Lösung auf
folgendem Wege zu suchen sein:

Da die Grundstückeder Arbeiter in vielen Fällen
unbelastet sein werden, wird die Aufnahme einer
1. Hypothek keine allzugroßenSchwierigkeiten machen.
Als Geldgeber hätten die Kreissparkassen aufzutreten,
sofern nicht Geld aus staatlichen Mitteln (ins-
besondere aus Siedlungsmitteln bezw. von den den

Gewerkschaften nahestehenden Banken) zur Ver-

fügung gestellt wird. Die Hypothek müßte so groß
sein, daß 10 B des Kaufpreises für das Land und
ein Teil des zu vergrößernden Inventars (insbe-
sondere Zukan von 1——2Kühen) gedeckt sind. Der

Rest müßte im Wege staatlicher Siedlungskredite,
die im Rahmen der Osthilfe zur Verfügung stehen,
aufgebracht werden und aus allgemeinen Siedlungs-
krediten.

Soweit die Anzahlung nicht auf diesem Wege
aufgebracht werden kann, z. B. wenn der bisherige
Besitz schon belastet ist, müßte die 1. Hypothek
aus staatlichen Mitteln gegeben und auf dem
neu zu erwerbenden Lande eingetragen werden.
Die Inventarergänzung und die Nestfinanzierung
wäre auf dieselbe Weise durchzuführen, wie oben

unter lll. geschildert.
Die Kredite aus Osthilfemitteln sind mit 53 95

einschl. jäh-00 Tilgung zu verzinsen und zu tilgen.
Am richtigsten wäre es, wenn die Anzahluna von

10 Z unverzinslich zur Verfügung gestellt werden
könnte. Unter diesen Umständen erscheint mir die

Existenzfähigkeitder vergrößerten Kleinbetriebe für
auf dem Lande wohnende Industriearbeiter gesichert,
da auf diese Weise der hohe Kapitaldienst für die
neu zu erstellenden Gebäude wegfällt, der der wunde

Punkt der Neusiedlung ist.
Auf Grund der neuen Nichtlinien kann das Land-

zulageverfahren für die Zwergbetriebe im Wege der

Anliegersiedlung besser als bisher durchgeführt
werden. Es kann also auch Land von dem Grund-

besitz abverkauft und finanziert werden, der sichnicht
im Osthilfeumschuldungsverfahren befindet. Der Weg
ist folgender:

Der Ankaufskredit für Flächen, die zur Hebung
bestehender Kleinbetriebe gegeben sind, soll 75 OXG
u. U. sogar bis 90Z des Schätzungswertes nichts
übersteigen. Zur Vergrößerung der vorhandenen
Wirtschaftsgebäude kann dem Anliegersiedler ein«
Baukredit bis zur Höhe von 2000 RM gewährt
werden. Die Sicherstellung erfolgt in der Weise,
daß die Zukaufsflächen an erster Stelle, und die

Stammstelle an bereitester Stelle belastet und sodann
die Zukaufsstelle der Stammstelle als Bestandteil
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zUgefchriebenwird. Die Jahresleistung des Siedlers
aus der Gesamtbelastung der vergrößertenStelle

darf in der Regel 5 X des Schätzungswgrtesder
Stelle nichtübersteigen. Das Darlehn istmit 5 Ä jahrlich
zu Verzinsen und mit 112B zuzüglichersparterZinsen
zu tilgen. Als weitere Neuerung istdie Gewahrung

eines Einrichtungskredits zu verzeichnen, der dazu

dient, dem Siedler das fehlende Inventar zu be-
schaffen.Dieser Kredit ist in ersterLinie fur gerkng
bemittelte Personen, also für die genanntenerwer s-

Ivsen Industriearbeiter bestimmt-·Es sind·hieran
gewisseVoraussetzungen geknupft,die aber im einze nen
hier nicht näher erörtert zu werden brauchen. Eine

Schwierigkeit liegt in der BeschaffungderAnzahlung.
Falls keine Sparguthaben verfugbarsind, und die

Stelle unbelastet ist, muß der Siedler versuchen,
direkt im Wege des Privatkredits oder, wenn moglich,
von den Kreissparkassen zu erlangenund auf sem

Stammgrundstückeine Hypothek eintragenzu xgssem
Da diese Siedlungsart auch»als »Neusicedlung.auf-

gezogen werden darf, kann fur das ersteJahr»3knsen-
freiheit, für das zweite Jahr eine Zinsermaßigung

auf 2733B gewährt werden. Die Durchführung des

Verfahrens liegt den Kulturämtern ob. Bewexher

hätten sich an das zuständigeKulturamt zu wenden.

Auch der Großgrundbesitzhätte sich an das Kultur-
amt zu wenden, falls er Land verkaufen will und
um die Benennung von Bewerbern zu ersuchen. Die
Deutsche Siedlungsbank ist im Besitz ausreichender
Mittel, und es ist m. E. die Aufgabe der erwerbs-
losen Industriearbeiter, falls sie in der Lage sind,
die Anzahlung auf irgend eine Weise aufzubringen,
zuzugreifen und sich die Möglichkeit zu verschaffen,
eine sichere Existenz zu erlangen.

Auch für Staat und Gemeinden erscheint mir

diese Lösungwirtschaftlich, da mitBeginn der nächsten
Ernte diese Arbeiter nicht mehr Arbeiter im eigent-
lichen Sinne sein werden, sondern Kleinlandwirte
sind und daher aus der Wohlfahrtsfürsorgeaus-

scheiden werden.

Auch für die Industrie besteht keine Gefahr, da die
Betriebe doch nicht so groß sind, als daß nicht die
Industrie immer wieder wird auf ihre ehemaligen
Arbeiter zurückgreifenkönnen, falls die Konjunktur
dies hoffentlich bald erfordern wird. Auch dem

Großgrundbesitzwird Hilfe gebracht, da er durch
Landabverkäufe in die Lage gebracht wird, sich zu
sanieren.

Umschau
Der Mohnungsbau im Kriseniahr 1931

Die Wirtschaftskrise, die im Jahre 1930 den

Baumarkt erfaßte, hat sich im Jahre 1931 in einer

vorher ungeahnten Wirkung verschärft. Der vom

Statistischen Landesamt herausgegebene vorläufige
überblick über die Wohnungsbautätigkeit in den

preußischenGemeinden hat für 1931 zwar noch ein
über Erwarten günstiges Ergebnis. Der Reinzugang
in den östlichen Provinzen betrug für:

1931 1930

Ostpreußen 7 516 9 100

Grenzmark 1 273 1 589

Pommern . . . . . 6 851 8 550

Oberschlesien . . . . . 6 478 8 036

Brandenburg (ohne Berlin) 11 655 15 478

Niederschlesien . . 11 017 14 266

Preußen 147 931 214 634

Da erfahrungsgemäß das vorläufige Ergebnis um

rd. SEZ geringer ist als das endgültige, ist für das

Iahr 1931 in Preußen mit etwa 158 800 neu-

erstellten Wohnungen zu rechnen. Gegen das Bau-

jahr 1930 bedeutet dies einen Rückgang von rund

58 800 Wohnungen = 26(Z. Bei der Ermittelung
des Wohnungsraumgewinnes ist hier von dieser
Summe die Zahl der durch Umbau, Abbruch und

Brände verloren gegangenen Wohnungen abzusetzen.
Währenddiese Zahl bis zum Jahre 1929 ständig

gestiegen war, ist sie im Jahre 1930 erstmals ge-

sunken. Sie betrug 12 521. Der Wohnungsraum-

gewinn des Jahres 1931 dürfte in Preußen mit

rd. 147 000 Wohnungen anzunehmen sein, »da’der
Verlust von alten Wohnungen bei der ungünstigen

Wirtschaftslage ja noch einen weiteren Rückgang
als 1930 erfahren haben wird.

Wie weit der Reinzugang von Wohnungen des

Jahres 1931 den Neubedarf befriedigt, läßt sich
im Rahmen einer objektiven Bedarfsermittlung mit

Hilfe der Statistik der Eheschließungenschätzen.Das

Statistische Landesamt errechnet in der Statistischen
Korrespondenz vom 5. Februar 1932 den Reinzugang
an Haushaltungen auf rd.145700 gegen rund
175 500 im Vorjahre. Die Gesamtzahl der neu er-

bauten Wohnungen ist demnach immer noch größer
als der durch Haushaltungsgründungen hinzuge-
kommene Neubedarf.

Nach den Erhebungen des Statistischen Landes-
amtes, die durch die allgemeinen Marktbeobachtungen
bestätigt sind, ist der subjektive Wohnungsbedarf im

Jahre 1931 aber bedeutend gegenüber dem Bedarf
des Borjahres zurückgegangen.Wegen der überaus
schwierigen Lage begnügt sich ein großer Teil der
neuen Haushaltungen mit einer Untermietwohnung
Für das Jahr 1930 ist dieser Prozentsatz mit 15
errechnet worden, für das Iahr 1931 wird er wahr-
scheinlich noch höher sein.

Auf dem Wohnungsmarkt treten noch deswegen
besondere Schwierigkeiten auf, weil sich der Woh-
nungsbedarf nach der Art der gefragten Wohnungen
zu Ungunsten der Großwohnungen geändert und
außerdem örtlich verschoben hat. In den größeren
Städten ist er bedeutend geringer geworden. In
den mittleren und kleinen Landstädten ist er jedoch
nach einer in Ostpreußen von der Ostpreußischen
Heimstätte angestellten Erhebung bedeutend gestiegen.
Es gibt viele Kleinstädte, in denen keine Wohnungen
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frei find und andere, in denen nur einige Vier-
bis Sechszimmerwohnungen zu haben sind. Man
wird dies als eine Auswirkung der Abwanderung
aus den Großftädten und der mangelnden Zuwan-
derung vom Lande nach den Großstädten werten

müssen-
Die Zahl der Bauerlaubnisfe und Baubeginne,

die das Statistische Landesamt für die Gemeinden

mit mehr als 50 000 Einwohnern ermittelt hat, ist
gegenüber der Zahl der Bauvollendungen im Ver-

hältnis zu 1930 erheblich zurückgegangen, besonders
in Berlin. Es muß danach für das Jahr 1932

mit einer weiteren bedeutenden Minderung des

Wohnungsbauergebnifses gerechnet werden.

Das Bild in der gesamten Bauwirtschaft ist noch
bedeutend ungünstiger. Im gewerblichen und öffent-
lichen Bau wird die Verringerung der Neubauten

für das Jahr 1931 gegenüber 1930 auf rd. 45 v. H.
geschätzt. Die gesamte Bauwirtschaft leidet, da der

Wohnungsbau regelmäßig nur IXSeinzunehmen pflegt,
demnach weit mehr unter der Krise als die einzelnen
Zweige der industriellen Produktion. Der Rückgang
der Erzeugung wird dort gegenüber 1930 nur Um

17,3 v.H., d.h. noch nicht um die Hälfte des Ver-

lustes der Bautätigkeit geschätzt.

Zukünftige Wohnungswirtfkhaft
Die voraussichtliche Entwicklung der Wohnungs-

wirtschaft steht unter dem wenig ermutigenden
Zeichen der Notverordnung vom 8.Dezember 1931.

Die Förderung des Wohnungsbaues mit öffentlichen
Mitteln hat durch die Kürzung des Hauszinssteuer-
aufkommens und die Verwendung eines erhöhten
Teils für die allgemeinen Haushaltsbedürfnisse fast
ihr Ende gefunden. Die Preußische Sparnotver-
ordnung vom 23. Dezember 1931 bringt die

Senkung der Hauszinssteuer um 20 Z ab 1. April 1932.

Sie schließt sich damit der in der Reichsnotver-
ordnung getroffenen Regelung an. Die Haushalts-
schwierigkeiten Preußens haben darüber hinaus noch
zur Folge gehabt, daß von diefem gekürzten Teil

der Hauszinssteuer für das Rechnungsjahr 1932

nur 50 Millionen Reichsmark zur Förderung der

Bautätigkeit auf dem Gebiete des Wohnungswesens
zu verwenden sind. Die Deutsche Volkspartei hatte
zwar am 3. Februar 1931 im Hauptauschuß des

PreußischenLandtages in einem Antrage auf Auf-
hehung des vierten und fünften Teils der zweiten
Sparverordnung unter anderem beantragt, den An-

teil zur Förderung der Bautätigkeit auf 120 Milli-

onen Reichsmark zu erhöhen. Die Negierungsparteien
haben diesen Antrag jedoch abgelehnt, sodaß mit

einer Bereitstellung öffentlicher Mittel für den

Wohnungsbau Von mehr als 50 Millionen Reichs-
mark im Jahre 1932 nicht gerechnet werden kann.
Die noch zu erlassenden Ausführungsbestimmungen
über die Verteilung diefer Mittel werden wahr-
fcheinlich noch eine weitere Kürzung des Anteils

für die Neubautätigkeit bringen, da ein Teil

der Mittel für die Erhaltung und Verbefserung
des Altwohnraums zu verwenden sein wird.
Darüber hinaus herrscht aber in maßgebenden

politischen Kreisen das Bestreben vor, die Förderung
des Wohnungsbaues mit öffentlichenMitteln ganz
abzubauen. Wenn im Jahre 1932 diese Be-"

strebungen zu Tatsachen werden sollten, so wäre
mit einem vollständigen Niedergang der Wohnungs-
bauwirtfchaft zu rechnen, denn privates Kapital fehlt
fast vollständig wegen der andauernden Kreditkrife.

Aus diesen Wirtschaftserscheinungen ergeben fich
aber zwangsläufige Forderungen für die öffentliche
Wohnungspolitik. Falls man den Dingen ihren
Lauf läßt, so wird viel zerstört werden, was in
den letzten Jahren unter erheblichen Opfern ge-

schaffen wurde. Die Forderungen der Wohnungs-
reform beftehen auch heute noch fort. Denn »das
Bedürfnis nach gesundem und preiswertem Wohn-
raum wird solange nicht als befriedigt angesehen
werden können, als es Wohnhöhlen in Deutschland
gibt, von denen trotz aller Aufklärungsbeftrebungen
die große Offentlichkeit nicht weiß, oder, was

schlimmer ift, wifsend fchweigt.« Dies schreibt der

Geschäftsführerdes Deutschen Vereins fürWohnungs-
reform in der Germania vom 26. Januar 1932

auf Grund der eingehenden Ermittelungen des
Vereins.

Es gibt auch noch eine Wohnungsnot. Denn
die veränderte wirtschaftliche Lage hat lediglich
die Bedürfniffe nach Wohnraum verschoben und

nicht gedeckt. Die Flucht der Mieter aus den

Großwohnungen in die Kleinwohnungen, die durch
daß außerordentliche Kündigungsrecht der letzten
Notverordnung noch erleichtert wird, entspricht nicht
etwa veränderten wohnkulturellen Anschauungen,
sondern ist lediglich eine Folge des verminderten
Einkommens, also das äußere Kennzeichen der

wirtschaftlichen Not.
Mit diefen wirtschaftlichenKrisenerfcheinungenmuß

die Wohnungspolitik rechnen. Sie sind die Grund-

lage für die Entwicklung des künftigenWohnungs-
marktes. Die Erkenntnis, daß es weniger auf die

Menge des geschaffenen Wohnraums als auf die

Billigkeit der Wohnung ankommt, ift leider in den

letzten Jahren nicht immer Nichtlinie der Wohnungs-
politik gewesen. Erst 1931 nahmen die billigen
Kleinwohnungen mehr als die Hälfte der neu er-

richteten Wohnungen ein. Vorher waren es nur rund
40 Ro. Es ist danach zU streben, daß das Bau-

kapital in den kommenden Jahren nicht wieder in

ähnlicher Weife fehlgeleitet wird.

Darum befteht die Aufgabe der künftigen
Wohnungspolitik in erfter Linie in der An-

paffung des Wohnungsangebots auf die ver-

änderte Nachfrage, demnach in der Zerle-
gung von Großwohnungen in den möglichen
Grenzen und in der Schaffung billiger Klein-

wohnungen, deren Standort nach arbeits-

politischen Grundsätzen Ohne Rücksicht auf
die Grenze der Gemeinde zu ermitteln ist.
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Es find demnach die Aufgaben der sozialen Bau-

wirtschaft noch lange nicht gelöst. Die Aufgaben
find vielmehr noch schwieriger geworden. FUr dIe

nächftenJahre sind nach den Ausfuhrungen von

StaatsfekretärScheidt in der Deutschen VaUzemknY
vom 16. 12. 31 dreierlei Maßnahmennotwendlgs

»Schaffungvon vorstädtischenKleinsiedlungennach
dem Reichsprogramm neben der noch starkerzu for-

dernden Iandwirtschaftiichen Siediung. die Teilung

von größeren und großen AltwohnrmgensUm den

für die heutigen Verhältnisse mit untragbaren

Mieten belasteten Altwohnraum entsprechend zu
verwerten, die Schaffung von Kleinwohnungenmit

billigsten Mieten in Gemeinden, in denenein Bedarf
an solchen unbedingt anzuerkennen Ist- Um dIeVe-

völkerung nicht völlig im Wohnungselend versinken
zu lassen, wird Bedacht daraufzU Nehmen fern- fUr
das nächste Jahr mit Hilfe der genannten drei

Maßnahmen allerwenigstens 159000»neue Woh-

nungsgelegenheiten, d. h. etwa«dieHalste des ob-

jektiv Notwendigen zu schaffen-
Dies sind dringende Forderungen der Wohnungs-

politik Darum müssenzu ihrer Erfüllung die Mittel

unter allen Umständen beschafft werden. Für die

nächsten Jahre werden, wenn die Mittel aus der

abzulösenden Hauszinssteuer nicht mehr vorhanden
sind und die Rückflüsseaus den ausgegebenen Haus-
zinsfteuermitteln nicht ausreichen, andere Mittel aus

dem allgemeinen Steueraufkommen für den Woh-
nungsbau bereitgestellt werden müssen· Dies läßt
sich steuerpolitifch als eine Grsatzleiftung dafür recht-
fertigen, daß die Hauszinssteuer in den vergangenen

Jahren und jetzt zum größeren Teil nicht für den

Wohnungsbau Verwendet worden ist, sondern für
allgemeine Staatszwecke in den Haushalt gestellt
wurde.

Kredit und Währung
Die allgemeine Wirtschaftskrise nimmt immer

schärfere Formen an. Die Störung des Kredit-

Verkehrs hat zu Lähmungserscheinungen im Wirt-

schaftsorganismus geführt, im Osten durch das bei
der Landwirtschaft eingeführte Sicherungsverfahren
zu fast vollständigem Stillstand des gesamten wirt-

schaftlichenKreislaufs Es ist deshalb entgegen der

Meinung vieler Wirtschaftskritiker, die ebenso wie
viele Politiker in lethargischer Versenkung ausruhen
und eine von selbst eintretende Besserung der Wirt-

schaftslageerhoffen, sehr eifrig, wenn auch vorsichtig,
zU erwägen, ob nicht eine Belebung der Wirtschaft
von der Kreditseite her möglich gemacht werden
kann. Jn dieser Überlegung liegt die vielfach be-
strittenes WirtfchaftspolitischeRechtsertignng dafür,
daß der Präsident des Statistischen Neichsamts,
Professor Dr. Wagemann, in Gemeinschaft mit
anderen Persönlichkeiteneinen Reformplan für Kredit
Und Währung ausgearbeitet und auch veröffentlicht
hat« ZUM Zwecke der Lockerung der eingefrorenen
Wirtschaftskredite, der· Befreiung des Staates und
der Gemeinden von den schwebenden Schulden er-

strebt Wagemann einen Umbau des deutschen Geld-,
Kredit- und Bankenwesens. Rach seiner Ansicht
haben sich die Banken einschließlichder Reichsbank
der beträchtlichenEntwicklung des bargeldlosen Ver-
kehrs, der das sogenannte Giralgeld umfaßt, in

ihren Geschäften nicht genügend angepaßt. Darum
trennt Wagemann die beiden Arten von Zahlungen,
einmal die Kreditgewährungund Schuldenzahlung der

Wirtschaftsbetriebe, alsdann die Zahlung der Löhne
und Gehälter mit ihrer Verwendung in der Ver-

brauchswirtschaft. Bei den zuerst genannten Zah-
lungen handelt es sich um Austauschmittel der Pro-
duktionswirtschaft, bei den anderen um solche der

Verbrauchswirtfchaft. Jene Zahlungen werden meift
mit Giralgeld oder mit größeren Banknoten geleistet,
diese dagegen mit Münzen und kleinen Roten. Die

Kreditgewährung und Schuldenzahlung der Pro-
duktionswirtschaft war bisher meift den privaten
Banken überlassen. Im Wagemannplan kommt
zum Ausdruck, daß die Kontrolle hier nicht ausge-
reicht habe und kurzfriftige Kredite für langfristige
Zwecke verwendet worden seien. Man müssedarum

für eine sorgfältigere Kreditgewährung in der Pro-
duktionswirtschaft sorgen. Demnach muß das

Giralgeld kontrolliert werden. Für die etwa 20
Milliarden Reichsmark gewährten Kredite für Be-

triebszwecke sollen die Privatbanken eine Giroreserve
bei der Reichsbank hinterlegen, die 10 EZfür Kredite
bis zu 3 Monaten und 3 Ä für längere Kredite be-

tragen soll. Diese Reserve soll dann mit den Gold-
und Devisenbeftänden die Deckung für die großen
Roten und die Gewähr für eine größere Flüssigkeit
der Banken bieten. Für die kleinen Roten soll
eine andere Deckung, nämlich in Form einer ewigen
verzinslichen Staatsschuld des Reichs von 3 Milli-

arden Reichsmark vorgesehen werden, da hierfür
Gold und Devisen nicht erforderlich seien. Auf diese
Weise hofft Wagemann sowohl die öffentlicheschwe-
bende Schuld bei den Banken zu tilgen und anderer-

seits für die Produktionswirtschaft neue Kreditmög-
lichkeiten schaffen zu können. Dies würde dann

gleichzeitig eine Lockerung der eingefrorenen Wirt-

schaftskredite und den Beginn einer Verluftbereink
gung der Privatwirtschaft zur Folge haben.

Die GedankengängeWagemanns und seiner Mit-
arbeiter sind keineswegs neu. Auch in dieser Zeit-
schrift sind die Probleme bereits eingehend behandelt
worden.’""«)

Auf die Abwandlungen der Reformvorschläge
kommt es dabei im einzelnen nicht so sehr an.

Gntscheidend ist vielmehr das Bestreben, durch Gin-
führung einer neuen Rotendeckung die Abhängigkeit
des Zahlungsmittelumlaufs im Inland e zum Teil
oder auch ganz von der Gold- und Devisendeckung
der Reichsbank, die für die Zahlungsbilanz mit
dem Auslande unentbehrlich ift, zu beseitigen.

E) VergleicheNeumann »Siedlungskredit im Rahmen
einer inländischenRebenwährung?«Jahrg. 13, Seite 3 ff
und »Geldwirtschaft«Seite 68 ff, Bier »Nebenwährung?«
Seite 128 ff.
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Wagemann will neben der sehr zu begrüßenden
Kreditreform für einen Teil der Umlaufsmittel die

Deckung durch Wertpapiere für eine dauernde Staats-

schuld genügen lassen. In dem in der Anmerkung
bezeichneten Aufsatze »Siedlungskredit im Rahmen
einer inländischen Nebenwährung?« sind die Hypo-
theken auf den Siedlungsgrundstückenals Deckungs-
mittel vorgeschlagen. Entscheidend ist allein, ob

bei allen diesen Vorschlägen eine Krediterweiterung
mit inflationistischer Wirkung vermieden wird. Dies

wird von allen Vertretern derartiger Reformpläne
angestrebt. Dabei muß man sich aber überlegen,
daß das Wort »Inflation« ursprünglich für eine

ganz besondere Art von zusätzlicherKaufkraft ge-

braucht worden ist, nämlich für das aus der Kredit-

finanzierung hervorgehende Mißverhältnis zwischen
Geldschöpfungfür Kreditzwecke und der verbleibenden

allgemeinen Produktion. Inflativn ist daher die

Folge der Kriegsfinanzierung oder der finanziellen
Liquidation des Krieges. Wenn durch Roten oder

Buchkredite eine zufätzlicheKaufkraft geschaffen wird,
die schließlichin einer Steigerung der Produktivität
der Volkswirtschaft ausmündet und aus dieser —

durch die Entstehung von neuem Kapital — später
eine Rückbildung erfährt, dann ist dies keine Infla-
tion, sondern eine produktive Krediterschöpfung,
selbst wenn sich vorübergehende, preissteigende Ten-

denzen einstellen sollten. (So Prof. Dr.Prion, der

Verfasser des 1918 erschienen Buches »Jnflation
und Geldentwertung« im Bankarchiv Jahrg. XXX1,
S. 179).

Es kommt vielmehr darauf an, daß im end-

gültigen Ergebnis einer produktiven Kreditschöpfung
die Geldentwertung vermieden und eine Belebung
der Wirtschaft herbeigeführt wird. Diesen Nachweis
hat Professor Wagemann für seinen Plan erbracht.
Die von ihm vorgeschlagene Umbildung der Kredit-

organisation bringt sogar für die Reichsbank als

die verantwortliche Stelle zur Anpassung des Noten-

umlaufs an das Handelsvolumen (Quantitätstheorie)
eine Verstärkung ihrer jetzigen Macht durch eine

größere Herrschaft über den Geldmarkt. Auch der

vorgesehene 3 Milliardenkredit an das Reich ist
kein zusätzlicher. Es handelt sich hierbei um keine

Kreditfchöpfung, sondern nur um eine Kreditum-

formung im Sinne einer Fundierung von Kurz-
krediten in Langkredite, indem die kurzfristigen
Schulden von Reich, Ländern und Gemeinden bei

Sparkassen und Notenbanken in echte Langkredite
umgebildet werden sollen. Durch die Entlastung
sollen Möglichkeiten besserer und billigerer Kredit-

versorgung für die Produktionswirtschaft geschaffen
werden. Auch der vielfach erhobene Vorwurf der

Doppelwährung mit den durch den Satz »Schlechtes
Geld verteibt gutes Geld« gekennzeichneten Gefahren
ist unberechtigt. Es handelt sich nämlich lediglich
um eine Erweiterung des Kontingents für Scheide-
münzen, die mit den Nachteilen einer Doppel-
währung nicht belaftet ist. Die Einführung eines

inländischen »Zwangskurses« würde verhindern,

daß im Verkehr eine verschiedene Bewertung im

Verhältnis zu den valutarischen Zahlungsmitteln
einsetzt. Professor Wagemann führt felbst gegen-
über der öffentlichenKritik seines Reformplanes in
dem letzten Vortrage bei der Studiengesellschaft
für Geld- und Kreditwirtschaft aus: Die Reform
wolle keine Valutaverschlechterung, keine Binnen-

währung für kleine Leute und keine Außenwährung
für die Reichen, also keine Doppel- oder Parallel-
währung, keine Roten- oder sonstige Inflativn, zu-
mal sie nicht einmal eine Notenvermehrung vorsehe,
aber auch keine Deflation. Was der Reformplan
erstrebe, fei die Zurückholung der inländischen
Gelder in den Bankenapparat und damit Steigerung
der Liquidität der Kreditinstitute und der Wirt-

schaft, ferner Hemmung der Kapitalflucht und Zurück-
lenkung des ins Ausland gegangenen Kapitals,
Auftauung der eingefrorenen Kredite. Damit sollten
neue Möglichkeiten der Kreditversorgung für die

Produktionswirtschaft eröffnetund eine bessere, kredit-

politische Steuerung hergestellt werden· Wenn dies

erreicht werde, so sei freilich eine unmittelbare,
konjunkturpolitische Belebung noch nicht gegeben.
Im ganzen sei aber erreicht, daß vor allem die

Rentenwerte und andere Vermögenswerte besser
gesichert würden.

Auch das von Professor Dr. Prion in seinem
Aufsatze »Geldreform und Reichsbank« (Bankarchiv
Jahrgang XXX1, S. 179) habe übersehen, daß die
von ihm vorgeschlagene Änderung des Bankgesetzes
das Haager Protokoll, das dem Youngplan bei-

gegeben ist, berühren könnte, läßt sich durch eine

finnentsprechende Auslegung der einschlägigen Vor-

schriften entkräften.7·-)
Die gegen den Wagemannplan vorgebrachten

rechtlichen und wirtschaftlichen Gründe sind daher
nicht stark genug, um die vorgeschlagene Reform
als verfehlt zu betrachten. Wohl aber bildet die
von Professor Bonn und Professor Dr. Prion über-

einstimmend hervorgehobene Verbundenheit der Wirt-

schaft mit der Politik (Bankarchiv Jahrgang XXX1,
S. 172 ff, 176 ff) zur Zeit ein Hindernis für die

Einführung der von Wagemann vorgeschlagenen
Reform.

Es ist richtig, daß sich diese Verbundenheit von

Politik und Wirtschaft in neuester Zeit durch den

Abschluß des letzten Stillhalte-Abkommens besonders
gefestigt hat. Die Geschäftsgrundlagefür dieses
Abkommen ist nämlich die unveränderte Geltung
unserer Währungsbestimmungenund die unveränd erte

E) Für diese Frage gelten meine Ausführungen über
die Einführung einer inlandischenNebenwährung(Heft 1,
S. 5f) entsprechend. NechtllchUnd·rvirtschaftlichhängen
Jene Vorschlägemit den wahrungspolitischenPlänen Wage-
manns so eng zufammen, daß dJe grundsätzlichen Aus-

führungen jenes Aufsatzesvan Seite 5—7 als Ergänzung
zu der hier gegebenen Kritik herangezogen werden können.

Die hier gegebene Stellungnahme zum Wagemannplan
ist gleichzeitig eine Widerlegung des von Dr. F. Bier in
Heft 4, S. 130, erhobenen Bedenkens der inflatorischen
Wirkung derartiger Währungsmaßnahmen-
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«

Stellung der Reichsbank in Unserem Wirtschafts-
organismus, der das Stillhalte-Abkommen einen

großen Einfluß bei den Auslandsüberweisungen.
eine-Art Vetorecht, zuweist.

"

Diefe politischen Schwierigkeiten sind
aber kein Mangel irgendwelcher Reform-
Vorfchläge zur Umbildung unseres Kredit-
und Währungswesens, sondern nur ein
Zeichen dafür, daß unsere Wirtschaftspolitik
in der Richtung gehen muß, damit nutz-
bringende Reformen auch durchgefuhrt
werden können.

-

Die neue Verordnung des Herrn Reichspräsidenten
zur beschleunigten Durchführung der landwirtschaft-

Iichen Entschuldung im Osthilfegebiet vom 6..2.1932
(RGBl. l, 59) ist als ein Versuchder Kreditreform

auf einem Einzelgebiet zu begrüßen.

Wirksamer wäre aber eine Gesamtkredit-
reform, die im Zusammenhang mit einem

großen Programm der Arbeitsbeschafsung
durchgeführt würde. Darum muß auch für die
Kredit- und Währungspolitik die Forderung
erhoben werden, die bereits in Heft 4 bei
der Betrachtung von »Notverordnung und

Arbeitslosigkeit« für die notwendigen Maß-
nahmen der Arbeitsbeschaffung begründet
wurde:

»Der Gedanke der Selbstversorgung im

Rahmen der Nationalwirtschaft wird mehr
als in der Vierten Notverordnung zu berück-

sichtigen sein. Denn Deutschland kann nur

dadurch sich einen Platz auf dem Weltmarkt
wieder erobern, wenn es seine Wirtschaft
zunächst möglichst unabhängig vom Aus-
lande gestaltet und festigt«. Dr· F. N.

Besprechungen
Siedlungs- und Standortsfragen im Wirtschafts-

gebiet Groß-Berlin, Vortrag von ArchitektDr. Pfann-
schmidt im kommunal-wifsenschaftlichen Institut
der Universität Berlin.’""·)

Die Ansätze für ein planmäßiges Vorgehen in der

Siedlungstätigkeit im Raum Groß-Berlin sind gering.
Nach aussichtsreich scheinenden Anfängen für eine

die alten Fesseln des Städtebaues sprengenden
Planung für Groß-Berlin selbst (1909) ruht —

wenigstens nach den sichtbaren Ergebnissen —- jede
weitere großflächigePlanung, die den neueren An-

schauungen der Land esplanung entspricht. Der Land es-

planungsverband Brandenburg-Mitte umfaßt nur die

sechsRandkreise um Berlin, dessenkommunale Grenzen
für ihn eine chinesische Mauer bedeuten.

Im Hinblick auf diese Verhältnisse und im Zu-
sammenhang mit der wiederholt vertretenen Forde-
rung- Siedlung und Wirtschaft enger zu verbinden
Und großräumigerzu überschauen, verdient der Vor-

trag von Dr. Pfannschmidt-Ber1in, der kürzlich im

kommunaI-wissenschaftlichenInstitut der Universität
Berlin gehalten wurde, sorgfältige Beachtung.

Den Ausgangspunkt bildete eine Untersuchung der

WirtschaftsstrukturOstdeutschlands.
In der menschenarmen norddeutschen Tiefebene

konnte sich in Ermangelung von Rohstoffen und kauf-
kräftigerlandwirtschaftlicher Bevölkerung kein starkes
ftädtischesGewerbe entwickeln. Die Landwirtschaft
MUßte großbetrieblichorganisiert werden und sich
Absatzgebiete auf ferneren Märkten suchen, da die

benachbarten Kleinstädte als Abfatzmärktezu schwach
waren.

· Groß-Berlinweist eine Sonderentwicklung auf und

ist im Mittelpunkt eines weiteren Wirtschaftsgebietes
etwa innerhalb des Städtedreiecks Stettin, Frank-

«) vgl. Dr Pfannschmidt,Aufgaben einer Wirtschafts-
planung fur das Wirtschaftsgebiet Groß-Berlin, Bau-
gilde 1931, Heft 24.

furt a. O. und Brandenburg zu betrachten, in dem

gewerbliche und ländliche Siedlung im Zusammen-
hang miteinander zu entwickeln sind.
Südlich dieses Gebietes wird die Provinz Branden-

burg von dem Breslau-Bremer-Urstromtal und dem

sandigen Fläming durchschnitten, der für landwirt-

schaftlicheKleinsiedlungen ungeeignet ist. Die südlich
hiervon und westlich der Elbe liegenden Wirtschafts-
gebiete zeigen im Gegensatz hierzu eine enge Durch-
dringung landwirtschaftlicher Betriebe aller Größen-
ordnungen mit verschiedenartigen rohstoffgebundenen
und verarbeitenden Gewerben. Dieser allgemeinen
Wirtschaftsstruktur der Wirtschaftsgebiete entspricht
ihr verschiedenartiges Fassungsvermögenan Erwerbs-

tätigen und die Zu- und Abwanderung in den letzten
Jahrzehnten, wie aus einer graphischen Übersicht
über die Bevölkerungszu- und abnahme von 1875

bis 1925 ersichtlich wurde. Die östlichdes genannten
Städtedreiecks liegenden Teile der Mark Branden-

burg weisen Abwanderungsverluste, andere Teile

eine geringe Zuwanderung auf.
Für die zukünftige Siedlungspolitik müssen diese

"wirtschaftlich strukturellen Grundlagen von um so
größerer Bedeutung sein. je mehr allgemein aner-

kannt wird, daß Wirtschaft und Siedlung auf das

Engste verknüpft sind.
Durch die sinkenden Weltmarktpreise der land-

wirtschaftlichen Erzeugnisse sind die größeren land-

wirtschaftlichen Betriebe im allgemeinen unrentabel

geworden. Sie müssenmit der Zeit durch rentablere
Betriebsarten ersetztwerden: Auf schlechtestenBöden
Zusammenlegung zu landwirtschaftlichen oder forst-
wirtschaftlichen Großbetrieben mit extensiver Wirt-
schaft, auf besseren Böden und bei guter Marktlage
Anlegung bäuerlicher Kleinbetriebe, die krisenfester
und weniger lohnempfindlich sind. Jhre örtliche

Lage ist nicht nur von den Bodengütern, sondern
ebenso von der Lage zu den Klein- und Mittel-
städten und von deren Gedeihen abhängig. Der
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Landwirt verdient bei dem Verkauf seiner Erzeug-
nisse auf dem benachbarten Markt den Händler-

gewinn selbst und erzielt bei größerer Marktnähe
außerdem einen zusätzlichenFrachtgewinn. Die land-

wirtschaftliche Siedlung wird damit durch eine Ver-

dichtung der Bauernstellen näher dem ftädtischen
Markt und durch eine Verdichtung der gewerblichen
Bevölkerung in den Klein- und Mittelstädten rentabler.

Die gewerbliche Entwicklung im weiteren Wirt-

schaftsgebiet von Groß-Berlin hat bereits zu einer

Verdichtung der Bevölkerung innerhalb des erwähnten
Städtedreiecks geführt, deren Grenzen im Osten die

Oder und im Süden der sandige Fläming bildet.

Die Entwicklung der kleineren Gewerbeorte ist jedoch
infolge überstarkerZentralisation der Wasserstraßen
und Eisenbahnen, durch bessere Wirtschaftsfürsorge
und soziale Einrichtungen Groß-Berlins gehemmt
worden. Die Krisenfestigkeit Groß-Berlins und der

übrigen großstädtischenArbeitsmärkte Ostdeutschlands
ist dabei wesentlich geringer als die der ländlichen
Arbeitsgebiete.

Z. Zt. sind in Berlin etwa 500 000 Erwerbslose,
deren restlose Eingliederung in den Groß-Berliner
Arbeitsmarkt in den nächsten Jahren wohl kaum

möglich sein wird. Es wird daher jede Gelegenheit
zu benutzen sein, Erwerbslose aus der Großstadt in

die besten Gewerbeftandorte des weiteren Groß-
Berliner Wirtschaftsgebietes auszusiedeln und dort

die kleinstädtischen Arb eitsm ärkte vorsorglich zu stärken,
auch wenn im Augenblick noch keine volle Beschäfti-

gungsmöglichkeitbesteht. Zum Nachweise, daß die

ländlich en Arbeitsmärkte der Ostprovinzen eine

relativ starke Aufnahmefähigkeit besitzen, führte
Dr. Pfannschmidt folgende Zahlen an.

Am 15. 10 entfielen auf das Hundert der Ge-

samtbevölkerung an Erwerbslosen

im Landesarbeitsamtsbezirk B

Ostpreußen 2,8
Pommern . . . . . . . 3,9
Brandenburg mit Groß-Berlin . 8,5
Brandenburg ohne Groß-Berlin. 4,0

in den Städten

Königsberg . 9.3
Stettin 10,6
Berlin . . 11,6
Brandenburg . . 18,4
Frankfurt a. d. Ode 10,6

Bei Einführung der sogenannten »Kurzschichten-
fiedlung« werden die auszusiedelnden Erwerbslosen
schneller in die Arbeitsmärkte der Provinz einge-
gliedert werden können, als das bei den in Groß-
Berlin verbleibenden Erwerbslosen innerhalb des

engeren Wirtschaftsgebietes von Groß-Berlin (höhere
Grundstückspreife und Verkehrsunkosten!) möglich
sein wird.

Für das engere und weitere Wirtschaftsgebiet
von Groß-Berlin können nur durch eine einheitliche
Wirtschaftsplanung die notwendigen Grundlagen für
eine planmäßige Siedlung geschaffen werden. Hierzu
sind insbesondere die örtlichenStandortsbedingungen
der einzelnen Gewerbegruppen der gewerblichen Sied-

lung und der landwirtfch aftlich en Siedlungen zu unter-

suchen, die Ansiedlung der Erwerbslosen (Neben-
erwerbssiedlungen) hätte hiernach an den besten Stand-
orten mit ausreichender Landzulage zu erfolgen. Die

landwirtschaftlichen Siedlungen wären in der Nähe
der kleinstädtischenGewerbeftandorte zu verdichten.
Diese Maßnahmen und die Dezentralisation Groß-
Berlins bewirken: Strukturverbesferungen des Groß-
Berliner Arbeitsmarktes, der sich nach Aussiedlung
grundrenten-empfindlicher und arbeitskosten-empfind-
licher Betriebe auf qualifiziertere Gewerbe beschränkt;
Festigung der kleinstädtischenArbeitsmärkte durch
Vermehrung krisenfester Arbeitsmärkte mit landwirt-

schaftlichem Nebenerwerb auf billigem Grund und

Boden, dessen Erträge bei gleichen Reallöhnen eine

Senkung der Nominallöhne gegenüber dem groß-
städtischenArbeitsmarkt gestatten; Stärkung der land-

wirtschaftlichen Siedlung durch Verbesserung der

örtlichen Absatzmärkte in den kleinstädtischenGe-

werbeorten; Stärkung des großstädtischenund klein-

ftädtischenHandels durch Belebung der landwirt-

fchaftlichen Und kleinstädtischenAbsatzgebiete

Jn der anschließendenAussprache, an der sich
u. a. Vertreter der Zentralbehörden, der Kommunal-

spitzenverbände, einzelner Kommunen usw. beteiligten,
wurden zwar verschiedentlich Einwendungen gegen
die Ausführungen des Referats gemacht, insbeson-
dere wurde bezweifelt, daß in absehbarer Zeit Aus-
sicht für die Hinausverlegung gewerblicher Betriebe
aus Groß-Berlin bestehen werde.

Fraglich sei auch, ob aus der Statistik über das

Verhältnis der Erwerbslosen in den Städten und

in den ländlichen Bezirken ohne weiteres Schlüsse
für eine starke Aufnahmefähigkeitdes ländlichen
Arbeitsmarktes gezogen werden können. Jedenfalls
würden nähere Untersuchungen über die voraussicht-
liche Entwicklung der einzelnen Gewerbebetriebe un-

erläßlich sein.

Überwiegend wurde aber zum Ausdruck

gebracht, daß zu einer planmäßigen För-
derung der Nebenerwerbssiedlungin Ver-

bindung mit der landwirtschaftlichen
Siedlung eingehende Untersuchungen im

Sinne der Ausführungen des Referats
zu machen fein werden.

Die Anregung, diese — auf wissenschaftlicherGrund-

lage fußenden und unter Beteiligung aller in Frage
kommenden amtlichen und halbamtlichen Stellen,
Wirtschaftsverbändenusw. anzustellenden — Unter-

suchungen durch Bereitstellung von Mitteln staat-
licherseits zu fördern, verdient in Anbetracht der

Dringlichkeit der Lösung des Problems Beachtung.
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Daß diese Untersuchungen sich auf weitere Gebiete

erstreckenmüssen,als sie die z. Zt. bestehendenLandes-

PIanUngsverbändeumfassen, ergibt sich aus der Be-

trachtung der provinziellen Wirtschaftsstruktur.
Aus einem von Dr. Pfannschmidt schon

früher aufgestellten Programm für eine Kar-

tierung der in Gang befindlichen neuen

Kolonisation des deutschen Ostens und ihrer

Standortbedingungen, auf die wir in einem

der nächsten Heste näher eingehen werden-

ist zu ersehen, daß es möglich ist, durch den

Ausbau von Wirtschaftskartierungen trotz

der großen Anzahl der verschiedenartigen

Gesichtspunkte übersichtliche Grundlagen für

eine einheitliche Leitung der Siedlungsbe-

wegung zu schaffen-

Es wird zweifellos eingewandt werden, daß wegen

der vielen unbekannten Faktoren keine geeigneten

Grundlagen für eine einheitliche Wirtschaftsplanung,
nach der die Siedlungspolitik zu lenken ist, aufge-
gestellt werden können. Demgegenüber muß aber

betont werden, daß es nach Abschluß der Unter-

suchungen sicher möglich ist, zumindest die arbeits-

inarktpolitisch relativ günstigstenStandorte zu be-

stimmen. Auf Grund von mehr oder weniger ober-

slächlichenoder nur Teilgebiete erfassenden Kennt-

nissen der Wirtschaftsstruktur dürfen entscheidende
langfristige Siedlungsmaßnahmen nicht getroffen
werden. Es ist besser, auf vorhandenen — wenn

auch zum Teil unsicheren Zukunftsentwicklungen
fußenden, aber mit der möglichenGründlichkeit an-

gestellten —— Untersuchungen auszubauen, als wenn

ohne diesen unerläßlichenÜberblick gebaut und mit

Sicherheit Kapital fehlgeleitet wird.

Von immer zahlreicheren Stellen aus er-

tönt der Ruf nach einer planmäßigen Wirt-

schafts- und Siedlungspolitik, nicht immer

aus der klaren Erkenntnis heraus, daß

lich etwas völlig Neues vorbereitet, wohl
aber aus der Einsicht, daß in dem ver-

gangenen Jahrzehnt, in dem der Wohnungs-
bau in nie geahntem Ausmaß gefördert

wurde, manche Wohnung in einen arbeits-

losen Wirtschaftsraum hineingebaut ist.

Die Erkenntnis, daß die National-

Wirtfchaft einer notwendigen Umstellung

entgegengeht, und daß eine neue den

veränderten wirtschaftlichen Bedingungen
entsprechende Verteilung und Umschichtung
der Bevölkerung Lebensfrage ist, wächst
leider erst mit der zunehmenden Ber-

ichärfung der deutschen Not.

Regierungsbaurat W e d o w ,
Berlin.

Baumarkt, Baupolitikund Wirtschaftskrise im Banne

der Notverordnungen von Dr. Franz Wegener
und Dr. Gerhard Otto, Carl Heymanns
Verlag, Berlin 1931. NM. 3.——.

Die Verfasser haben sich die Aufgabe gestellt, den

Nachweis für die Schlüsselstellungder Bauwirtschaft
in der Gesamtwirtschaft zu erbringen. Im ersten Teil
der Schrift geben sie einen überblick über die Ur-

sachen und Auswirkungen der Wirtschaftskrisein den
verschiedenen Wirtschaftszweigen. Im zweiten Teil
behandeln sie die Auswirkungen dieser Wirtschafts-
vorgänge auf die Bauwirtschaft.

Die kurze, in allen Einzelheiten gegenwartsver-
bundene Broschüre gibt uns ein Spiegelbild von

der Zerrissenheit der deutschen Wirtschaft. Bei der
Beurteilung der bauwirtschaftlichen Fragen neigt die

Darstellung jedoch sehr zu einer interessenpolitischen
Propaganda für das Baugewerbe, von dem nun

einmal nicht zu leugnen ist, daß es in den vergan-
genen Jahren der bauwirtschaftlichen Hochkonjunktur
künstlichaufgebläht ist. Aber neben dieser eifrigen
Vertretung einer Interessengemeinschaft bringt die
Arbeit eine neue Bekräftigung der im Schrifttum
schon wiederholt vertretenen Forderungen für die

heutige Wohnungs- und Lohnpolitik (vgl. u. a. meine

Schrift »Neue Wege der Wohnungswirtschaft«,
Berlin 1931, Seite 5, 12ff, 27 ff, 35 ff, 89ff).

Die Wohnungszwangswirtschaft muß abgebaut
und möglichstschnell beendet werden. Die öffentliche
Wohnungsbaufinanzierung darf aber nicht vorher,
sondern nur gleichzeitig vermindert werden. Ganz
eingestellt wird sie bei dem Kleinwohnungsbau nie-

mals werden können, wie schon im vergangenen
Sommer auf dem internationalen Wohnungskongreß
in Berlin anerkannt worden ist. Das Lehrstehen
von großen Alt- und Neubauwohnungen ist kein

Beweis für den vollständigen Ausgleich des Bedarfs,
sondern nur ein Zeichen dafür, daß am wirklichen
Bedarf in den vergangenen Jahren vorbeigebaut
worden ist. Dieser aus der katastrophenartig sich
verstärkendenWirtschaftskrise zu erklärende Mißstand
muß jetzt durch Förderung des Klein- und Kleinst-
wohnungsbaues beseitigt werden. Dabei darf aber

nicht in den gegenteiligen Fehler verfallen werden.
Es dürfen nicht Kleinstwohnungen gebaut werden,
die den anerkannten Grundsätzender Hygiene wider-
sprechen und bald wiederum keinen Markt mehr
haben werden. Die Verfasser betonen zutreffend,
daß der Umbau von großen Altwohnungen zu unter-

lassen ist, wenn Anlage und Ausstattung der Näume
mit den durch die Umbildung des Berufslebens und
den Fortschritt der Technik gew and elten Zeitansprüchen
nicht immer in Einklang zu bringen sind.

Neben dieser Unterstützungdes Kleinwohnungs-
wesens fordern die Verfasser mit Necht einen Aus-
bau der ländlichen Siedlung, besonders in den Ost-
provinzen. Dr. F. N.

229



Neichsheimstättengesetzvom 10. Mai 1920 nebst
den preußischenund anderen landesrechtlichen

Ausführungsbeftimmungen.Erläutert von Hans
Krüger, Staatssekretär des preuß.Ministeriums
für Landwirtschaft, Domänen und Forsten.
Dritte vermehrte Auflage bearbeitet von Dr. jur.

Fritz Wenzel, Regierungsrat a. D., Berlin.

254 Seiten Oktav, 1930. Ganzleinenband
6.—— NM. Verlag von Neimar Hobbing in

Berlin SW. 61.

Die bereits lang erwartete dritte Auflage dieses
bekannten Kommentars liegt nunmehr vor.

Verfasser hat die Bearbeitung der dritten Auflage
wegen starker dienstlicher Inanspruchnahme dem mit

der Materie sehr vertrauten Mitarbeiter Dr. Wenzel
überlassen. Es ist bei

tum und in der Praxis des Reichsheimstättengesetzes
aufgetaucht sind, nachzugehen und sodie Erläuterungs-
schrift zu einem zuverlässigen Führer durch das

heutige Neichsheimftättenrecht zu machen. Das

Buch ist eine brauchbare Handhabe für alle Betei-

ligten, mögen sie sich selbst eine Heimstätte schaffen
oder in der Verwaltung das Heimstättenwesen
fördern wollen.

Die Neubearbeitung verwertet insbesondere auch
alle wesentlichen gerichtlichen Entscheidungen; sie
bringt zu dem wichtigen § 36 — Steuer- und

Kostenfreiheit — eine völlig ftark erweitere Um-

arbeitung, erörtert ausführlich die in den früheren

Auflagen nicht behandelte Frage des Konkurses
und der Festsetzung des Bodenwertes, die in der

Praxis zu erheblichen Schwierigkeiten geführt hat.
Die verschiedenen beigegebenen Musterverträge
sind neu überarbeitet unter vielfachem Hinweis auf
die in der Praxis verwandten Muster. — Außerdem
ist im Anhang eine Zusammenstellung des neuesten
Schrifttums zum Heimstättenwesengegeb en. Es handelt
sich demnach um ein vollständiges, allen Bedürfnissen
der Praxis gerecht werdendes und daher sehr
empfehlenswertes Handbuch. Dr. F. N.

,,Landwirtschaftliche Beratungslehre«. Methodische
Erläuterungen zur Beratungsdialektik mit einem

Beitrag zur Psychologie des bäuerlichenDenkens

von Dr. Max Schönberg, Leipzig. Verlag

Theodor Steinkopff, 1931, Dresden-Leipzig,
NM 3,50.

In der 92 Seiten umfassenden Abhandlung gibt
der Verfasser eine außerordentlich interessante und

Iesenswerte Darstellung der landwirtschaftlichen Be-

ratungslehre. Er setzt sich insbesondere mit der

psychologifchen Seite des Beratungswefens aus-

einander und stellt in den Mittelpunkt seiner Be-

trachtungen den bäuerlichen Betriebsinhaber und

Der -

der Neubearbeitung ge-
·

lungen, den Anregungen und Fragen, die im Schrift- -

sein Verhältnis zu den Wirtschafsfaktoren seines
landwirtschaftlichen Betriebes: Natur, Hof, Arbeit,
Maschine, Zahl und Geld sowie seine psychologische
Einftellung zur menschlichen Gesellschaft.

Aus der Fülle des Stoffes feien hier nur folgende
«

Hauptgesichtspunkte, die als Leitsätzeanzusehen sind,
hervorgehoben:

1. Bei Durchführung des Beratungswesens ist die

Mechanisierung grundsätzlichzu vermeiden..

2. Das Wesen erfolgreicher Beratung liegt- in

der Einfühlung des Wirtschaftsberaters und in

der Berücksichtigungder bäuerlichenPsychologie.
3. Der beste Berater kann niemals auf eigene

Faust zu den besten Beratungsergebniffen
kommen; denn stets ist der Betriebsleiter, der

Bauer, sein Mithelfer zum Erfolg.

4. Der Wirtschaftsberater ftellt genau so wie der

Arzt Diagnosen — Betriebsdiagnosen — und

macht zu deren Abftellung praktischeVorschläge.
5. Die landwirschaftliche Beratung ist Angelegen-

heit des Erlebniswiffens.
6. Der Zweck der Beratung ist nicht Kampf gegen

die Gewohnheiten des Landwirts, sondern An-

regung zu neuen Gewohnheiten.

Die Art der Darstellung und die Methodik des

Verfassers bei der Durchleuchtung des Beratungs-
wefens kann man bei ihrem immerhin sehr realen

Charakter als feinfinnig, tiefschürfend und zum

Nachdenken anregend bezeichnen. Meisterhaft in

Darstellung und exakter Beweisführung sind sie be-

sonders für den Dozenten der Beratungslehre eine-
wertvolle Fundgrube, verdienen jedoch darüber hin-
aus auch die Beachtung des praktischen Beraters.

Im Gegensatz zu den bisher erschienenen Schriften
über landwirtschaftliche Beratung sind die von

Schönberg gemachten Vorschläge mehr begrifflicher
Natur. Er vermeidet Vorschläge für die zweck-
mäßigfte Beratung eines einzelnen landwirtschaft-
lichen Betriebszweiges und gibt dagegen in logischer
Aufeinanderfolge eine eingehendene Systematik der

verschiedenen Arten von Betriebsvorfchlägenz. B-

Grundvorschlag, Lehrvorschlag, Erfahrungsvorfchlag,
Überlieferungsvorschlag experimenteller Vorschlag
u. a. m., deren zahlenmäfsigerUmfang und Vielseitig-
keit fo recht das Feld vor Augen führen, das der

praktische Wirtschaftsberater zu beackern und saat-
fertig zu machen hat.

·

Allen denen, die mit bäuerlicherWirtschafts-
beratung zu tun haben, sei die Lektüre dieses Büchleins
angelegentlichft empfohlen, denn es zeigt die Viel-

seitigkeit der Materie und die Größe ihrer Aufgaben..

Wir schließenmit Schönbergs Worten ab:

»Soll die Beratung in der Landwirtschaft wirklich
ein Hebel des Fortschritts sein, so ist unumgänglich,
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daß Man sich um ihre Methode kümmert,fdenndie

methodischeUberlegung macht uns auf die Fehler

aufmerksam. Dr. Grebe.

Die Lebenshaltung, Lohn- und Arbeitsverhältnisse

von 145 deutschen Landarbeiterfamilien, von

Wilhelm Bernier.
.

Schriften des Deutschen Land arb eiterverb ands

Nr. 32; Verlag Enckehaus G. m. b. H.,

Berlin SW. 48, Enckestr. 6. NM 4.—.

Das Verdienst der vorliegendenSchriftist, ein-

gehende Angaben nach Daten uber die Lohn-und

Lebensverhältnissedes deutschen Landarbeiters er-

bracht zu haben. Auf Anregung fdes Verbandes

haben 145 Haushaltungen nach einem gegebenen

Schlüssel über ihre Einnahmen und Ausgaben
während eines Jahres genau.Buch»gefuhrt.Die
Angaben beziehen sich auf die Zeitvvon»M1·tte
1929 bis Mitte 1930 und auf die Tarifverhaltnisse
der Nachkriegszeit. Die berichtenden Familien

gehören überwiegend dem Deputantenverhältnis an,

für das die Zusammensetzung der Einnahmen aus

dem Barlohn, dem Naturallohn einschl. Wohnung
und Lohnland, sowie den Erträgnissen aus einer

kleinen Eigenwirtschaft eigentümlich ist.

Es erscheint zunächst nicht als ungünstig, daß

sich die durchschnittlichenGesamtbezüge je Haushalt
und Jahr auf 2417,76 NM stellen. Jedoch müssen
von diesem Jahreserwerb, zu dem im Durchschnitt
2,6.Personen beitragen, 5,1 Personen leben. Als

einigermaßen fest zu veranschlagende Einnahme
kann hiervon lediglich der Barlohn gelten, der im

Durchschnitt 48 II des Gesamteinkommens ausmacht,
während für den Naturalentgelt mit 24 Z und für
die Einnahmen aus der Eigenwirtschaft mit 13,6 Z
mit dem Unsicherheitsfaktor des jeweiligen Marktes

zU rechnen ist. Aus drei mitgeteilten Einzelnach-
Weisen ergibt sich auch, daß die Einnahmen durch
notwendige Ausgaben fast restlos aufgebraucht
werden. Ersparnisse können nicht gemacht werden.

In Ostpreußen liegen die Einnahmen mit

2228,42 NM noch unter diesem Durchschnitt wobei

die«-«.Zahlder Erwerbstätigen 3 Personen und die

durchschnittlicheKopfzahl der Familie 5,7 Personen
beträgt.

-Jn der Schrift ist aus die Wohnverhältnisseder

Deputanten nur kurz eingegangen. Es muß aber

hervorgehoben werden, daß für die Verbesserung
der Wohnungen der Landarbeiter gegenüber den

allerdingsunhaltbaren Zuständen der Vorkriegszeit
bisher erhebliche Mittel aufgewendet worden sind.
Dies dürfte sich auch im Laufe der Zeit ausgewirkt
haben. Von 131 untersuchten Haushaltungen haben
nur 2 Familien eine Wohnung von einer Stube,
während mehrräumige Wohnungen die Regel sind.

In einer Beziehung kann den Ausführungen des

Verfassers nicht zugestimmt werden. Für Ostpreußen
wenigstens trifft es nicht zu, daß der landwirt-

schaftliche Arbeitgeber die Umwandlung des Depu-
tanten zum Freiarbeiter von sich aus betreibt, weil

diesem angeblich die langfristigen Verträge unbequem
sind.

Der Arbeitgeber ist vielmehr an einem seß-
haften Stamm von Arbeitern interessiert. Der Über-

gang zum Freiarbeitertum ist die Folge einer

natürlichen Entwicklung ; auch hierbei ist man grund-
sätzlichbemüht, den Eigenheimer auf seiner Scholle
festzuhalten und ihm durch eine angemessene Land-
zugabe eine Dauerexistenz zu ermöglichen. Die
bisherigen Bestrebungen in dieser Richtung haben
in Ostpreußen schon gute Erfolge gezeitigt und

hätten sich zweifellos bei einem normalen Gang
der Dinge weiter günstig für die deutsche Land-

wirtschaft ausgewirkt.

INegierungsbaumeister a. D. Kretschmer.

Deutscher Bauvereins-Kalender 1932. Heraus-
gegeben vom Hauptverband Deutscher Bauge-

nossenschaften e. V., Berlin, unter Mitwirkung
der ihm angeschlossenen baugenossenschaftlichen
Nevisionsverbände Carl Heymanns Verlag,
Berlin W. 8, Maurerstraße 44. Preis

(l.-ll. Teil) geb. 4.— NM.

Der alljährlich erscheinende, vom Hauptverband
Deutscher Baugenossenschaften e. V., Berlin, heraus-
gegebene Deutsche Bauvereinskalender enthält ein-

gehendes statistisches Material, das die wirtschaft-
liche und soziale Bedeutung der gemeinnützigenBau-

vereinsbewegung erkennen läßt. Dem Hauptverbande
find etwa 3 000 gemeinnützigeBauvereinigungen an-

geschlossen mit mehr als 700 000 Mitgliedern und
einem Vermögen von rund 4 Milliarden Neichsmark
Die Zahl der erstellten Wohnungen beträgt über
600 000.

In dem Geschäftsbericht des Verbandsdirektors
werden wirtschaftliche und wohnungspolitischeFragen
erörtert, die ein über die Kreise der gemeinnützigen
Wohnungsunternehmen hinausgehendes Interessebe-
anspruchen. Der erste Teil enthält ferner mehrere
Aufsätze über Gemeinnützigkeitsrecht,Nutzungsrecht,
soziales Mietrecht, Aufbringung, Verwendung und
Sicherung des Eigenkapitals innerhalb der Genossen-
schaft und die Ziele und Aufgaben der Verbands-
revision.

Der zweite Teil des Bauvereinskalenders enthält
die Anschriften und genaue statistischeAngaben über
jede dem Hauptverband Deutscher Baugenossen-
schaften angeschlossene gemeinnützigeBauvereinigung
Deutschlands. Nn.
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Gesetze, Verordnungen und Erlaffe sp)
I. Wohnungswirtschaft.

1. Erl. d. MfV. v. 7. 1. 1932, betr. Verzinsung
und Tilgung von Hauszinsfteuerhypotheken —

117102X21.11. —

Auf den Bericht vom 21. 11. 1931.

Aus grundsätzlichenErwägungen muß davon

abgesehen werden, die fälligen Zins- und Tilgungs-
beträge für Hauszinssteuerhypotheken in Fällen

wirtschaftlicher Not des Schuldners allgemein zu

stunden oder niederzuschlagen. Nur in ganz be-

sonders gearteten Fällen, in denen die Notlage
des Bauherrn nachweislich ohne sein Verschulden
eingetreten ist und in denen die Einziehung der

Zinsen für die Hauszinsfteuerhypotheken unver-

meidbar zur Zwangsverfteigerung führen würde,
wird zu prüfen sein, ob eine Stundung der Zins-
zahlung zugebilligt werden kann. Die Stundung
der Verzinsung würde zunächst für die Dauer

eines Jahres in Betracht kommen. Ob nach Ab-

lauf der Stundungsfrift eine Niederschlagung
des fälligen Zinsbetrages zu erfolgen hat, bleibt

späterer Entscheidung vorb ehalten. Eine Stundung
der Tilgungsbeträge, die ohnehin jetzt erst in

geringem Umfange und außerdem in der Haupt-
sache erst für Bauten fällig find, die unter einem

relativ günstigenBaukostenftande errichtet wurd en,

kommt grundsätzlichnicht in Frage.
Die Entscheidung über entsprechende Anträge,

soweit sie sich auf die Verzinsung der sogenannten
gemeindlichen Hauszinsfteuerhypotheken beziehen,
muß, wie ich im Einvernehmen mit dem FM.
bemerke, der eigenen Verantwortlichkeit der Ge-

meindenundGemeindeverbändeüberlassenbleiben.
Dabei wird von entscheidender Bedeutung sein,
wieweit die Gemeinden (Gemeindeverbände) in

Erwartung der Zinseingänge etwa bereits rechts-
verbindliche Verpflichtungen auf Gewährung von

Zinszuschüssen oder sogenannten Mietzuschüffen
eingegangen sind und inwieweit infolgedessen ein

zunächst vorübergehender Verzicht auf Zinsein-
nahmen möglich ift. Hinsichtlich derjenigen An-

träge, bei denen es fich um die Verzinsung solcher
Hauszinssteuerhypotheken handelt, die seinerzeit
aus Mitteln des staatlichen Wohnungsfürsorge-
fonds bewilligt worden sind, behalte ich mir die

Entscheidung auf etwaige Stundungsanträge vor.

Demgemäß werden die dort eingehenden Anträge
letzterer Art mit ihrer eingehenden Stellungnahme
von Fall zu Fall an mich weiterzuleiten sein.
Abgesehen von den vorangeführten Gesichts-
punkten ist für die meinerseits zu treffende Ent-

scheidung von Bedeutung:
1. welche Mietsenkung infolge der gesetzlichen

Zinsherabsetzung eingetreten ist,

si) Aus Naummangel konnten wir statt des vollstän-

An

2. daß die Aussetzung der Verzinsung für etwaige
auf demselben oder auch auf anderen Bau-

vorhaben ruhende gemeindlicheHauszinsfteuer-
hypotheken von der Gemeinde ebenfalls zu-

gestanden wird,
Z. daß bei Mietern, die infolge von Erwerbs-

lofigkeit oder aus anderen Gründen die Miete

aus eigener Kraft nicht aufbringen können,
die Wohlfahrtsunterstützungen zur Mietab-

deckung entsprechend herangezogen werden,
und

4. daß für die Dauer der Aussetzung der Ver-

zinsung von der Gemeinde auch auf die Er-

hebung etwaiger gemeindlicher Zuschläge zur

staatlichen Grundvermögensfteuer verzichtet
wird.

Auch hierüber haben sich die zu erstattenden
Berichte auszulafsen.

Jch ersuche, den in Betracht kommenden Ge-

meinden und Gemeindeverbänden hiervon be-

schleunigt Kenntnis zu geben.
Hirtfiefer.

den Herrn Negierungspräfidenten in B. ufw.
(VMBl. Sp. 43.)

Zweite Verordnung zur Durchführung der Miet-

senkung. Vom 5. Januar 1932 (NGBI. l Nr. 2).

Zur Durchführung und Ergänzung der Vierten

Verordnung des Neichspräsidenten zur Sicherung
von Wirtschaft und Finanzen und zum Schutze
des inneren Friedens vom 8. Dezember 1931

Zweiter Teil Kapitel Il §§ 1 bis 4 (NGBl. l
S. 699, 707) —- Mietsenkungsoerordnung —

wird auf Grund Von § 5 des genannten Kapitels
folgendes verordnet:

Artikel 9 der Verordnung zur Durchführung
der Mietsenkung vom 15. Dezember 1931

(NGBI. l S. 752) erhält folgenden Abs. 3:

»(3) Dient ein gemeinnützigesWohnungsunter-
nehmen ausschließlichdem Zwecke, im öffentlichen
Interesse des Reichs einen besonderen Wohnungs-
bedarf zu befriedigen, so kann der Neichsarbeits-
minifter bestimmen, daß eine andere als die gemäß
Artikel 8 bestimmte Stelle über die Ermäßigung
des Mietzinses entscheidet. Der Neichsarbeits-
minifter kann ferner bestimmen, daß bei einem

derartigen Wohnungsunternehmen für die An-

gleichung nach Abf. 1 Grundstücke, die in ver-

schiedenen Gemeinden liegen, zufammengefaßt
werden«

Berlin, den 5. Januar 1932.

Der Neichsarbeitsminister
J. V.: Dr. Geib.

Der Neichsminifter der Juftizdigen Abdrucks bei einzelnen Verordnungen und Erlaffen
J. V.: Dr. Schlegelberger.nur einen kurzen Hinweis bringen.
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3· NdErl.d. MfV., MfWKuV-U.FM. v.19.1.19;’)2-
betr. Bewilligung von Zinsnachlaß für staatllche

"Baudarlehen für Staatsbedienstetenwohnungen
und staatliche Beihilfen für Lehrerwohnungen

—-

Il 3529X14 1. WM. usw.
(V, MBI. 1932 Sp. 83.)

4— Verordnung des Reichspräsidentenzur Änderung
der Vorschriften über die Ablösung der Geblachf
entschuldungsfteuer vom 6.2.1932(RGBI. ,

.

II. Ländliche Siedlung.
—- Vl 723.

1. RdErL d. MfLDuF. v. 1. 1932
,

Nachstehende Abschrift ubersende Ich unter Be-
zugnahme auf meinen Erlaßvom 12. 10. 193’1
—- Vl 36 780 — (nicht verdfsentl.) zur Kenntnis

und Beachtung.

Abdrucke für die Kulturämter liegen bei.

An sämtl. LdsKultA.-Präs. (LwMBl. S. 55.)

Der Reichsarbeitsminister Berlin NW. 40,
IV c 5 Nr.14308-31. den 12.Jan.1932.

Die Ausführungsbestimmungen zu den Vor-

schriften über Baukredite vom 2. 12. 1931 sind
mit Wirkung vom 15. Dezember 1931 in Kraft
getreten. In diesen Ausführungsbestimmungen
ist die Kreditgewährung fürUm- oder Ergänzungs-

Narhrikhten des Bau-
Bauwirtschaft.

Die Arbeitslosigkeit im Baugewerbe ist im Januar
weiter Igestiegen trotz der verhältnismäßig milden

Witterung, die eine Weiterführung der Bautätigkeit
im geringen Umfange gestattet hätte. In Ostpreußen
hat die Arbeitslosigkeit im Baugewerbe damit 90 v.H.
der durch die-Zählung von 1925 überhaupt festge-
stellten Bauhandwerker erfaßt. In der Provinz
Pommern ist die Beschäftigungslosigkeitnoch in

stärkeremUmfange gestiegen, und zwar erreicht sie
mit 18 500 rund 93 v. H. der im Baugewerbe vor-

handenen ererbstätigen. Für die Provinz Grenz-
mark sind die Zahlen über die Arbeitslosigkeit nicht
bekannt, für Oberschlesien liegt als letzte Meldung
die von Ende Dezember 1931 vor.

Die Preissenkung schreitet weiter fort. Der Groß-

handelsindex hat im Januar bereits den Stand von

1913 mit 100,0 erreicht. Auch der Reichsbaukosten-
index weist für Januar eine Abnahme von 140,5

auf 128,8 = 8,3 v. H. auf. Bei den Bauftoffen ist
in den einzelnen berichtenden Provinzen eine weitere

Preisermäßigungzu verzeichnen, die den Baustoff-
jndex weiter absinken läßt, und zwar ist der Ruck-

gang zum Teil recht erheblich· Die Preissenkung
der Baustoffe erstreckt sich für Ostpreußen aufeinige
Holzarten, für Pommern auf Mauersteine, sämtliche

Hölzer und T-Träger, für die Provinz Grenzmark

bauten für die Siedlungsträger günstiger geregelt
als in meinem Schreiben vom 12.10. 1931,
ch 5 Nr.12874, durch das eine Zwischen-
regelung getroffen wurde. Ich bin deshalb damit

einverstanden, daß die Bestimmung D »Um- oder

Ergänzungsbauten gemäß Ziff. 31 der Richt-
linien« der Aussührungsbestimmungenzu den

Vorschriften über Baukredite an die Stelle der

entsprechenden Bestimmungen des Grlasses vom

12. 10. 1931 tritt.

Ich bitte, diese Regelung in geeigneter Weise
bekanntzugeben. (LwMBl.1932, 56.)

2. Polizeiverordnung über die Errichtung und den
Umb au von landwirtschaftlichen Siedlungsbauten,
vom 15. 12. 31. Textausgabe zu beziehen durch:
Bernard 8: Graefe, Berlin-Charlottenburg 1, An
der Caprivibrücke.

III. Osthilfe.

Verordnung des Neichspräsidenten zur beschleu-
v

nigten Durchführung der landwirtschaftlichen Ent-
«

schuldungim Osthilfegebiet (Gntschuldungsverordnung
vom 6. 2. 1932 (NGBI. l 59).

IV. Grundkreditwesen.

Erl. d. MfV. v. 21. 1. 1932, betr. Zinssenkung
auf dem Kapitalmarkt — ll 1400X21. 1· —-

(VMBI. 1932 Sp. 86.)

und Siedlungsmarktes
auf Mauersteine, Dachpfannen und alle Hölzer,
während die Preise für T-Träger um 1.— NM je
100 kg gestiegen sind. Besonders ins Gewicht
fallend ist hier die Preissenkung für Fußbodenholz
von 85.— NM auf 65.— RM je Kubikmeter In

Oberschlesien sind ebenfalls bei allen hauptsächlichsten
Bauftoffen Preisrückgänge zu verzeichnen mit Aus-

nahme der Dachpfannen, die eine Preissteigerung
aufwiesen. Mit Wirkung ab 1. Januar d. Js. sind
die Arbeitslöhne für Bauhandwerker und Bauhilfs-
arbeiter neu festgesetztworden, die bis zum 1.Aprild.Js.
Gültigkeit haben, wodurch der Lohnindex von De-
zember 1931 auf Januar 1932 in Ostpreußenum

13,9 v. H. sank, in Pommern um 7,5 v. H., in Ober-
schlesien um 10,5 v. H., während in der Grenzmark
der Lohnindex auf derselben Höhe verharrte. Dem-
entsprechend sind auch die Baukostenindizes in den
einzelnen Provinzen mehr oder minder stark gesunken.
Gegenüber dem Stand von Januar sank der Bau-
kostenindex im Februar in Ostpreußen um 0,6 v. H.,
in Pommern 7,9 v. H., in der Grenzmark um 4,9
v. H., in Oberschlesien um 1,8 v.H. Die sehr er-

hebliche Senkung des Baukostenindex für Pommern
von Januar auf Februar erklärt sich daraus, daß
die auch in Pommern eingetretene Lohnsenkung erst
bei der Berechnung des Februar-Index berück-

sichtigt ist. Dr. Gr.
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Zahlen zur Bauwirtfchaft
Monat Ober-

Gegenstand 2
s

193 OstpreußenlPommern I Grenzmarkl schlesien

Lebenshaltunggindex . . . . .
JOMUUr 124i5 (VDMUUT130-4)

Großhand elsind ex · « «

Januar 100,0 (Vormonat 103,7) Reich

Baukostenindex . · « « « «

Januar 128,8 (Vormonat140,5)

. Januar 148,3-" 142,6 153,2 142,8
Baukostenmdex . . . . . . . Februar 147,4) 131,4 145,7 140.2

. Januar 133,4 126,9 136,9 127,2

Baustoffmdex . . . . . · . Februar 131,8 116,2 123.3 122,4
, Januar 166,5 II) 161,7 173,0 161,9

Lohmndex . . . . . . . . Februar
3

, 31949,6ÆrMAY 161,9
.

evanuar 9,——RM ,—

«

,— M 32,- NM

Mauerstelne (1000 . . . . Februar 39,— » E737,——
» äg,--» 31,— »

Fanuar 801— « 51 -

» I
"

» ed-— »

Dachpfannen (1000 Stck.)· . . . Februar 80,— » 75,-0» » 65,(36 »

» Januar 18J2r » « )
f

» »

T-Trager (100 kg) . . . . . Februar 18,2;9)» 19,— , -- » 3850»

Planuar 85,»- » gfp -"

, !
f»

» 115 sy

Stammware (1 cbm) . . . . . Februar 85,— » 93,-

» »
7775

»

Januar 45-·— » 45)f-- « )
f

» «

Kantholz (1 Cbm) . . . . . . Februar 43,— » lzz,—, 35,-- » »

Fanuar 85,— » r- » 85----- » -7 »

Fußboden (1 cbm) . . . . . Februar 85,— » 90,---- » 65, »

» SHZZ»49,— » 551"" » 48s «
4 f 5 «

Balken und Bohlen (1 cbmJ . . Februar 46,— » 47,-- » 44,-»- » 42,50 »

Bauhandwerker (Stundenlohn) . . Februar 0,86 » 0,93 » 0,92 » 0,76 »

Bauhilfgarbeiter (Stundenlol)n) . .

Fehqu 0,72 » M » 0,73 » 2363,

.
snde e . 16 778 1r 49«r . ,

. 048

Arbeitslose Bauhandwerker . . . Ende Zusqu 17609 1å487) . .

R) Lohnveränderzngfnachträglichberücksichtigt

Bauwirtfchaftlikhe Kurven

I-a.2ko.dc.er.tkw.o-.w.7. 7.op.-To.se.ko.-X.EU.O-.U.sx.
4951 4952 4951 4952

IQJMEa-E7.rdrkokw.«k sk.op.v-.o.okresk.52u.ouw-.ss.
. d249 4934 49 52
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